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    Zur Diskussion gestellt


    Am besten allein? Separatismus in Europa: Welche Kräfte treiben die Unabhängigkeitsbewegungen an?



    In Schottland, Flandern, Katalonien und Norditalien wird der Ruf nach mehr Autonomie, mehr Selbstbestimmung und sogar nach nationaler Unabhängigkeit laut. Welche Kräfte treiben diese separatistischen Bewegungen an? Ist es der Überdruss am zu großen Zentralismus und am Suprastaat EU? Oder sind eher ökonomische Gründe für den Erfolg separatistischer Parteien verantwortlich? Kai Gehring, Universität Zürich, sieht einen wesentlichen Faktor für die Entstehung von separatistischen Bewegungen in der Ausstattung einer Region mit ökonomisch wertvollen Ressourcen. In den meisten Ländern gebe es Transfermechanismen, die auf diesen Ressourcen basierende Steuereinnahmen von reicheren zu ärmeren Regionen umverteilen. Diese Transfers führten oft zu einer breiten Unterstützung einer separatistischen Bewegung. Christian Schweiger, Technische Universität Chemnitz, unterscheidet bei der Bewertung von Unabhängigkeitsbestrebungen zwischen den Ursachen für die Tendenzen zur Renationalisierung im Kontext wachsender Europaskepsis und regionalen Unabhängigkeitsbestrebungen. Beide Entwicklungen seien verschieden begründet und benötigten deshalb auch separate Strategien. Letztend-lich zeigten sie aber, dass eine wachsende Zahl von Menschen in Europa unter den unübersichtlichen Bedingungen der Globalisierung die Subsidiarität politischer Entscheidungen einfordere. Nach Ansicht von Karsten Lenk, Universität Göttingen, sind die Motive, die separatistische Bewegungen antreiben, verschieden: Im Fokus stehe meistens das Ziel, mehr politische Selbstbestimmung und Macht für die eigene Region zu erreichen. Damit einher werde aber vor allem eine stärkere finanzielle Autonomie oder sogar eine finanzielle Unabhängigkeit vom Nationalstaat gefordert. Klaus Schrader und Claus-Friedrich Laaser, Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, unterstreichen, dass zwar oftmals Separatismus als Instrument zur Steigerung des Wohlstands einer Region angepriesen werde, diese Wahrnehmung aber ausblende, dass in den letzten Jahrzehnten nicht nur in Spanien, sondern in der EU insgesamt Prinzipien einer föderalen Arbeitsteilung das Modell des Zentralstaats zurückgedrängt habe und Wohlstand nicht mit Abschottung, sondern mit politischer und wirtschaftlicher Integration geschaffen werde. Katalonien würde durch eine einseitige Unabhängigkeit von Spanien erheblichen wirtschaftlichen Schaden nehmen. Gero Maaß, Friedrich-Ebert-Stiftung, Madrid, sieht beide Seiten an der Eskalation beteiligt. Die Antwort auf den sich zuspitzenden Konflikt sollte seiner Meinung nach eine klare föderative Politik sein.


    Kommentar


    Ertragslage und Widerstandsfähigkeit des deutschen Bankensektors auf dem Prüfstand Ergebnisse der bankaufsichtlichen Niedrigzinsumfrage 2017



    Andreas Dombret


    Andreas Dombret, Deutsche Bundesbank, stellt die Ergebnisse einer Umfrage zur Ertragslage und Widerstandsfähigkeit deutscher Kreditinstitute, die von der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht durchgeführt wurde, vor: Es zeigt sich, dass die Institute einerseits durch das Niedrigzinsumfeld mit sinkenden Ergebnissen rechnen und nach alternativen Ertragsquellen sowie Kosteneinsparmöglichkeiten suchen. Anderseits ist der Großteil der Institute gegenüber adversen wirtschaftlichen Entwicklungen derzeit widerstandsfähig.


    Daten und Prognosen


    Leasing und Anlageinvestitionen weiter auf Wachstumskurs – beste Aussichten für 2018



    Arno Städtler


    Das Leasing insgesamt hat 2016 mit einem Zuwachs von 6,1% wesentlich besser abgeschnitten als die gesamtwirtschaftlichen Investitionsausgaben, wie der neueste ifo Investitionstest bei den deutschen Leasinggesellschaften zeigt. Für das Jahr 2017 signalisiert der ifo Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, einen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von nominal 2,3%. Für 2018 gehen die aktuellen Prognosen von einem beschleunigten nominalen Anstieg der Wirtschaftsleistung in Deutschland von gut 4,0% (real: gut 2,0%) aus. Für die Ausrüstungsinvestitionen wird sogar, angesichts einer Überauslastung der Kapazitäten, eine signifikante Wachstumsbeschleunigung auf nominal und real rund 5% angenommen, damit würde die Investitionsquote – nach Jahren des Rückgangs – wieder einmal steigen.


    Ein Jahr nach der Wahl:

    Welche Auswirkungen hat die Präsidentschaft Trumps auf Wirtschaft und Politik?


    Dorine Boumans, Florian Dorn, Stefanie Gäbler, Björn Kauder, Manuela Krause, Andreas Peichl und Niklas Potrafke


    Ein Jahr nach der Wahl Donald Trumps zum Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika wurden in der Quartalsbefragung des ifo World Economic Survey weltweit Wirtschaftsexperten und in gleicher Form in der November-Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ Professoren für Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitäten zur Regierungsarbeit der neuen US-Regierung befragt. Die Einschätzungen beider Panelbefragungen weichen im Mittel kaum voneinander ab. Insgesamt sehen die Befragten beider Expertengruppen mehrheitlich keine positiven Impulse unter Trump. Besonders negativ bewerten die befragten Experten die Auswirkungen der Politik Trumps in den Bereichen Wirtschaft, Umwelt, Gesundheitswesen, soziale Gerechtigkeit, Frieden und Sicherheit sowie internationale Zusammenarbeit. Die Leistung des US-Präsidenten wird von vielen Teilnehmern vielmals sogar noch schlechter eingestuft, als sie es zuvor erwartet haben.


    Der Boom im Bauhauptgewerbe – über die Interpretation der entsprechenden ifo-Umfrage



    Felix Leiss


    Im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage fällt das Bauhauptgewerbe durch einen sehr niedrigen langfristigen Mittelwert auf. Sind die aktuellen Rekordwerte der Indikatoren absolut oder in ihrer Relation zu den historischen Durchschnittswerten zu interpretieren? Ein Abgleich mit öffentlichen Zahlen des Statistischen Bundesamtes zeigt, dass die langfristigen Mittelwerte in erster Linie auf eine längere Krise im Baugewerbe ab Mitte der 1990er Jahre zurückzuführen sind. Eine Interpretation aktueller Indikatorwerte vor dem Hintergrund ihrer jeweiligen Durchschnittswerte ist damit nicht angezeigt.


    Investitionstätigkeiten der deutschen (Familien-)Unternehmen: Entwicklungen, Standorte, Einflussfaktoren



    Ann-Christin Rathje und Klaus Wohlrabe


    Die Stiftung Familienunternehmen hat das ifo Institut im Jahr 2017 damit beauftragt, eine Analyse der Investitionstätigkeiten der deutschen Unternehmen vorzunehmen und eine umfassende Unternehmensdatenbank aufzubauen, die sich künftig zu einer in Deutschland führenden Datenquelle für die wissenschaftliche Forschung mit Bezug auf die Tätigkeit von Familienunternehmen entwickeln soll. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden im Zeitraum von Mai bis Juli 2017 sowohl Familienunternehmen als auch Nicht-Familienunternehmen zu ihren Investitionstätigkeiten befragt. Insgesamt konnten im Zuge der Erhebung Informationen zum Investitionsverhalten von etwa 1500 deutschen Unternehmen ausgewertet werden. Den Ergebnissen der Unternehmensbefragung zufolge bleibt Deutschland mit Abstand der bedeutendste Investitionsstandort für deutsche Unternehmen: Der Großteil der Unternehmen investiert derzeit hauptsächlich in Deutschland. Internationale Investitionsstandorte sind jedoch ebenfalls von Bedeutung: Immerhin 16,3% der befragten Unternehmen nennen Europa als zentralen Investitionsstandort. Für 10,2% bzw. 7,7% der Unternehmen spielt der asiatische Raum bzw. die Vereinigten Staaten eine zentrale Rolle.


    Im Blickpunkt


    ifo Konjunkturumfragen November 2017 auf einen Blick:

    Die deutsche Wirtschaft steuert auf eine Hochkonjunktur zu


    Klaus Wohlrabe


    Die Stimmung in den deutschen Chefetagen ist hervorragend. Der ifo Geschäftsklimaindex stieg im November auf einen neuen Rekordwert. Dies war auf deutlich optimistischere Erwartungen der Unternehmen zurückzuführen. Dagegen bewerteten die Unternehmen die Geschäftslage nicht mehr ganz so positiv wie im Vormonat.


    Wir wünschen unseren Lesern frohe Weihnachten und ein gutes neues Jahr 2018.
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    Separatistische Bewegungen: Erklärungen und Lösungs­ansätze


    Die turbulenten und sich überschlagenden Ereignisse in Katalonien haben das Thema Separatismus auf die Tagesordnung gebracht, de facto sind die jüngsten Ereignisse aber weniger ungewöhnlich als viele denken. Die schottische Unabhängigkeitsbewegung war 2014 kurz davor, sich erfolgreich von Großbritannien abzuspalten, und die ETA kämpfte jahrzehntelang gewalttätig für ein unabhängiges Baskenland. Auch der Brexit kann am besten als eine separatistische Bewegung zur Abspaltung von einer größeren politischen Entität verstanden werden, wobei die Argumente der »Brexiteers« denen anderer Unabhängigkeitsbewegungen verblüffend ähneln. Separatistische Bewegungen und Parteien existieren auf der ganzen Welt, aber während es einige zu Prominenz und politischem Erfolg gebracht haben, bleiben viele klein und erfolgslos. Wie können wir diese unterschiedlichen Entwicklungen am besten verstehen?


    Die existierende ökonomische Literatur über die optimale Größe eines Landes argumentiert, dass eine Region die Vor- und Nachteile, Teil einer größeren Nation zu sein, gegeneinander abwägt. Als Vorteile gelten größere Chancen für den gemeinsamen Handel und die effizientere Bereitstellung von öffentlichen Gütern. So ist ein gemeinsames Militär für alle deutschen Bundesländer zusammen wesentlich kostengünstiger als eine eigene Armee, da diverse Fixkosten aufgeteilt werden können. Als Hauptnachteil sieht die bestehende Literatur die teilweise Aufgabe politischer Selbstbestimmung, wenn die Präferenzen einer Region von den Präferenzen des restlichen Landes deutlich abweichen und sich die Bürger ungeliebten Mehrheitsbeschlüssen beugen müssen.


    Ein wesentlicher Faktor, der unserer Meinung nach in bisherigen Modellen vernachlässigt wird, ist die Ausstattung einer Region mit ökonomisch wertvollen Ressourcen. Der relative Reichtum einer Region (und damit das Besteuerungspotenzial) hängt von »natürlichen« Ressourcen ab, aber auch von Ressourcen im weiteren Sinne, wie beispielsweise eine vorteilhafte geographische Lage, effizient arbeitende Institutionen, eine gute Infrastruktur oder vorhandenes Humankapital. In den meisten Ländern existieren Transfermechanismen, die auf diesen Ressourcen basierende Steuereinnahmen von reicheren zu ärmeren Regionen umverteilen. Diese Transfers sind oft der entscheidende Faktor, der über eine breite Unterstützung einer separatistischen Bewegung durch die Bevölkerung entscheidet. Wichtig sind dabei nicht nur die umverteilten Summen, sondern auch die politischen Entscheidungsprozesse.


    Entscheidend ist dabei unter anderem die politische Machtstellung einer Region. Eine politisch dominante Region hat unabhängig von ihren Ressourcen wenig Anreize, sich vom Rest des Landes abzuspalten, da sie direkt über Umverteilungsmechanismen mitentscheiden kann. Gut zu sehen ist das am Bei-spiel Belgien. Bis in die 1960er Jahre war Wallonien, insbesondere dank der Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen wie Kohle- und Erzvorkommen, die reichere, aber auch gleichzeitig die politisch dominante Region. Die größten Parteien zu dieser Zeit waren die Sozialisten und Christdemokraten, beide Parteien der Mitte, und es gab weder in Wallonien selbst noch in Flandern nennenswerte Wahlerfolge separatistischer Parteien. In den letzten Jahrzehnten verlor die Ressource »Kohle« stark an Wert, während der relativ höhere Bildungsstandard und der bedeutende Hafen in Antwerpen als Ressourcen für Flandern drastisch an Wert gewannen. Parallel dazu stieg die Unterstützung in Flandern für Parteien wie die »Neu-Flämische Allianz«, die die Transferzahlungen an den immer noch als politisch dominant wahrgenommenen wallonischen Landesteil und deren Ver(sch)wendung öffentlich anprangert; inzwischen ist sie die stärkste Partei im belgischen Parlament.


    Wie immer stellt sich die Frage, ob regionaler Ressourcenreichtum den Erfolg separatistischer Parteien tatsächlich kausal miterklären kann oder ob es sich um eine, möglicherweise zufällige, Korrelation handelt. Dies ist nicht nur wissenschaftlich relevant, sondern auch für die politische Interpretation und darauf basierende Schlussfolgerungen entscheidend. Mit Hilfe eines natürlichen Experiments konnten wir diese Frage anhand von Wahlergebnissen im Vereinigten Königreich beantworten. Wir vergleichen dabei Wales mit Schottland: In beiden Regionen existieren seit dem frühen 20. Jahrhundert mit Plaid Cymru und der SNP separatistisch ausgerichtete Parteien. Im Gegensatz zu Wales erlebte Schottland aber seit 1970 durch die Ölfunde innerhalb seines hypothetischen Hoheitsgebietes einen drastischen Anstieg seines relativen Ressourcenreichtums. Die Wahlergebnisse beider Parteien verlaufen bis 1970 tatsächlich quasi parallel, auf niedrigem Niveau, seit dem ersten großen Ölfund aber steigt der Stimmenanteil der SNP mit jedem Fund rasant an.


    Kulturelle Faktoren (oder im Fachjargon heterogener Präferenzen) allein sind also keine hinreichenden Erklärungen für den Erfolg separatistischer Parteien, in Einzelfällen nicht einmal notwendige Voraussetzungen. Die durch die Lega Nord in Italien propagierte Republik »Padanien« basiert beispielsweise nicht auf einem historischen Staat. Zweifellos ist eine starke regionale Identität hilfreich, aber in den allermeisten Fällen bedarf es zusätzlicher, ökonomischer, Argumente, um Wähler in großer Zahl zu begeistern. Zu dieser Erklärung passen auch unsere Schätzungen über die sinkende Unterstützung für die SNP mit fallenden Ölpreisen, höchstwahrscheinlich ein entscheidender Grund für das Scheitern des Referendums 2014. Auch katalanische Wähler werden die Reaktionen von Firmen, von denen Arbeitsplätze und Steuereinnahmen abhängen, in ihr weiteres Kalkül mit einbeziehen.


    Die Analyse der Ursachen ist das eine, wichtig ist aber auch, welche Lösungen verfügbar sind. Die Unterdrückung einer Region durch einen zentralstaatlichen Akteur ist dabei sicher nicht hilfreich. Unsere Forschung zeigt am Beispiel Frankreichs, wie Unterdrückung und repressive Politik die gemeinsame Identität einer Region sogar verstärken kann. Wir nutzen dabei Variation innerhalb einer historisch homogenen Region, Lothringen, um zu zeigen, dass Besetzung und Unterdrückung der regionalen Identität das Gegenteil von dem erreichen können, was sie bezwecken; nämlich langfristig zu einer Stärkung der regionalen Identität beitragen. Wichtig scheint in diesem Zusammenhang auch zu sein, ob die Identität der eigenen Gruppe und die Identität der übergeordneten Einheit, zum Beispiel des Nationalstaates, als miteinander vereinbar oder gegensätzlich wahrgenommen werden. So könnte man argumentieren, dass erst durch die unnachgiebige Politik der spanischen Zentralregierung unter Rajoy die katalanische und spanische Identität von einer größeren Anzahl Menschen als nicht miteinander vereinbar wahrgenommen werden. Sowohl die kulturelle Dimension als auch ökonomische Verteilungsfragen beeinflussen also die Stabilität föderaler Staaten. Aber wann entsteht unter diesen Voraussetzungen ein potenziell destabilisierender separatistischer Konflikt?


    Betrachten wir die aktuellen Fälle, eint alle, dass sich der Ärger an als unfair empfundenen fiskalischen Transfersystemen entzündet. Auch mit Bezug auf die Reform der Europäischen Union spiegelt ein Großteil der Diskussion die Frage wider, ob eine mögliche Umverteilung unfair und ineffizient angemessen oder sogar moralisch und ökonomisch notwendig ist. Gerade vor dem Hintergrund von Problemen mit dem Länderfinanzausgleich oder der dauerhaften geographischen Umverteilung innerhalb Italiens bergen diese Fragen augenscheinlich großen politischen Sprengstoff. Daher ist die für die Zukunft der Nationalstaaten, wie auch der EU, entscheidende Frage: Lassen sich Transfersysteme konstruieren, die eine gewünschte Umverteilung oder Absicherung gegen asymmetrische Risiken ermöglichen, den Ärger der temporären oder dauerhaften Geberregionen aber minimieren?


    Dafür muss endlich ein konstruktiver Austausch zwischen politischen Ökonomen und Makroökonomen beginnen. Im Moment beharren die politischen Ökonomen zu Recht, aber einseitig, auf den Nachteilen eines Transfersystems, während die Makroökonomen einseitig, aber auch mit wichtigen Argumenten, die Vorteile betonen. Ich möchte hier folgende Hypothesen zur Diskussion stellen. Erstens, nicht nur die Rolle als Nettozahler an sich, sondern auch mangelnde Einflussmöglichkeiten auf die Verwendung der Gelder und mangelndes Vertrauen in diese Prozesse sorgen für Unzufriedenheit. Zweitens, die Finanzierung öffentlicher Projekte durch reine Transfers einer zent­ralen politischen Autorität bringt neben bekannten Nachteilen wie geringen Sparanreizen, mangelnder Transparenz und der unzureichenden Nutzung lokaler Informationen auch das aktuelle sichtbare Problem der mangelnden Akzeptanz mit sich. Drittens, durch fremdes Geld finanzierte Projekte oder Dienstleistungen wie Autobahnen oder eine gebührenfreie Kinderbetreuung, die in Ausmaß oder Qualität über dem Niveau in den Geberregionen liegen, sorgen besonders für Unfrieden.


    Viertens, nicht alle Transferzahlungen sind gleich. Umverteilung über automatische Stabilisatoren, wie zum Beispiel das Arbeitslosengeld oder das Rentensystem, führen eventuell zu weniger Unfrieden. Fünftens, eine hohe Steuerautonomie wie in der Schweiz, wo Gemeinden und Kantone einen großen Anteil ihrer Investitionsprojekte aus eigenen Mitteln finanzieren, kombiniert mit direkt-demokratischen Mitteln, ermöglicht die Einbeziehung der lokalen Bevölkerung und kann unerwünschte Ausgabenwünsche von Politikern begrenzen. Falls eine geographische Umverteilung angestrebt wird, muss die Allokation transparenten demokratischen Regeln folgen, die auch für die Bevölkerung in den Geberregionen dauerhaft akzeptabel sind. Obwohl sie aus sehr heterogenen kulturellen Gruppen besteht, beweist die Schweiz, dass ein solches System nicht nur funktionieren, sondern auch stabil und sehr erfolgreich sein kann.


    Endnoten


    
      
        1 Dr. Kai Gehring ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Politikwissenschaft an der Universität Zürich.
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    Die Europäische Union im Spannungsfeld zwischen Renationalisierung und neuem Regionalismus


    Der europäische Kontinent wurde im Laufe der letzten zehn Jahren durch eine Reihe fundamentaler wirtschaftlicher und politischer Krisen geschüttelt, die letztendlich alle ihren Ursprung in Globalisierungsprozessen hatten. Die globale Finanzkrise und die in der Folge entstandene dreidimensionale Banken-, Wirtschafts- und Staatsschuldenkrise führte dazu, dass die europäische Öffentlichkeit deutlich an Vertrauen in die Effektivität der politischen Steuerungsprozesse nationaler und europäischer Institutionen verloren hat. Auf dem Höhepunkt der Eurokrise im Jahr 2011 hatten nur noch 31% aller Bürger der 28 EU-Mitgliedstaaten Vertrauen in die Europäische Union und sogar nur noch 28% in die jeweiligen nationale Regierungen und Parlamente (vgl. Europäische Kommission 2017a, S. 14). Die Sorgen der Bürger konzentrieren sich dabei auf drängende Themen wie Arbeitslosigkeit, adäquate Gesundheitsvorsorge und soziale Sicherung, steigende Lebenshaltungskosten, die eigene wirtschaftliche Situation und in letzter Zeit zunehmend auch Migration und Terrorismus. Die beiden letztgenannten Themen sind in der Folge der zahlreichen Terroranschläge in Europa und der Flüchtlingskrise im Sommer 2015 zunehmend in das öffentliche Bewusstsein gerückt.


    Globalisierungen und der Mangel an effektiver politischer Steuerung


    Als problematisch erweist sich dabei die wachsende öffentliche Skepsis gegenüber den politischen Versprechen bezüglich der Schaffung von Chancen durch die Globalisierung durch effektive politische Steuerung. Die im Zuge der globalen Finanzkrise auf­gedeckten verantwortungslosen Praktiken in der Finanzindustrie und die Unfähigkeit, die Ursachen von Migration aus Drittstaaten effektiv einzudämmen offenbarten jedoch den offensichtliche Mangel an politischer Steuerung, um diese fundamentalen Herausforderungen präventiv zu bewältigen. Die offensichtliche Unfähigkeit politischer Entscheidungsträger, die Risiken der Globalisierung durch vorausschauende Strategien einzudämmen, führt bei den Bürgern zunehmend zu einer kritischen Perspektive gegenüber der Globalisierung und letztendlich auch zur Rückbesinnung auf nationale, regionale und häufig auch lokale Perspektiven. Neueste Umfragen zu den Einstellungen gegenüber der Globalisierung zeigen, dass eine deutliche Mehr-heit der Bürger in den 27 EU-Mitgliedstaaten (63%) die Auffassung vertreten, dass die Globalisierung sozi-ales Ungleichgewicht verstärken würde. Gleichzeitig sind nur 45% der Bürger in der EU der Meinung, dass die EU sie von den negativen Auswirkungen der Globalisierung bewahrt (vgl. Europäische Kommission 2017b, S. 38, 42).2 Dies hat maßgeblich zur Legitimationskrise der EU beigetragen, die durch die mangelnde Transparenz demokratischer Entscheidungsprozesse im mittlerweile für den politischen Laien nur noch schwer verständlichen politischen Mehrebenensystem der EU noch verstärkt wurde.


    Wachsende Europaskepsis und die Rückbesinnung auf das Nationale


    Das deutliche Anwachsen populistischer europaskeptischer politischer Kräfte wurde bereits bei den Europawahlen im Mai 2014 deutlich, als die Zahl der Sitze für populistische Parteien deutlich anstieg. 2014 wuchs der Anteil europaskeptischer Kräfte in der Fraktion »Europa der Freiheit und der Direkten Demokratie« (EFDD) und in der Gruppe der fraktionslosen Abgeordneten, zu der auch die französische Front National gehört, auf über 13% an. In dieser Prozentzahl sind die Abgeordneten eindeutiger rechtspopulistischer Parteien, wie die der Partei Fidesz des ungarischen Ministerpräsidenten Viktor Orbán und der Forza Italia des italienischen Medienmoguls und ehemaligen italienischen Ministerpräsidenten Silvio Berlusconi, nicht einmal miteingerechnet. Fidesz und Forza Italia sitzen mit jeweils zwölf Europaabgeordneten in der christdemokratischen Fraktion der Europäischen Volksparteien (EVP), die auch die deutsche CDU beinhaltet.


    Seit der Europawahl hat sich in den Mitgliedstaaten der EU ein beispielloser Wahlmarathon abgespielt, der die politische Landkarte Europas grundlegend verändert hat. Besonders stechen hierbei die Parlamentswahlen in Großbritannien im Mai 2015 und in Polen im Oktober 2015 heraus. In Polen errang die rechtskonservativ-nationalistische Partei des Rechts und der Gerechtigkeit (PiS) unter dem Parteivorsitz von Jarosław Kaczyński erneut die Regierungsmehrheit. Polen ist seitdem politisch deutlich nach rechts ge-rückt, und es zeigt sich zunehmend ein neu auf­flammender polnischer Nationalismus, der genauso gegen Minderheiten wie gegen die Europäische Union und Deutschlands führende Rolle gerichtet ist. Die PiS-Regierung hat seit ihrem Amtsantritt ähnliche kons­-titutionelle Reformen zur Beschneidung der Rechte des Parlaments, des Einflusses der Medien und der Unabhängigkeit der Medien veranlasst wie zuvor bereits die ungarische Regierung unter Premierminister Orbán. Der ungarische Premier hat sich in seinem Land vor allem durch nationalistische und gegen die EU gerichtete Parolen eine beinahe unangefochtene politische Stellung als Vertreter ungarischer Interessen erarbeitet. Orbán vergleicht die EU dabei als Teil seiner aktuellen Kampagne Állitsuk Meg Brüsszelt! (»Stoppt Brüssel!«) regelmäßig mit der Sowjetunion unter Stalin. Dabei präsentiert er sich als Freiheitkämpfer gegen das, was er als die Unterdrückung der Bürger durch nicht demokratische legitimierte politische Eliten bezeichnet. In diesem Zusammenhang spricht Orbán davon, dass die Bürger Europas nach enttäuschten Hoffnungen über die angeblichen Vorteile der ökonomischen Globalisierung nun die »Rückkehr in die Welt, in der sie sich einst zuhause gefühlt hatten: die breite und diverse Welt der Nationen« fordern würden.3 Orbáns Ansatz ist symptomatisch für den nationalistisch-populistischen Trend in Mittelosteuropa, der bei den Wählern in der Region wachsende Zustimmung verzeichnet. Neben Ungarn und Polen sind nationalistische Kräfte auch in der Slowakei und in der Tschechischen Republik auf dem Vormarsch. Bei der Parlamentswahl in der Slowakei im März 2016 gelang der rechtspopulistischen Slowakischen Nationalpartei (SNS) mit 8,6% die Rückkehr in das slowakische Parlament. Zugleich zog erstmals die rechtsextreme Volkspartei »Unsere Slowakei« mit 8% der Stimmen in das slowakische Parlament ein. Bei den Parlamentswahlen in der Tschechischen Republik im Oktober dieses Jahres ging neben deutlichen Gewinnen für rechtspopulistische und europaskeptische Parteien die Partei ANO des Milliardärs Andrej Babiš als stärkste Kraft hervor. Der nun designierte neue tschechische Premierminister Babiš schlug im Wahlkampf betont nationalistische Töne an und stelle seine kompromisslose Haltung gegenüber der von der EU geforderten Flüchtlingsquoten wie auch seine generelle Ablehnung der Mitgliedschaft seines Landes in der Eurozone in den Vordergrund. Diese Entwicklungen spiegeln die sich vertiefende politische Peripheri-sierung der mittelosteuropäischen Region wider, die sich vor allem durch die Eurokrise und die Flüchtlingskrise verstärkt hat. Die Rückschritte im Demokratisierungsprozess haben ihren Ursprung maßgeblich im wirtschaftlichen und sozialen Gefälle in der Region. Eurostat beziffert den prozentualen Anteil an der Gesamtbevölkerung derer, die in den mittelosteuropäischen Staaten unter erheblicher materieller Deprivation leiden, zwischen 4,8% in der Tschechischen Republik und insgesamt 31,9% in Bulgaren. Materielle Deprivation wird hierbei als starke Einschränkung der Lebensbedingungen »aufgrund fehlender Mittel« definiert, bei der die Betroffenen nicht in der Lage sind, für essentielle alltägliche Bedürfnisse (wie Miete, Heizung, warme Mahlzeiten, Telefon und Farbfernseher) finanziell aufzukommen (vgl. Eurostat). Einen großen Anteil an der weit verbreiteten strukturellen Armut in der Region hat die beharrliche Fixierung nationaler Regierungen auf den stark ausgeprägten Niedriglohnsektor, einem Pauschalsteuersystem, kombiniert mit niedrigen Sozialausgaben. Diese Faktoren werden als Wettbewerbsvorteil in Bezug auf die Attraktivität der Region für Investi-tionen westlicher Unternehmen, vor allem aus Deutschland, gesehen. Die beständige und stark ausgeprägte Armut vor allem in den ländlichen Gebieten Mit­telosteuropas macht die Bevölkerung anfällig für nationalistisch orientierten Populismus und Skepsis gegenüber der Europäischen Union. Die Europaskepsis in der Region wurde durch den kritischen Blickwinkel auf die von Deutschland vorangetriebenen Reformen der politischen Architektur der Eurozone, die mittlerweile hauptsächlich als Transfer- und Haftungsunion wahrgenommen wird, und der Einführung verbindlicher Flüchtlingsquoten noch verstärkt.


    Der Brexit – Grossbritanniens langwierige Abspaltung von Europa


    In Großbritannien führte der Wahlsieg des konser­vativen Premier David Camerons bei der Unterhauswahl im Mai 2015 zur politischen Weichenstellung für ein Referendum über die EU-Mitgliedschaft im Juni 2016. Cameron hatte von 2010 bis 2015 in einer Koalitionsregierung mit den Liberaldemokraten regiert, die es ablehnten, nach dem ersten Referendum zur Mitgliedschaft in der EG im Jahr 1975 die Briten ein zweites Mal abstimmen zu lassen. Nachdem Cameron bei der Wahl 2015 für seine Partei wieder die absolute Mehrheit der Sitze im Unterhaus zurückgewonnen hatte, musste er sein Wahlversprechen erfüllen, den Briten erneut eine Gelegenheit zu geben, über die Mitgliedschaft abzustimmen. Der Hintergrund war zum einen die von Cameron geforderten Neuverhandlungen der britischen EU-Mitgliedschaft. Er begründete dies mit der politischen Vertiefung in der Euro-zone und der öffentliche Diskussion in Großbritannien über die negativen Auswirkungen der unbegrenzten Einwanderung aus den Niedriglohnländern Mittelosteuropas im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit.


    Cameron reagierte auch auf die generell wachsende Europaskepsis im Land, die sich vor allem in den Midlands und den nördlichen Regionen Englands in einer diffusen Angst vor dem »Kontrollverlust« begründete. Die Wiedererlangung nationaler Souveränität und das Zurückdrängen politischer Fremd­bestimmung durch die Europäische Union standen deshalb im Mittelpunkt der Referendumkampagne (vgl. Schweiger 2017). Diese Forderungen wurden von den europaskeptischen Medien, der nationalistischen United Kingdom Independence Party (UKIP) und der Vote Leave Kampagne durch den Slogan »take back control« (Holt Euch die Kontrolle zurück) erfolgreich zugespitzt. Die Kampagne für den Austritt wurde vom damals sehr populären ehemaligen Londoner Bürgermeister Boris Johnson angeführt, der mittlerweile das britische Außenministerium übernommen hat.


    Das Referendum am 24. Juni 2016 stellt einer der gravierendsten Zäsuren in der Entwicklung des europäischen Integrationsprozesses dar. Die Entscheidung einer knappen Mehrheit der Briten (51,9%) für den Austritt kam vor allem dadurch zustande, dass alle Regionen Englands, mit Ausnahme Londons, mehrheitlich für den Brexit stimmten (vgl. Schweiger 2017). Die Bürger in Schottland stimmten dagegen mit deutlicher Mehrheit (62%) für den Verbleib in der EU. Trotzdem wird die konservative Regierung von Premierministerin May voraussichtlich am 29. März 2019 offiziell den Austritt Großbritanniens aus der EU vollziehen. Damit verlässt nicht nur der drittgrößte Mitgliedstaat die EU. Ironischerweise spaltet sich ein Land vom europäischen Binnenmarkt ab, das stets in der EU wirtschaftlichen Freihandel propagiert hatte. Die Vote-Leave-Kampagne hat jedoch gezeigt, dass vor allem die eigentlich generell wirtschaftsliberale eingestellten Engländer letztendlich unter den Bedingungen der Globalisierung ihr Heil in der nationalen Abschottung von Europa suchen.


    Neuer Schwung für regionale Unabhängigkeitsbestrebungen?


    Bei der Bewertung von Unabhängigkeitsbestrebungen muss man deutlich zwischen den Ursachen für die Tendenzen zur Renationalisierung im Kontext wachsender Europaskepsis und regionalen Unabhängigkeitsbestrebungen, wie sie in Schottland oder Katalonien zu beobachten sind, unterscheiden. Die Ursachen für den wachsenden Nationalismus in manchen Regionen Europas liegen in einer Mischung aus regionalspezifischen historischen Hintergründen. Diese werden oftmals durch politische Spannungen zwischen den regionalen Administrationen und den Zentralregierungen verstärkt. Gerade an den Beispielen Schottland und Katalonien, deren potenzielle Unabhängigkeit in letzter Zeit verstärkt in den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses gerückt ist, lässt sich dies gut ablesen.


    Schottland und Katalonien – am besten allein?


    In Schottland ist die Diskussion über ein zweites Unabhängigkeitsreferendum (vgl. Stolz 2015) nach dem gescheiterten Referendum vom 18. September 2014 im Zuge der Brexit-Entscheidung neu aufgeflammt. Die Schotten pflegen seit Jahrhunderten einen ausgeprägten nationalen Patriotismus, der sich vor allem in der Abgrenzung von England definiert. Die zahlreichen kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen den ehemals separaten Königreichen Schottland und England, die erst durch ihren Zusammenschluss unter dem Dach des Vereinigten Königreichs unter den Acts of Union 1707 und 1800 ein Ende fanden, wirken bis heute im Bewusstsein der schottischen Nation nach. Viele Schotten finden sich selbst unter der von der Labour-Regierung Tony Blairs 1998 initiierten Dezent­ralisierung (Devolution) politischer Befugnisse an das neu geschaffene schottische Parlament in Edinburgh nur schwer mit der von ihnen als Fremdbestimmung empfundenen Zentralregierung in Westminster ab. Das schottische Parlament hat durch den Scotland Act von 1998 weitreichende Kompetenzen (u.a. im Bereich der Bildung sowie der Gesundheits- und Sozialpolitik) weitreichende Kompetenzen erlangt. Trotzdem entscheidet die britische Regierung in Westminster weiterhin allein über strategische Fragen, wie die Außen- und Europapolitik des Landes. Dies zeigte sich in den vergangenen Jahren durch die wachsende politische Unterstützung für die Scottish National Party, die seit ihrer Gründung 1934 die Unabhängigkeit Schottlands vom Vereinigten Königreich propagiert hat. Die SNP hat sich mittlerweile als Schottlands Volkspartei etabliert und findet breiten politischen Zuspruch. Die SNP führt seit 2007 die schottische Regionalad-ministration an. Die derzeitige Parteivorsitzende Nicola Sturgeon und Erste Ministerin Schottlands ist eine ausgesprochene Befürworterin der Unabhängigkeit Schottlands und argumentiert, dass die Entscheidung von 62% der Schotten für den Verbleib in der EU ein erneutes Unabhängigkeitsreferendum unabdingbar machen würde. Sturgeon zögert jedoch nicht nur aufgrund der deutlichen Ablehnung dieser Forderung durch die konservative britischen Premierministerin Theresa May derzeit noch, konkrete Vorbereitung für ein zweites Referendum zu treffen. Sturgeon kann sich auch der Zustimmung der Mehrheit der Schotten für den Austritt aus Großbritannien nicht sicher sein. Um-fragen zeigen ein schwankendes Bild, das darin be-gründet ist, dass viele Schotten trotz genereller Sympathie für die Idee der nationalen Unabhängigkeit große Sorgen bezüglich der potenziellen negativen wirtschaftlichen Folgen haben. Die schottischen Unabhängigkeitsbestrebungen sind daher weniger wirtschaftlich als historisch-kulturell begründet. Die Mehrheit der Schotten sieht ihr Land als europäische Nation, dem die Mitgliedschaft in der EU nicht nur wirtschaftliche Vorteile, sondern auch die Chance auf größere Unabhängigkeit von der Westminster-Regierung in London bietet. Sollten sich die Schotten in einem erneuten Referendum für die Unabhängigkeit entscheiden, wäre ein entscheidender Faktor die komplette Abspaltung Großbritanniens vom Europäischen Binnenmarkt (»harter Brexit«). Letztendlich könnten die Bedenken der Schotten über die Auswirkungen Brexit größer sein als ihre Sorge, als unabhängige Nation wirtschaftliche deutlich schwächer dazustehen. Ähnlich verhält es sich in Katalonien, wo die derzeitigen Unabhängigkeitsbestrebungen von der katalanischen Regionalregierung aus der Position der wirtschaftlichen Stärke vorangetrieben werden. Katalonien hat aus wirtschaftlicher Sicht wenig Positives von der Abspaltung von Spanien zu erwarten, vor allem weil es als unabhängige Region zunächst nicht nur außerhalb der EU positioniert, sondern auch nicht mehr Mitglied in der Eurozone wäre. Auch verfügt die Region Katalonien bereits über einen quasi autonomen Status innerhalb Spaniens. Die katalanische Regierung verfügt deshalb über weitreichende politische Befugnisse und kann regionale Gesetzgebung in vielen Bereichen selbst bestimmen. Die Katalanen haben sich dennoch stets mit der Zugehörigkeit zum spanischen Staat schwer getan, was vor allem in der historisch über Jahrhunderte zurückreichenden individuellen politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung der Region begründet ist. Eine ähnliche Perspektive ist auch im Baskenland zu finden, eine Region, die sich historisch über die Grenzen von Spanien und Frankreich erstreckt (vgl. Bernecker 2010).


    Europa zwischen neuem Nationalismus und regionalem Separatismus


    Für die EU stellt sich sowohl die Tendenz der Renationalisierung politischer Debatte in den Mitgliedstaaten als auch die Gefahr wachsender regionaler Unabhängigkeitsbewegungen als fundamentale Herausforderungen dar. Beide Entwicklungen sind sehr unterschiedlich begründet und benötigen deshalb auch separater Strategien, um langfristig effektiv bewältigt werden zu können. Letztendlich haben jedoch beide Entwicklungen etwas Grundlegendes gemeinsam: Sie zeigen, dass eine wachsende Zahl von Menschen in Europa unter den zunehmend unübersichtlichen Bedingungen der Globalisierung verstärkt die Subsidiarität politischer Entscheidungen einfordern. Selbst wenn die Verlagerung der Entscheidungen auf die nationale und regionale Ebene letztendlich nicht unbedingt für die Lösung zunehmend überregional und global vernetzter Probleme förderlich ist, wird dies den aktuellen Meinungstrend kaum maßgeblich beeinflussen. Die Mitglied­staaten und Regionen der EU werden zukünftig verstärkt ihr gemeinsames Augenmerk auf die Frage richten müssen, wie sie dem schleichenden Zerfall der Gemeinschaft konkret durch eine konkrete politische Vision, die Stärkung des wirtschaftlich und sozialen Zusammenhaltes und die Demokratisierung politischer Entscheidungsprozesse auf der nationalen und supranationalen Ebene entgegenwirken können.
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    Die Instrumentalisierung von kulturellen Werten und raumbezogenen Identitätskonstruktionen für separatistische Ziele


    Von Grönland bis Transnistrien, vom Nordkap bis Sardinien, innerhalb Europas lassen sich viele Regionen mit separatistischen Bewegungen finden, die eine politische Abspaltung von ihrem zugehörigen Nationalstaat verfolgen. Zu den prominenteren Fallbeispielen, die sowohl in diversen Medienberichterstattungen als auch in den Wissenschaften des Öfteren thematisiert und analysiert werden, gehören Schottland, Flandern, Südtirol und vor allem Katalonien. Spätestens seit dem umstrittenen Unabhängigkeitsreferendum in Katalonien am 1. Oktober 2017 und die neun Tage später ausgerufene (jedoch einstweilen ausgesetzte) einseitige Unabhängigkeitserklärung Kataloniens ist der Name Carles Puigdemont in den Nachrichten omnipräsent und nicht nur mehr ausschließlich Personen bekannt, die sich für die innerspanische Politik oder für separatistische Bewegungen interessieren.


    Doch welche Motive treiben die separatistischen Akteure an? Inwieweit lassen sich bei den verschiedenen Gruppierungen wiederkehrende Beweggründe, Strategien und Ziele finden? Bevor diese Fragen diskutiert werden, muss jedoch darauf verwiesen werden, dass jede der angesprochenen Regionen eine individuelle historische Entwicklung vollzogen hat, die bei der Bewertung berücksichtigt werden muss.


    Die Vergangenheit ruht nicht


    Die Geschichte spielt bei den meisten Unabhängigkeitsbewegungen für ihre Legitimation eine entscheidende Rolle. Sie beziehen sich häufig auf historische Kontexte und Epochen, bei denen die Region fremdgesteuert, unterdrückt und an der Ausübung ihrer kulturellen Eigenarten gehindert wurde. Hier lassen sich immer wieder Aussagen von separatistischen Akteuren finden, die die Ungerechtigkeiten der Vergangenheit bewusst in die Gegenwart transportieren. Damit wird das angesprochene Klientel emotionalisiert und eine Art »kollektive Identität der Benachteiligung« gegenüber dem übergeordneten Nationalstaat geschaffen. Die Erzählungen über die Vergangenheit werden somit in der Gegenwart zu einem strategischen und wirkmächtigen Instrument der Separatisten, das einen Teil der Bevölkerung für den Abspaltungsgedanken sensibilisieren und begeistern kann.


    Die Instrumentalisierung von kulturellen Werten


    Doch nicht nur die Geschichte wird für die eigenen Interessen inszeniert und instrumentalisiert. Das zentrale Argument der Unabhängigkeitsbefürworter ist häufig eine kulturelle Einzigartigkeit gegenüber dem Nationalstaat. Die kulturellen Besonderheiten werden in diesem Zusammenhang auch oft als gefährdet oder unterdrückt charakterisiert. Der Region werden kulturelle Werte zugeschrieben, die sie (angeblich) von dem restlichen Teil des Staates unterscheidet. Damit wird eine Homogenisierung der eigenen regionalen Bevölkerung praktiziert, die eine klare Abgrenzung zum gesamten Nationalstaat und zu benachbarten Regionen zur Folge hat: »Wir und die anderen«. Es ist ein im 21. Jahrhundert nicht mehr zeitgemäßes Denken. Die daraus resultierenden Identifikationen wirken sich maßgeblich auf Wahrnehmungsprozesse, Wertevorstellungen und Praktiken von Menschen aus und können negative Ausgrenzungsprozesse nach sich ziehen (vgl. Reuber 2012, S. 44–54).


    In einer Zeit, in der die Verflechtungen in wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Bereichen so immens sind, verlieren meiner Meinung nach territoriale Zuordnungen und nationalstaatliche Grenzen in Europa immer mehr an Bedeutung. Die Globalisierungsprozesse ließen uns und lassen uns weiterhin zusammenwachsen. Das bedeutet jedoch nicht, dass alles miteinander verschwimmt und einzelne Regionen dabei ihre individuellen Traditionen und Werte aufgeben oder verlieren müssen. Auch sehe ich nicht, dass nur eine Abspaltung einer Region ermöglicht, für ihre besonderen kulturellen Werte einzustehen.


    Autonomiestatute reichen für die Separatisten oft nicht aus


    Die meisten Regionen mit separatistischen Bewegungen verfügen bereits über ausreichende Autonomiestatute und Rechte, die es ihnen ermöglichen, ihre kulturellen Besonderheiten im Alltag zu praktizieren. Es besteht zumindest in der Gegenwart in Katalonien keine Gefahr mehr, dass eine katalanische Identität, wie immer sie konstruiert sein mag, durch die Zugehörigkeit zum Nationalstaat Spanien bedroht ist. Betrachten wir beispielsweise die katalanische Sprache, die lange Zeit ein Streitthema darstellte. In Art. 6, Abs. 2 des Autonomiestatuts für Katalonien aus dem Jahre 2006 heißt es: »Das Katalanische ist die offizielle Sprache Kataloniens, ebenso wie das Spanische.« (Parlament de Catalunya 2006) Heutzutage ist Katalanisch ebenso wie Spanisch als Amtssprache anerkannt. Es ist nur eines von vielen Autonomierechten, das der katalanischen Bevölkerung ermöglicht, ihre individuellen kulturellen Traditionen und Besonderheiten auszuleben.


    Trotzdem identifizieren sich einige Katalanen nicht mit dem Nationalstaat Spanien. Sie sehen sich nicht als Spanier und finden bei Puigdemonts »Partit Demòcrata Europeu Català«2 ein Zuhause. Die Sepa­ratisten bieten ihnen einen alternativen, auf die eigene überschaubare Region bezogenen Identitätsanker. Ist es nicht oft leichter, sich mit etwas Nahem und regional Begrenztem zu identifizieren, sprich mit der eigenen Heimat »vor der Haustür«?


    Im Zeitalter der Globalisierung steigt die Forderung nach einer Aufwertung der regionalen Identität. Einige Menschen, die die Globalisierungsprozesse und deren Auswirkungen als Bedrohung wahrnehmen, geben separatistischen Parteien ihre Stimme, die oft raumbezogene und exkludierende Identitätsbilder propagieren.


    Schlussendlich verfügt Katalonien heute als eine anerkannte »Autonome Gemeinschaft« innerhalb des spanischen Staates sogar über weitreichende Selbstregulierungsmöglichkeiten, vor allem im Kultur-, Sozial- und Bildungssektor. Sie haben aufgrund des Autonomiestatuts die politischen Befugnisse und Möglichkeiten, den »Hunger« nach regionaler Identität und der Ausübung eigener kultureller Traditionen weitestgehend zu stillen. Nun, da stellt sich die Frage, was fehlt denn den katalanischen Separatisten trotz der bereits bestehenden Autonomierechte? Diese Frage lässt sich leicht beantworten, wenn man die Autonomiestatute genauer unter die Lupe nimmt. Dann wird einem schnell bewusst, dass im finanziellen Sektor kaum Autonomierechte bestehen.


    Geht es doch nur um finanzielle Autonomie?


    Auffällig ist, dass viele Regionen, in denen sich separatistische Bewegungen finden lassen, mehr als andere Regionen innerhalb des Nationalstaates erwirtschaften. Sie sind dementsprechend in den jeweiligen Länderfinanzausgleichen Nettozahler. Dem Baskenland, Katalonien, Flandern und Südtirol geht es im nationalen Vergleich wirtschaftlich (sehr) gut. Viele separatistische Akteure kritisieren in diesem Kontext, dass die eigene Region ihrer Meinung nach zu Unrecht ver-pflichtet ist, Gelder an die Zentralregierung abzuführen.


    Während das Baskenland und Südtirol über weitreichende Autonomierechte im finanziellen Bereich verfügen, spielen die finanziellen Abgaben in Katalonien eine entscheidende, meiner Meinung nach sogar die entscheidende Rolle bei dem Abspaltungsgedanken. Der finanzielle Aspekt wird von den meisten separatistischen Bewegungen offen als ein Motiv kommuniziert, so beispielsweise auch von Puigdemonts »Partit Demòcrata Europeu Català«.


    Auffällig ist zudem, dass die meisten separatistischen Bewegungen zwar die Unabhängigkeit vom Nationalstaat verfolgen, jedoch weiterhin ein Teil der Europäischen Union bleiben möchten. Die katalanischen, südtiroler und schottischen Separatisten verstehen sich als überzeugte Europäer. Ein Grund dafür wird das schützende Dach der Europäischen Union sein, das eine wirtschaftliche Stabilität bieten kann. Ohne eine Mitgliedschaft in der EU besteht die Gefahr, dass ein neu gegründeter Staat aufgrund von Handelsbeschränkungen und Zöllen im Hinblick auf die wirtschaftliche Stabilität einen schweren Stand haben wird. Zwar könnte ein neu gegründeter Nationalstaat nach Artikel 49 des EU-Vertrages einen Antrag für eine EU-Mitgliedschaft stellen; die Aussichten auf Erfolg sind jedoch äußerst schlecht. Ein unabhängiges Katalonien oder Südtirol würde wohl kaum von den etablierten Staaten als EU-Mitglied akzeptiert werden. Einzig ein unabhängiges Schottland könnte eine Chance für eine EU-Mitgliedschaft haben, da zum einen Großbritannien die Europäische Union verlässt und zum anderen eine Mehrheit der Schotten beim »Brexit«-Referendum für den Verbleib innerhalb der EU gestimmt hat.


    Ein Blick in die Zukunft


    Meiner Einschätzung nach wird es in absehbarer Zeit keinen unabhängigen katalanischen Nationalstaat geben. Zum einen wegen des Artikels 2 der spanischen Verfassung, der von der »unauflöslichen Einheit der spanischen Nation« spricht. Aber zum anderen kann auch die große und mehrheitliche Zustimmung der katalanischen Bevölkerung für eine Separation stark hinterfragt werden. Denn an dem von der Regionalregierung Kataloniens durchgeführten und von Madrid nicht legitimierten Unabhängigkeitsreferendum nahmen primär Abspaltungsbefürworter teil. Auch wenn rund 90% für eine Unabhängigkeit votierten, muss beachtet werden, das gerade einmal 42,3% der Stimmberechtigten zur Wahl erschienen. Diese Zahlen müssen außerdem mit Vorsicht genossen werden, da eine unabhängige Prüfung der Wahl nicht möglich war.


    Für die meisten anderen separatistischen Bewegungen sind die Erfolgsaussichten für eine Sezession ebenfalls sehr gering, wenn nicht sogar aussichtslos. Dafür sprechen sowohl die nationalen Verfassungen, die eine Abspaltung nicht ermöglichen, oder – und das ist der wichtigere Punkt – die Mehrheit der Bevölkerung steht einer Separation kritisch gegenüber bzw. lehnt diese sogar ab. Daher fehlt es entsprechend oft an einer von der Bevölkerung gewählten politischen Kraft, die überhaupt in der Lage ist, Änderungen herbeizuführen.


    In Nordirland und vor allem in Schottland kann es hingegen in absehbarer Zeit zu einer erfolgreichen Separation kommen. In beiden Regionen können Unabhängigkeitsreferenden von der britischen Zentralregierung legitimiert und anerkannt werden. Zudem finden sich in den beiden Regionen viele Befürworter für eine Abspaltung. Gerade seit dem Referendum über den Verbleib des Vereinigten Königreichs in der Europäischen Union, bei dem die Mehrheit Großbri­tanniens für einen »Brexit« stimmte, werden die pro-separatistischen Stimmen in Schottland und Nordirland wieder lauter. Denn in diesen beiden Re­gionen entschied sich eine Mehrheit gegen den Brexit. Viele Schotten iden­tifizieren sich mit dem europäischen Gedanken. In Nord­irland würde ein Brexit zwischen den beiden zent­ralen Bevölkerungsgruppen »alte Wunden« hervorrufen und die bis heute angespannte Situation könnte wieder eskalieren.3


    Nicht zu vergessen sind Separationen, die militärisch und gewaltsam herbeigeführt werden. Sie bilden eine Sonderkategorie. Hier sind die Krimregion und die Ostukraine bekannte Beispiele der vergangenen Jahre. Bei manchen osteuropäischen Regionen, wie Abchasien und Südossetien, die beide offiziell zum georgischen Nationalstaat gehören und jetzt schon als De-facto-Regime bezeichnet werden können, kann eine ebenfalls militärisch und gewaltsam herbeigeführte Separation in naher Zukunft nicht ausgeschlossen werden.


    Fazit: Ein Plädoyer für die Solidarität


    Was treibt die separatistischen Bewegungen letztendlich an? Es handelt sich um ein Konglomerat an verschiedenen Motiven, die miteinander stark verknüpft sein können. Im Fokus steht meistens das Ziel, mehr politische Selbstbestimmung und Macht für die eigene Region zu erreichen. Damit einher wird vor allem eine stärkere finanzielle Autonomie oder sogar eine finanzielle Unabhängigkeit vom Nationalstaat gefordert. Für einige separatistische Bewegungen scheint es nach meinen Analysen von Parteiprogrammen und (Wahlkampf-)Reden doch primär um den finanziellen Aspekt zu gehen. Hier würde ich Katalonien hinzu zählen. Trotzdem spielen historische Aspekte und kulturelle Eigenarten ebenso eine wichtige Rolle. Das eine schließt das andere nun mal nicht aus.


    Problematisch wird es dann, wenn historische Entwicklungen und kulturelle Werte von Separatisten bewusst inszeniert und instrumentalisiert werden. Wenn sozusagen der Versuch unternommen wird, kollektive Identitäten zu manipulieren und bestimmte Gruppen auszuschließen. Dies kann verheerende Folgen nach sich ziehen und Konflikte schüren. Die katalanische Unabhängigkeitsbewegung war und ist (bisher) eine friedliche. Doch dies beinhaltet keine Garantie für die Zukunft. Im Baskenland (mit der Untergrundorganisation ETA), in Nordirland (mit der paramilitärischen IRA) oder auf Korsika (mit der bewaffneten Befreiungsbewegung FLNC) konnte bereits beobachtet werden, welches Gewaltpotenzial separatistische Bewegungen mit sich bringen können.


    Ich frage mich, inwieweit spielt es heute eigentlich noch eine Rolle, welche nationale Zugehörigkeit im eigenen Pass vermerkt ist? Ist es wichtig, ob ich katalanischer oder spanischer Staatsbürger bin, so lange ich in meinem alltäglichen gesellschaftlichen Leben frei und ohne größere Einschränkungen meine regionalen kulturellen Besonderheiten praktizieren kann? Ich denke, die nationale Zugehörigkeit ist zweitrangig. Entscheidend ist hingegen, wie offen, tolerant und solidarisch gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen gedacht und agiert wird. Der Solidaritätsgedanke sollte aber vor allem auch bei finanziellen Fragen beachtet werden.
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    Der Preis des Alleinseins: Was ein unabhängiges Katalonien verlieren kann


    Mit ihrem Versuch, eine einseitige Unabhängigkeit Kataloniens von Spanien zu erklären, ist es katalanischen Regionalpolitikern gelungen, das Thema »Separatismus« in den Blickpunkt der europäischen Politik zu rücken. Für die europäische Öffentlichkeit überraschend wird das EU-Mitglied Spanien als ein zentralistischer Staat dargestellt, der seit 1714 das reiche Katalonien seiner Freiheiten beraubt und ausgebeutet hat. Vor diesem Hintergrund wird Separatismus als Ins-trument zur Steigerung des Wohlstands einer Region angepriesen. Diese Wahrnehmung blendet allerdings aus, dass in den letzten Jahrzehnten nicht nur in Spanien, sondern in der EU insgesamt Prinzipien einer föderalen Arbeitsteilung das Modell des starren Zent­ralstaats zurückgedrängt haben. Und Wohlstand wurde nicht mit Abschottung, sondern mit politischer und wirtschaftlicher Integration geschaffen. Ein um sich greifender Separatismus würde diese Integrationsgewinne empfindlich schmälern.3


    Die Vorzüge einer föderalen Arbeitsteilung


    In der Tat erscheint es ökonomisch wenig sinnvoll zu sein, wenn über das Angebot öffentlicher Güter und Dienstleistungen ausschließlich ein Zentralstaat entscheidet. In einem zentralistischen Staatswesen entsprechen Art und Umfang der staatlichen Leistungen selten den Präferenzen und Bedürfnissen aller Bürger. Ein zentrales Angebot ist in der Regel ein Kompromiss, der zu einer Unter- oder Überversorgung führt und damit Wohlfahrtsverluste zur Folge hat. Den überlegenen Gegenentwurf zu einer zentralstaatlichen Organisation verkörpert das Subsidiaritätsprinzip, das Kern der Theorie des fiskalischen Föderalismus ist. Es bildet die Grundlage einer Kompetenzzuweisung, wonach die jeweils unterste Ebene für eine staatliche Aufgabe zuständig sein sollte. Zur Begründung wird angeführt, dass Informations-, Kommunikations- und Kontrollkosten dort meist niedriger sind, weniger Wohlfahrtsverluste durch auf höherer Ebene getroffene Kompromisse entstehen und der Hayek’sche Wettbewerb als Entdeckungsverfahren auch bei öffentlichen Leistungen genutzt werden kann.


    Gleichwohl führt die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips nicht zu einer Zersplitterung der Aufgabenwahrnehmung. Denn von einer dezentralen Aufgabenwahrnehmung muss immer dann abgewichen werden, wenn es (1) räumliche externe Effekte und Spillovers über die Grenzen einer Gebietskörperschaft hinweg gibt, (2) zentrale öffentliche Güter bereitgestellt werden müssen oder (3) bei der öffentlichen Leistung produktionstechnische Zusammenhänge eine zentralere Kompetenzzuweisung zweckmäßig erscheinen lassen. Eine supranationale Körperschaft fügt sich in diese Arbeitsteilung ein, wenn eine Aufgabenverlagerung auf diese Ebene Effizienzgewinne verspricht. Separatismus ist hingegen mit einer Einschränkung der föderalen Arbeitsteilung verbunden und verhindert die daraus resultierenden Wohlfahrtsgewinne.


    In Spanien hat die Verfassung von 1978, die in einem Referendum mit 88% der abgegebenen Stimmen und allein in Katalonien mit mehr als 90% angenommen wurde, den Weg von einer zentralistischen Diktatur zu einer föderalen Arbeitsteilung geebnet. Sie erlaubte die Bildung von 17 autonomen Regionen, die mittlerweile über weitreichende staatliche Kompetenzen, etwa in den Bereichen Bildung, Gesundheitswesen oder Umweltschutz, verfügen. Durch den EU-Beitritt Spaniens im Jahr 1986 konnten der spanische Gesamtstaat und seine Regionen die föderale Arbeitsteilung um eine supranationale Ebene erweitern und so von der politischen und wirtschaftlichen Integration Europas profitieren. Spanien hatte damit auch seine Transformation zu einem demokratischen Rechtsstaat erfolgreich abgeschlossen.


    Die wirtschaftliche Integration Kataloniens


    Die katalanische Wirtschaft hat die Möglichkeiten, die ein föderales und rechtsstaatliches Spanien eröffnete, ausgiebig genutzt. Die Integration Kataloniens in die spanische und europäische Arbeitsteilung ist im Vergleich der spanischen Regionen sogar besonders weit entwickelt. Dies ist vor allem auf die Stärke Kataloniens bei der Produktion handelbarer Güter zurückzuführen: Auf die katalanische Industrie entfallen mittlerweile fast ein Viertel der spanischen Industriearbeitsplätze und der spanischen Industrieproduktion. Die Schwerpunkte der katalanischen Industrieproduktion liegen dabei im Fahrzeugbau sowie in den Bereichen Chemie und Pharma.


    Entsprechend ist Katalonien wesentlich exportstärker als die anderen spanischen Regionen. Nicht nur, dass Katalonien im Jahr 2016 mit mehr als 65 Mrd. Euro den absolut höchsten Exportwert aller spanischen Regionen aufwies. Auch die Höhe des kontinuierlich gewachsenen katalanischen Anteils am spanischen Gesamtexport mit mehr als einem Viertel ragt im Vergleich der Regionen heraus. Das ist ein höherer Wert, als es dem Anteil des katalanischen Bruttoinlands­produkts von 19% am gesamtspanischen Bruttoinlandsprodukt entspricht.


    Insofern nimmt Katalonien mit seiner Außenorientierung in Spanien eine besondere Position ein – die Abhängigkeit der katalanischen Wirtschaft von offenen Grenzen und vom freien Zugang zu wichtigen Märkten ist besonders ausgeprägt. Daher würde der Preis für eine einseitige Unabhängigkeit umso höher ausfallen: Bei einer Separation von Spanien hätte Katalonien nicht länger einen freien Zugang zum EU-Binnenmarkt, da eine unmittelbare katalanische EU-Mitgliedschaft nicht vorstellbar ist. EU-Kommissionspräsident Juncker hatte bei einer Separation Kataloniens eine automatische EU-Mitgliedschaft bereits ausgeschlossen und auf das übliche Beitrittsverfahren verwiesen. Darüber hinaus müsste Katalonien auch seine Handelbeziehungen zu außereuropäischen Staaten auf ein eigenes vertragliches Fundament stellen, was aufgrund zeitintensiver Verhandlungsprozesse zu Friktionen im katalanischen Außenhandel führen würde. Die europäischen und globalen Produktions- und Distributionsketten mit katalanischer Beteiligung würden zu Lasten der katalanischen Standorte empfindlich gestört.


    Doch nicht nur die internationalen Verflechtungen Kataloniens wären gefährdet. Zur Disposition stände auch die weitreichende Integration der katalanischen Industrie in die innerspanische Arbeitsteilung. Eine Analyse der innerspanischen Lieferverflechtungen zeigt intensive regionsüberschreitende Austauschbeziehungen katalanischer Unternehmen innerhalb des spanischen Gesamtstaats. Bei den interregionalen Warenströmen führt Katalonien die Rangfolge der spanischen Regionen an: Nahezu 19% aller Lieferungen kommen aus Katalonien. Diese interregionalen Austauschbeziehungen dürften im Fall eines einseitigen Austritts Kataloniens aus dem spanischen Gesamtstaat zwar nicht völlig zusammenbrechen, aber doch von spürbaren Einschränkungen betroffen sein und komplizierter werden. Bei einem katalanischen Produktionswert von mehr als 135 Mrd. Euro im Jahr 2016 beliefen sich die interregionalen Lieferungen auf fast 29% des Produktionswerts – zusammen mit den Exporten wären damit sogar über 75% der katalanischen Produktion von einer Entflechtung betroffen.


    Gewichtig, aber nicht übermächtig


    Befürworter einer katalanischen Unabhängigkeit blenden diese wirtschaftlichen Verflechtungen Kataloniens und die damit einhergehenden Abhängigkeiten gern aus. Vielmehr wird auf ein überragendes Gewicht Kataloniens in der spanischen Volkswirtschaft verwiesen, das ein »Alleinsein« ermöglichen und Kosten der Unabhängigkeit abfedern würde. Doch sind die wirtschaftlichen Gewichte wie auch die wirtschaftlichen Probleme in Spanien ausgewogener verteilt, als es häufig angenommen wird.


    Tatsächlich entfällt auf Katalonien mit 19% der höchste Anteil am spanischen Bruttoinlandsprodukt – jedoch dicht gefolgt von der Region Madrid mit 18,9%. Und Madrid trägt bevölkerungsgewichtet sogar noch stärker als Katalonien zum spanischen Bruttoin­landsprodukt bei, auch wenn Kataloniens Beitrag ebenfalls überproportional ist. Zwar hat Katalonien den stärksten Industriesektor im regionalen Vergleich, aber innerhalb Spaniens ist keine Monopolisierung wichtiger Industriezweige an katalanischen Standorten zu beobachten – hier ist vielmehr eine spanische Arbeitsteilung erkennbar.


    Auch weitere Indikatoren tragen zu einem differenzierten Bild der wirtschaftlichen Stärke Kataloniens bei: Beim Vergleich des relativen Wohlstands der spanischen Regionen erreicht Kataloniens Pro-Kopf-Einkommen 107% des EU-Durchschnitts, drei andere Regionen liegen jedoch weiter vorne. Madrid kommt auf einen Spitzenwert von fast 123%, es folgen das Baskenland und Navarra. Des Weiteren lässt die Analyse des regionalen Wirtschaftswachstums nicht den Schluss zu, dass Katalonien der Wachstumstreiber Spaniens ist. Die reale Bruttowertschöpfung Kataloniens ist über den Zeitraum von 2001 bis 2015 im spanischen Durchschnitt gewachsen, womit Katalonien als große Region ohne Zweifel einen signifikanten Wachstumsbeitrag geleistet hat – das Wachstum der Region Madrid war dennoch höher.


    Zudem ist die weiterhin bedrohliche spanische Arbeitsmarktkrise zugleich eine katalanische Krise. So ist die Lage nach wie vor angespannt: Trotz des allmählichen Beschäftigungsaufbaus der letzten Jahre herrscht mit einer Arbeitslosenquote von fast 20% weiterhin Massenarbeitslosigkeit in Spanien. Katalonien ist mit einer Arbeitslosenquote von fast 16% auch in dieser Hinsicht nicht wirklich ein regionaler Überflieger. Massenarbeitslosigkeit wie auch eine im europäischen Vergleich rekordnahe Jugendarbeitslosigkeit sind gesamtspanische Probleme, von denen Katalonien nicht verschont wird. Arbeitsmarktlage und Wirtschaftsentwicklung lassen daher nicht erwarten, dass die katalanische Wirtschaft die Kosten des Separatismus problemlos schultern könnte.


    Die Alternative zum katalanischen Separatismus


    Es zeigt sich, dass Katalonien durch eine einseitige Unabhängigkeit von Spanien selbst erheblichen wirtschaftlichen Schaden nehmen würde. Denn die katalanische Wirtschaft würde die Vorteile aus der Integration in die spanische und europäische Arbeitsteilung zunächst verlieren, und es bliebe angesichts der für die Wirtschaft fatalen Unsicherheit offen, wie schnell eine wirtschaftliche Stabilisierung stattfinden würde.


    Allerdings sollte nicht übersehen werden, dass der Status quo der Beziehungen zwischen den verschiedenen föderalen Ebenen Spaniens reformbedürftig ist. Offensichtlich haben die separatistischen Bestrebungen in Katalonien auch ihre Ursachen in einer als unvorteilhaft angesehenen föderalen Arbeitsteilung der Region mit dem spanischen Zentralstaat. Stichworte sind in diesem Zusammenhang die Zuweisung von staatlichen Aufgaben an die verschiedenen föderalen Ebenen und deren Finanzierung, aber auch die Ausgestaltung des Finanzausgleichs zwischen den reichen und armen Regionen sowie Fragen der Steuer­hoheit. Spaniens Autonomiesystem erscheint als eine Art »Föderalismus a la carte«, dem es an Transparenz und einheitlichen Regeln des föderalen Miteinanders mangelt. Doch sind nachhaltige Lösungen für Probleme dieser Art unterhalb der Schwelle zu einer staatlichen Unabhängigkeit möglich – hier bietet sich die Wei­terentwicklung der föderalen Strukturen Spaniens nach den Regeln der Theorie des fiskalischen Föderalismus an.


    Das würde bedeuten, die Kompetenzverteilung zwischen Zentralstaat und autonomen Regionen nach dem Subsidiaritätsprinzip und dem ergänzenden Prinzip der fiskalischen Äquivalenz – dieses postuliert einen möglichst weitgehenden Verbund von Zahlern, Nutzern und Entscheidern – neu zu ordnen und eine angemessene Verteilung der dabei anfallenden Finanzierungslasten auszuhandeln. Dass eine Einigung über die föderale Aufgabenverteilung und Finanzierung gerade im spanischen Fall keine einfache Aufgabe darstellt, ist allerdings unbestritten.


    Steuerstarke Regionen wie Katalonien, Madrid oder die Balearen sehen sich aufgrund eines überproportionalen Finanzausgleichs und der Finanzierung zugewiesener Staatsaufgaben benachteiligt. So kann im Hinblick auf den Finanzausgleich gezeigt werden, dass in Spanien eine Vielzahl von Budgets involviert sind, aus denen eine Mittelzuweisung erfolgt, die an teilweise wenig kompatiblen oder gar widersprüchlichen Kriterien orientiert ist und folglich zu fragwürdigen Ergebnissen führt. Außerdem tendiert das spanische System zu einer dauerhaften Festlegung des Verteilungsmusters, anstatt dass Zuweisungen für temporäre Sonderbedarfe nur mit zeitlichen Beschränkungen erfolgen (vgl. De la Fuente, Thöne und Kastrop 2016). Alle diese Probleme lassen eine Reform zu einer Herausforderung werden, sie sind bei einer föderalen Neuordnung auf Basis der Theorie des Fiskalischen Föderalismus aber lösbar.


    Eine Föderalismusreform wird dennoch nichts daran ändern, dass die reicheren Regionen mehr zur Finanzierung der spanischen Staatsaufgaben beitragen müssen als die ärmeren Regionen, damit die Lebensverhältnisse in Spanien nicht zu stark divergieren. Im Gegenzug profitieren nicht zuletzt die wirtschaftsstarken Regionen wie Katalonien von der Integration regionaler spanischer Märkte und von der gesamtspanischen Integration in den Europäischen Binnenmarkt. Effizienzgewinne durch eine föderale Arbeitsteilung kommen noch hinzu.


    Katalonien könnte daher ebenso wie Spanien insgesamt nur gewinnen, wenn die katalanische Politik zusammen mit Vertretern der anderen spanischen Regionen politische Mehrheiten für einen dauerhaften Interessenausgleich auf dem Boden der spanischen Verfassung organisieren würde. Ein Separatismus, der ein unabhängiges Katalonien von seinen Lebens­adern trennt, würde hingegen nur Verlierer erzeugen. Denn die Vorstellung, dass Katalonien alle Vorteile der gegenwärtigen wirtschaftlichen und politischen Inte­gration im Fall einer einseitigen Unabhängigkeit bewahren könnte, übersieht die spanische Verfassungswirklichkeit und den institutionellen Rahmen der EU. Auch steht ein Europa unabhängiger Regionen ohne die bisherigen Nationalstaaten nicht auf der politischen Tagesordnung.
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    Katalonien


    Von der Unabhängigkeitsillusion zur Zwangsverwaltung


    Trotz eines Verbots durch das Oberste Gericht Spaniens hatte die katalanische Regionalregierung am 1. Oktober ein Referendum über eine Unabhängigkeit von Spanien abgehalten. Dabei sprachen sich rund 90% der Wähler für die Unabhängigkeit aus, die Beteiligung lag aber bei nur 43%. Der Verkündung der Selbständigkeit folgte die Zwangsverwaltung durch die Zentrale. Mit dem Heilsversprechen der Selbstbestimmung wurden die bisherigen Rechte des autonomen Gebiets Katalonien verspielt. In populistischer Manier wurde eine Unabhängigkeitsillusion geschürt, die sowohl die eigene wirtschaftliche Potenz wie Steuerabflüsse Richtung Madrider Zentrale überzogen darstellte, als auch den Verbleib in der EU als unabhängiges Land in naiver Manier als unproblematisch schilderte.


    Unabhängigkeitsillusion:

    Selbstbestimmung durch Bruch der Rechtsstaatlichkeit


    Der demokratische Rechtsstaat ist eine große zivilisatorische Errungenschaft und besser noch, wenn wir ihn als sozialen Rechtsstaat ausgestalten. Wenig sinnvoll ist es, die Werte gegeneinander auszuspielen. Selbstbestimmung in einer Demokratie bedarf rechtsstaatlichen Handels. Vor diesem Hintergrund verfehlt das katalanische Referendum vom 1. Oktober jeglichen Mindeststandard – und dies sowohl mit Blick auf die spanischen Verfassung von 1978 (die eine einseitige Anberaumung des Referendums nicht vorsieht) als auch die Venedig-Prinzipien des Europarates (frei, geheim, direkt). Angesichts der jegliche nachprüfbaren Standards spottenden Durchführung der Abstimmung reicht das Ergebnis als Legitimationsgrundlage nicht aus.


    Zusammen mit den ewig Gestrigen (die letztlich immer noch an der Niederlage des katalanischen Adels gegen Kastilien im Jahr 1714 verzagen) und der Erinnerung an das Leid der Unterdrückung in den Jahren der Franco-Diktatur, präsentierten die Separatistenparteien 2014, und nun erneut am 1. Oktober, dem Madrider Zentralstaat ihren Unabhängigkeitswillen. Angetrieben hat sie in den letzten Jahren besonders die Steuerfrage. Die Region zahle zu viel in die Madrider Landeskasse. Dabei bilden die Befürworter der Unabhängigkeit weder einen homogenen Block (der wüsste, wo es denn danach hingehen solle), noch verfügen sie über eine nachweisbare Mehrheit.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Fühlen Sie sich als Katalane, Spanier oder beides? (Oktober 2017)


            (in Prozent der Antworten)

          
        


        
          	
            Ich fühle mich …

          

          	
            Gesamte katalanische Bevölkerung

          

          	
            ERC


            (republikanische Nationalisten)

          

          	
            PDeCAT


            (konservative Nationalisten)

          

          	
            CUP


            (links-radikale Nationalisten)

          

          	
            Catluny a en Comu (Regionalverbund von Podemos)

          

          	
            PSC


            (Sozialdemokraten)

          

          	
            C


            (Liberale)

          

          	
            PPC


            (Konservative)

          
        


        
          	
            … das separatistische Lager

          

          	

          	
            … das »konstitutionalistische« (spanische) Lager

          
        


        
          	
            … nur als Katalane

          

          	
            19

          

          	
            38

          

          	
            38

          

          	
            64

          

          	
            9

          

          	
            –

          

          	
            –

          

          	
            –

          
        


        
          	
            … mehr als Katalane denn als Spanier

          

          	
            25

          

          	
            43

          

          	
            56

          

          	
            29

          

          	
            30

          

          	
            4

          

          	
            –

          

          	
            –

          
        


        
          	
            … sowohl als auch

          

          	
            46

          

          	
            16

          

          	
            6

          

          	
            7

          

          	
            47

          

          	
            80

          

          	
            83

          

          	
            75

          
        


        
          	
            … mehr als Spanier denn als Katalane

          

          	
            5

          

          	
            1

          

          	
            –

          

          	
            –

          

          	
            2

          

          	
            12

          

          	
            15

          

          	
            12

          
        


        
          	
            ... nur als Spanier

          

          	
            3

          

          	
            1

          

          	
            –

          

          	
            –

          

          	
            –

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
            13

          
        


        
          	
            Weiß nicht/keine Antwort

          

          	
            2

          

          	
            1

          

          	
            –

          

          	
            –

          

          	
            12

          

          	
            –

          

          	
            –

          

          	
            –

          
        


        
          	
            Quelle: Metroscopia, ¿De una a dos Cataluñas?, 8. November 2017.

          
        

      
    


    Auch wenn sich die separatistischen Vorkämpfer in- und außerhalb des Parlaments als Sprecher aller aufspielen, die katalanische Bevölkerung ist in der Unabhängigkeitsfrage gespalten. Die letzten belegbaren Zahlen kommen aus der Regionalwahl 2015: Dabei kamen die separatistischen Parteien auf 48% der Stimmen und verfügen nur dank des Wahlrechts über eine Mehrheit der Sitze. Von der linksradikalen CUP haben sich die gemäßigten Kräfte im Separatistenblock das Heft des Handels aus der Hand nehmen lassen.


    Zwangsverwaltung und Anklagen:

    Rückwärts gewandtes Krisenmanagement der konservativen Madrider Regierung


    Andererseits dürfen demokratische Veränderungs­wünsche auch nicht im Namen rechtsstaatlicher Abläufe ausgesessen werden. Jahrelang haben die Katalanen versucht, wieder an den misslungenen Versuch des Autonomiestatuts anzuknüpfen, das 2006 unter dem sozialdemokratischen Premier Zapatero geschlossen und 2011 auf Betreiben der konservativen PP vom spanischen Verfassungsgericht für nichtig erklärt wurde.


    Die konservative Madrider Regierung hat sich seitdem dem Gespräch verweigert. Die vergeblichen Versuche hinterließen Frust und stauten sich langsam, zusammen mit der Steuerfrage zur Verärgerung auf. Die überzogenen Madrider Reaktionen am Tag des Referendums und die spätere Verhaftung der Mitglieder der Regionalregierung standen dem separatistischen Unabhängigkeitspopulismus in nichts nach. Fast wie eine geheime Allianz: Regionalpräsident Puigdemont hatte die notwendigen Bilder, die die rechtsstaatliche Bedenklichkeit vergessen machen sollte. Premier Rajoy unterstrich gegenüber den konservativen Parteimitgliedern und spanischen Wählern seine Verlässlichkeit und Handlungswillen. Der Ruf der PP in Katalonien ist ohnehin desaströs, bei eventuellen Neuwahlen in Spanien indes möchte er sich als Sachwalter nationaler Interessen profilieren.


    Der konservative Premier in Madrid steht zudem unter enormen Druck seiner Hartliner in der PP den Artikel 155 der Verfassung anzuwenden. Ähnlich wie im Grundgesetz (Artikel 37) – geht Bundes- vor Landesgesetz, und Madrid kann autonome Gemeinschaften zur Räson bringen, wenn sie ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Dieser Artikel kam bislang nie zur Anwendung, die erforderlichen Maßnahmen sind nicht in Ausführungsgesetzen festgelegt und die Folgen ihrer Anwendung völlig unabsehbar.


    Ein paar Ping-Pong-Eskalationsrunden später verkündete das katalanische Regionalparlament Ende Oktober auf der Grundlage des Referendums mit gerade einmal mit 70 von 135 Stimmen (52%) ein-seitig die Unabhängigkeit. Postwendend verhängte die Madrider Regierung die Zwangsverwaltung: Die Regionalregierung wurde abgesetzt, das Parlament aufgelöst und für den 21. Dezember Neuwahlen verkündet.


    Politikoption: Verfassungsreform und föderales Modell


    In ihrer wechselvollen Geschichte geraten Madrid und Katalonien nicht das erste Mal aneinander. 1932 etwa verhandelte man in der Zweiten Spanischen Republik schon einmal vergeblich ein Autonomiestatut. Bevor Franco dann vier Jahrzehnte lang blutig für Grabesruhe sorgte und die demokratische Verfassung Katalonien 1978 den Status eines besonderen Autonomen Gebiets verankerte.


    In der damaligen Parlamentsdebatte vom 13. Mai 1932 wandte sich José Ortega y Gasset, einer der wichtigsten spanischen Philosophen des 20. Jahrhunderts, an die Abgeordneten. In seinen Augen war »das katalanische Problem ein Problem …, das nicht gelöst werden kann, ... und so lange bleiben wird, wie Spanien besteht; das nur gemeinsam getragen werden kann.«


    Ortega y Gasset war auch ein entschiedener, ein bedeutsamer Vordenker der europäischen Gemeinschaft und ein Zweifler gegenüber dem nationalstaatlichen Provinzialismus. Und ja, heute fürchten manche Nachahmer aus dem Fall Katalonien. EU-Kommissionspräsident wollte will sich in den Konflikt nicht einmischen. Zu Recht befürchtet er überspringende Funken, die aus der EU eine unregierbare Union von 98 Regionen macht (so viele Mitgliedsregionen hat der Europäische Ausschuss der Regionen).


    Im Taumel der Selbstbestimmungsrhetorik geht oft unter, dass eine vermeintlich spanisch-Madrider Unterdrückung im heutigen demokratischen Spanien nicht existiert: Das autonome Statut der Verfassung gewährt Katalonien schon weitreichende Rechte in Sprache, Kultur, Bildung, Gesundheit und innerer Sicherheit (eigene Polizei). Dies unterstreichen auch europäische Vergleiche der Kompetenzen von Regionen.


    Was – neben der Steuerfrage – bleibt, ist ein gewachsenes, (vom katalanischen Bildungskanon durchaus angeheiztes) diffuses Gefühl von Nicht-Ernst-genommen-werden von denen in Madrider. Der katalanischen Identitätserzählung liegt dabei so manche Geschichtsklitterung zugrunde. Bei aller Anerkennung der Unterdrückung in den Franco-Jahren: Auch andere Landes- und Bevölkerungsteile Spaniens haben im Faschismus gelitten. Im damaligen Bürgerkrieg fiel Madrid nach Barcelona, und an Kollaborateuren in den folgenden Jahrzehnten hat es auch oben im Norden nicht gemangelt.


    Dabei könnte das stark proeuropäisch geprägte Spanien eigentlich mit gutem Beispiel eines »gemeinsamen Tragens« weiter vorangehen und sich an den Aufbau eines smarten Föderalismus machen, der in der Demokratie auch schwierige Landesteile mit eigener Sprache und Kultur als »Nation der Nationen« zum Wohle aller einzubinden vermag. Dafür braucht es das Gespräch zwischen allen beteiligten politischen Kräften. Die sozialdemokratische PSOE hat einen Verfassungsänderungsprozess angestoßen. Der könne in einem Jahr abgeschlossen sein. Dass es schneller gehen kann, haben die beiden großen Parteien schon in jüngster Vergangenheit bewiesen, als sie 2011 im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise auf europäischen Druck und deutschem Vorbild hin eine Art staatliche Schuldenbremse als Blitzreform in der Verfassung verankerten.


    Die Frage der Steuerverteilung durch die spanische Zentralregierung braucht mehr Transparenz. In den zurückliegenden Krisenjahren kamen die Steuereinnahmen der Madrider Zentralregierung ganz gelegen. Mit seinen 7,5 Mio. Einwohnern (16% der spanischen Bevölkerung) leistet die Region einen überdurchschnittlichen Anteil zum spanischen Bruttosozialprodukt (23%), Export (26%) und Steueraufkommen. Viele Zahlenspiele erinnerten dabei an die Kampagne der Brexit-Befürworter. Die von der Regionalregierung ins Spiel gebrachte Summe von 16 Mrd. Euro, die ein unabhängiges Katalonien mehr in der Staatskasse hätten, scheint doch überzogen und lässt zudem völlig außer Acht, dass die Region ja über diverse gesamtstaatliche Aufgabenerfüllung seitens Madrid mit profitiert.


    Aus dem Senat, der zweiten Kammer des spanischen Parlaments, könnte ein echtes Vertretungsorgan der Regionen mit noch zu definierenden Mitspracherechten werden. Andererseits: Föderalismus ist keine Einbahnstraße. Wie steht es um die Solidarität zwischen den Regionen? Der ehemalige Bundespräsident Gauck hat in einer Rede vor dem Bundesrat einmal zu Recht darauf hingewiesen, dass Föderalismus nicht nur die Rechte der Landesteile wahrt. Vielmehr müssen auch sie sich fragen lassen, was sie zum Wohle des Ganzen beitragen.2 Unter diesem Blickwinkel offenbart sich hinter dem katalanischen Aufschrei nach Selbstständigkeit und Gerechtigkeit auch ein provinzieller Blick ins eigene Portemonnaie.


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Umfrage: Denken Sie, Katalonien sollte ... sein


            (in Prozent der Antworten)

          
        


        
          	

          	
            März 2006

          

          	
            April 2010

          

          	
            Februar 2015

          

          	
            März 2016

          

          	
            März 2017

          
        

      

      
        
          	
            ... eine Region Spaniens ...

          

          	
            8,1

          

          	
            7,3

          

          	
            3,4

          

          	
            4,1

          

          	
            7,0

          
        


        
          	
            … eine autonome Gemeinschaft von Spanien (Status quo) …

          

          	
            38,2

          

          	
            35,2

          

          	
            24,0

          

          	
            25,1

          

          	
            28,5

          
        


        
          	
            … ein Staat in einem föderativen Spanien …

          

          	
            33,4

          

          	
            31,2

          

          	
            26,1

          

          	
            26,3

          

          	
            21,7

          
        


        
          	
            ... ein unabhängiger Staat ...

          

          	
            13,9

          

          	
            21,5

          

          	
            39,1

          

          	
            38,5

          

          	
            37,3

          
        


        
          	
            Weiß nicht/keine Antwort

          

          	
            3,7

          

          	
            4,8

          

          	
            7,4

          

          	
            6,0

          

          	
            5,5

          
        


        
          	
            Quelle: Centre d‘Estudis de L‘Opinió Political, Umfrage vom 30. März 2017, verfügbar unter: http://www.ceo.gencat.cat/ceop/AppJava/pages/estudis/categories/fitxaEstudi.html?colId=6168&lastTitle=Bar%F2metre+d%27Opini%F3+Pol%EDtica.+1a+onada+2017.

          
        

      
    


    Rückkehr zur Stabilität durch Neuwahlen?


    Nicht nur politisch, auch wirtschaftlich ist die Region angeschlagen und die Unternehmen verunsichert. Sechs der sieben im spanischen Börsenindex IBEX35 aufgelisteten Unternehmen mit Sitz in Katalonien verlegten ihre Zentrale in eine andere spanische Region. Neben den großen haben insgesamt schon über 1600Klein- und Mittelbetriebe seit dem 2. Oktober diesen Schritt vollzogen. Das trifft die Region dort, wo mit der Motor des Aufbegehrens der letzten Jahre (die hohen Steuerabflüsse an Madrid) liegt: beim Portemonnaie. In ihrem Herbstgutachten warnt die Europäische Kommission vor unkalkulierbaren Risiken für den Konsolidierungsprozess Gesamtspaniens wie der Region.3


    Die Neuwahlen sollen die Voraussetzungen für eine politische Restabilisierung schaffen. Und auch die Madrider Zwangsverwaltung möglichst bald beenden. Sie ist nicht nur in der Region unpopulär (»Besatzung«). Mehr noch haben Teile der separatistischen Bewegungen und Parteien zum zivilen Ungehorsam aufgerufen. Nicht nur deshalb hat die Ausübung der Amtsgeschäfte in der Praxis in Verwaltung, Regionalregierung, Polizei, Justiz und Medien erhebliche Hürden zu nehmen.


    Die oppositionelle sozialdemokratische PSOE mahnt Verhältnismäßigkeit an. Die linkspopulistische Podemos gab über weite Strecken ein jämmerliches Bild ab. In der Hoffnung auf mehr Zuspruch in Katalonien hat Parteichef Pablo Iglesias den rechtsstaatlichen Verfassungsrahmen völlig aus dem Blick verloren. Eine ihrer historischen Gründungsmitglieder hat angemahnt, dass Podemos eine gesamtspanische Politikperspektive brauche. Jüngste Umfragen des staatlichen Sozialforschungsinstititutes CIS (für Gesamt­spanien) sehen auch deshalb nun die liberale Partei Ciudadnos (im Vergleich zu den Neuwahlen vom Juni 2016 und Umfragen im August 2017) mit 17,5% (2016: 13,1%; August 2017: 14,5%) nur noch knapp hinter Podemos mit 18,5% (21,1/20,3). Der PP hat ihr rabiates Vorgehen bislang nichts genutzt. Sie sank in der Wäh­lergunst auf 28% (33/28,8), die PSOE stabilisiert sich mit 24,2% weiter (22,7/24,9).4


    Für die Neuwahlen zum katalanischen Regionalparlament erscheinen die ersten Prognosen doch stark Interessen geleitet. Glaubt man der stramm konservativen und PP-nahen Zeitung El Mundo (29. Oktober 2017) verlieren die separatistischen Parteien (42,5%) ihre Mehrheit, während die »konstitutionalistischen« Parteien PP, Ciudadanos und PSOE auf 43,4% kommen. Zum Zünglein an der Waage avanciert CSQO, das regionale Wahlbündnis von Podemos (11%).


    Für andere ist das Rennen offen. Der 21. Dezember würde zu einem Votum über die Madrider »Besatzung«. Die Verhaftung und Anklage der ehemaligen Mitglieder der Regionalregierung könnte letztlich den Separatisten in die Hände spielen. Die Madrider Härte ist auf dem besten Weg, Märtyrer zu schaffen. Bis zu 30Jahre Haft stehen auf Rebellion, Auflehnung gegen die Staatsgewalt und Missbrauch öffentlicher Gelder – so die Hauptanklagepunkte des Staatsgerichtshofes. Weit überzogen, finden andere spanische Staatsrechtler, die nur Rechtsbeugung, Ungehorsam und vielleicht Veruntreuung öffentlicher Gelder (gleich: Finanzierung des nicht rechtmäßigen Referendums) erkennen können.


    Im bisherigen Lager der Regierungskoalition (Juntos pro El Si, Gemeinsam für das Ja) dürfte in Zukunft die republikanische ERC den Ton angeben, zulasten der konservativ, nationalkatalanischen PDECat – für eine Mehrheit bräuchten sie indes weiterhin die linksradikale CUP, für die ein unabhängiges Katalonien nur eine Zwischenetappe zur sozialen Revolution darstellt (La Razon, 7. November 2017).


    Was bleibt? Die Rhetorik der separatistischen Kräfte hat den gesellschaftlichen Diskurs vergiftet. Die Madrider Gegenreaktion hat Öl ins Feuer gegossen. Binnen kurzem avancierte in Umfragen die Katalonienfrage nach der Arbeitslosigkeit zur Hauptsorge der spanischen Bevölkerung (CIS Barómetro Octobre 2017). Der Spaltpilz geht nicht nur in der großen Politik auf, sondern mitten unter Arbeitskollegen, Freunden und innerhalb der Familie.


    Und dies nicht nur in Katalonien. Immer häufigen tauchen in jüngster Zeit die gelb-roten Fahnen mit dem Adler in schwarz wieder auf: das alte Franco-Symbol.


    Der eskalierte Konflikt hat Narben hinterlassen, die demokratische politische Kultur Spaniens steht vor einer Bewährungsprobe: Im Zeitverlauf war die Zustimmung zu Separatismus und Unabhängigkeit eigentlich schon deutlich abgesunken. Wie lassen sich jene, fast 20% großen katalanischen Bevölkerungsteile zurückgewinnen, die sich im letzten Jahrzehnt auf die separatistische Politikseite eingeschwenkt haben? Eine klare föderative Politik sollte die Antwort sein.


    Endnoten


    
      
        1 Dr. Gero Maass leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Madrid.

      


      
        2 Bundesart (2015), »Gauck: Der Föderalismus hat sich bewährt«, verfügbar unter: http://www.bundesrat.de/SharedDocs/texte/15/20151127-gauck-im-br.html.

      


      
        3 Vgl. Europäsiche Kommission (2017), Autumn 2017 Economic Forecast – Spain, verfügbar unter: https://ec.europa.eu/info/files/autumn-2017-economic-forecast-spain_en.

      


      
        4 Vgl. CIS (2017), Barómetro Octobre 2017, verfügbar unter: http://datos.cis.es/pdf/Es3191rei_A.pdf.
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    Ertragslage und Widerstandsfähigkeit des deutschen Bankensektors auf dem Prüfstand

    Ergebnisse der bankaufsichtlichen Niedrigzinsumfrage 2017


    Aufgrund des aktuellen Niedrigzinsumfeldes und zur Ermittlung aufsichtlicher Kapitalanforderungen wurde die mittlerweile dritte Umfrage zur Ertragslage und Widerstandsfähigkeit deutscher Kreditinstitute von der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) durchgeführt. Befragt wurden 1555 kleine und mittelgroße deutsche Kreditinstitute, was rund 88% aller Kreditinstitute in Deutschland ausmacht. Im Ergebnis belastet das aktuelle Umfeld die Geschäftsergebnisse erheblich. Stresstestergebnisse zeigen jedoch, dass der Großteil der Institute gegenüber adversen wirtschaftlichen Entwicklungen derzeit widerstandsfähig ist. Mit Blick auf den Wohnimmobilienmarkt kann aus der Umfrage keine alarmierende Lockerung der Kreditvergabestandards abgeleitet werden.


    Kürzlich führten die Deutsche Bundesbank und die BaFin zum bereits dritten Mal, nach 2013 und 2015, ihre Umfrage zur Ertragslage und Widerstandsfähig-gkeit deutscher Kreditinstitute im Niedrigzinsumfeld durch. Die diesjährige Befragung umfasste insgesamt 1555 kleine und mittelgroße deutsche Kreditinstitute, die unmittelbar unter nationaler Aufsicht stehen. Dies entspricht etwa 88% aller Kreditinstitute in Deutschland. Die befragten Kreditinstiute stehen mit einer aggregierten Bilanzsumme von rund 3000 Mrd. Euro für etwa 41% der Bilanzaktiva des deutschen Bankensektors.


    Ziel der Umfrage war es, einen umfassenden Einblick in die Geschäftsaussichten deutscher Kreditinstitute zu gewinnen und potenzielle Risiken, die sich insbesondere aus einem andauernden Niedrigzinsumfeld ergeben können, bereits frühzeitig zu identifizieren (vgl. Deutsche Bundesbank 2017). Die Erkenntnisse aus der Umfrage werden außerdem im Rahmen zukünftiger Aufsichtstätigkeit berücksichtigt. Insbesondere werden die Ergebnisse des mit der Umfrage durchgeführten Stresstests für die Bestimmung der bankindividuellen Eigenmittelzielkennziffer im Rahmen des Supervisory Review and Evaluation Process (SREP) herangezogen.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Methodische Vorgaben und Zinsszenarien in der Niedrigzinsumfrage (2016–2021)

          
        


        
          	

          	
            Szenario

          

          	
            Zinsstrukturkurve

          

          	
            Bilanzannahme

          
        


        
          	
            1

          

          	
            Planszenario

          

          	
            institutsindividuelle Annahmen

          

          	
            dynamisch

          
        


        
          	
            2

          

          	
            Konstantes Zinsniveau

          

          	
            +/–0 Bp per 31.12.2016

          

          	
            statisch

          
        


        
          	
            3

          

          	
            Positiver Zinsschock

          

          	
            +200 Bp per 31.12.2016

          

          	
            statisch

          
        


        
          	
            4

          

          	
            Negativer Zinsschock

          

          	
            –100 Bp per 31.12.2016

          

          	
            statisch

          
        


        
          	
            5

          

          	
            Negativer Zinsschock

          

          	
            –100 Bp per 31.12.2016

          

          	
            dynamisch

          
        


        
          	
            6

          

          	
            Inverse Drehung

          

          	
            +200 Bp bis –60 Bp


            per 31.12.2016

          

          	
            statisch

          
        


        
          	
            Quelle: Deutsche Bundesbank (2017).

          
        

      
    


    Ergebnisausblick


    Für die Umfrage wurden zum einen die institutseigenen Plan- und Prognosedaten erhoben. Zum anderen wurden den Kredit­instituten fünf Zinsszenarien mit unterschiedlichen Annahmen zur Bilanzanpassung aufsichtlich vorgegeben, für die jeweils die Jahresergebnisse für den Zeitraum von 2017 bis 2021 zu simulieren waren. Tabelle1 enthält eine detaillierte Ab­grenzung der sich daraus insgesamt ergebenden sechs Szenarien.


    Die Auswertungen zeigen, dass das Niedrigzins­umfeld die deutschen Kreditinstitute weiterhin erheblich belastet. In fast allen Szenarien lassen die Ergebnisse auf einen nachhaltigen Rückgang der Ertrags-kraft für die deutschen Kreditinstitute schließen. So gaben die befragten Kreditinstitute im Sommer 2017 an, dass sie auf Grundlage ihrer eigenen Plan- und Prognosedaten in fünf Jahren mit einem um 9% gesunkenen Jahresüberschuss vor Steuern rechnen. Da die Institute gleichzeitig von einem Bilanzwachstum über denselben Zeitraum von rund 10% ausgehen, entspricht dies einem Rückgang ihrer Gesamtkapitalrentabilität – definiert als Jahresüberschuss vor Steuern im Verhältnis zur Bilanzsumme – um 16%. Bei der vorhergehenden Umfrage im Jahr 2015 waren Banken und Sparkassen für die folgenden fünf Jahre noch von einem Rückgang um 25% ausgegangen (vgl. Drescher et al. 2016). Die Planungen der deutschen Kreditinstitute deuten also auf einen geringer werdenden Pessimismus hin, wenn auch weiterhin von einem niedrigen Ergebnisniveau ausgehend.


    Wie Abbildung 1 zeigt, ist das Gros des erwarteten Ergebnisrückgangs im betrachteten Fünfjahreszeitraum auf Belastungen aus Wertberichtigungen zurückzuführen. Insbesondere Wertberichtigungen aus dem Kreditgeschäft kommen hier zum Tragen. Die Wertberichtigungen der letzten Jahre fielen historisch gering aus. Somit ist der starke Anstieg in den Planungen vor dem Hintergrund des weiterhin guten wirtschaftlichen Umfelds Ausdruck einer vorsichtigen Planung. Dies zeigte sich bereits bei den Umfragen in den Jahren 2013 und 2015 und ist aufsichtlich positiv zu bewerten. Als zweiter Haupttreiber für den Rückgang im Jahresüberschuss lässt sich das Zinsergebnis identifizieren.2 In Summe führen die Wertberichtigungen und das Zins­ergebnis zu einem Rückgang von ca. 0,70 Prozentpunkten in der Gesamtrentabilität.


    
    Abb. 1

[image: 1396.png]


    Angesichts schrumpfender Margen im Zinsgeschäft und der zu erwartenden Wertberichtigungen sehen sich Kreditinstitute verstärkt dem Druck ausgesetzt, alternative Ertragsquellen zu erschließen (vgl. Busch und Kick 2015). Insbesondere das Provisionsergebnis soll laut Planung ausgebaut werden und bis 2021 um 10% zunehmen. Es trägt mit 0,24 Prozentpunkten zur Stabilisierung der Gesamtkapitalrentabilität bei und kompensiert im Aggregat den durch das Zinsergebnis induzierten Rückgang fast vollständig.


    Die quantitativ stärkste Stabilisierung der Gesamtkapitalren­tabilität geht jedoch von einer Reduktion der Zuführungen zum Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB aus. Die stabilisierende Wirkung beläuft sich auf rund 0,5 Prozentpunkte der Rentabilität.


    Stellt man nicht auf die Plandaten der Kreditinstitute ab, sondern unterstellt, dass die Zinsen länger auf dem aktuell niedrigen Niveau verharren oder sogar noch weiter sinken werden, ergibt sich allerdings ein beunruhigenderes Bild. Die Analyse der Simulationen für die fünf aufsichtlich vorgegebenen Zinsszenarien zeigt, dass sich die Ertragskraft der deutschen Kreditinstitute dann jeweils deutlich verschlechtern würde (vgl. Abb. 2).


    
    Abb. 2

[image: 838.png]


    Bei einem konstant bleibenden Zinsniveau würde die Gesamtkapitalrentabilität des Bankensektors bis zum Jahr 2021 um etwa 40% sinken. Im Fall sinkender Zinsen würde die Gesamtkapitalrentabilität sogar um mehr als die Hälfte abnehmen. Dieser Effekt wird gemildert, wenn die Bilanzstrukturen nicht »eingefroren« werden, sondern seitens der Institute Portfolioanpassungen vorgenommen werden können. Im Falle eines Zinsanstiegs um 200 Basispunkte (Bp) über alle Laufzeiten hinweg würden sich zunächst Gewinneinbrüche aufgrund von Wertberichtigungen ergeben. Die Gesamtkapitalrentabilität würde sich mittel- bis langfristig allerdings wegen steigender Margen wieder erholen und sich bereits drei Jahre nach dem Zinsschock sogar oberhalb ihres Ausgangsniveaus bewegen.


    Die rückläufigen Ergebnisse in den Plandaten legen allerdings nahe, dass Banken und Sparkassen nicht mit einem schnellen Anstieg des Zinsniveaus rechnen, wie sie das unterstellte Zinsanstiegsszenario vorsieht. Sie planen vielmehr, zunehmend Gegenmaßnahmen zu ergreifen, wie beispielsweise einen stärkeren Ausbau des Provisionsgeschäfts. Eine weitere Strategie der Institute könnte sein, unter dem Ergebnisdruck bewusst höhere Risiken einzugehen, da mit ihnen typischerweise höhere Renditen verbunden sind. Weil nicht auszuschließen ist, dass sich diese Risiken als nicht tragbar herausstellen, muss die Aufsicht die Widerstandsfähigkeit der Institute im Blick behalten.


    Widerstandsfähigkeit


    Die sektorweiten Planzahlen zeigen, dass die Institute davon ausgehen, bis zum Jahr 2021 ihre harte Kernkapitalquote von 15,9% auf 16,5% zu verbessern. Allerdings plant knapp ein Drittel von ihnen für den betrachteten Fünfjahreszeitraum mit einer rückläufigen harten Kernkapitalquote, vornehmlich hervor­gerufen durch eine stärkere Zunahme der risikogewichteten Aktiva. Letztere kann durch wachsendes Geschäftsvolumen, aber auch durch das Eingehen risikoreicherer Geschäfte erfolgen. Die Umfragedaten liefern Beweise für beide Erklärungsansätze.


    Wettbewerb auf dem deutschen Bankenmarkt


    Im Rahmen der Umfrage wurden die Institute auch nach der Wettbewerbssituation auf dem deutschen Bankenmarkt gefragt. Dabei wurde sowohl nach ihrer Einschätzung der aktuellen Lage als auch nach einer Prognose für die Zukunft gefragt. Etwa die Hälfte der Institute hält die aktuelle Wettbewerbssituation für überdurchschnittlich stark ausgeprägt, und mehr als 70% gehen davon aus, dass die Konkurrenz unter Kreditinstituten in Zukunft zunimmt. Eine Zunahme des Wettbewerbs mit FinTechs erwarten sogar 85% der befragten Institute.


    Vor dem Hintergrund zunehmenden Wettbewerbsdrucks bei gleichzeitiger Erwartung von Gewinnrückgängen sind die Auskünfte zu den Fusionsabsichten und zur Fusionsbereitschaft, die im Rahmen der Umfrage gegeben wurden, nicht wirklich überraschend. So gab etwa jedes zehnte Institut an, sich schon in einem Fu­sionsprozess zu befinden oder eine Fusion konkret zu beabsichtigen. Zudem kann sich knapp die Hälfte aller Institute eine Fusion in den nächsten fünf Jahren vorstellen, davon jedoch in drei von vier Fällen als übernehmendes – und nicht als zu übernehmendes – In-stitut. Eine Realisierung in diesem Ausmaß ist allerdings aufgrund des Missverhältnisses von übernehmenden und zu übernehmenden Instituten und regionaler Verbreitung nicht zu erwarten. Auf Basis dieser Auskünf-te ist dennoch anzunehmen, dass sich der in Abbildung3 wiedergegebene Abwärtstrend in der Anzahl deutscher Kreditinstitute auch in Zukunft fortsetzt.


    
    Abb. 3
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    Stresstest zur Bestimmung der aufsichtlichen Eigenmittelzielkennziffer


    Bei dem Stresstest wurde die Widerstandsfähigkeit der Kreditinstitute bei einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auf die Probe gestellt. Dabei wurden die Risikokategorien Zinsän­derungs-, Kredit- und Marktpreisrisiko berücksichtigt. Die Stressszenarien, die seitens der Aufsicht vorgegeben und deren Auswirkungen von den Instituten mit Hilfe ihrer internen Risikomodelle berechnet wurden (Bottom-Up-Approach), sind in Tabelle2 aufgeführt. Der resultierende Stresseffekt wurde über seine Wirkungen auf die Kapitalquoten in einem Einjahreshorizont gemessen. Die Ergebnisse des Stresstests fließen in die Bestimmung institutsspezifischer Kapitalvor­gaben ein – der sogenannten Eigenmittelzielkennziffer.


    Tab. 2


    
      
        
        
      

      
        
          	
            Stressszenarien

          
        


        
          	

          	
            Stressszenario

          
        


        
          	
            Zinsänderungsrisiko

          

          	
            Baseline: Zinsstrukturkurve vom 31.12.2016


            Advers: +200 Bp-Zinsschock

          
        


        
          	
            Marktrisiko

          

          	
            Zinstragende Positionen:


            +30 Bp bis +1 500 Bp Risikoprämie


            Nicht zinstragende Positionen:


            – 20% Wertverlust

          
        


        
          	
            Kreditrisiko

          

          	
            Ausfallraten: +155%


            Verlustquoten: +20%

          
        


        
          	
            Quelle: Deutsche Bundesbank (2017).

          
        

      
    


    Im Ergebnis verfügen kleine und mittelgroße Institute in Deutschland größtenteils über eine gute Widerstandsfähigkeit. Die harte Kernkapitalquote nach Stress beträgt rund 13,3% im Aggregat, im Vergleich zu 16,2% vor Stress (vgl. Abb. 4). Dabei schlagen die drei Risikokategorien unterschiedlich stark zu Buche, wie im Folgenden ausgeführt wird.


    
    Abb. 4
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    Im Rahmen des Zinsänderungsrisikos haben die Institute einen positiven 200-Basispunkte-Schock simuliert. Der Stresseffekt umfasste hierbei einen Effekt auf das Zinseinkommen und auf die Bewertungen zinstragender Positionen. Insgesamt kommt es durch den abrupten Zinsanstieg zu einer Reduktion in der harten Kernkapitalquote von 1,03 Prozentpunkten. Rund 80% des Stresseffektes sind hierbei auf Wertverluste zurückzuführen. Die anderen 20% des Effektes werden durch eine Reduktion des Zinseinkommens getrieben. Hierbei ist zu beobachten, dass die Kreditinstitute bei einem abrupten Zinsanstieg im Neugeschäft zumindest nicht im ersten Jahr den vollen Zinsanstieg an die Einleger weitergeben würden (vgl. Abb. 5): Während auf der Aktivseite der Bilanz im gleichen Zeitraum bei den Forderungen gegenüber Nichtbanken, d.h. bei der klassischen Kredit-vergabe, 84% des Zinsschocks an die Kreditnehmer weitergegeben werden, werden bei den Sichteinlagen nur 36% des Zinsanstiegs an die Kunden weitergereicht. Die Weitergabe eines Zinsanstiegs wird somit seitens der Institute auf Aktiv- und Passivseite asymmetrisch geplant. Dies trägt einerseits wohl dem hohen Ergebnisdruck Rechnung. Andererseits spiegelt sich hier die Tatsache wider, dass der Spielraum für Margen auf der Passivseite derzeit sehr gering ist. Allerdings ist zu beachten, dass die Institute bei ihren Berechnungen eine statische Bilanzannahme berücksichtigen mussten und damit vorwiegend Preiseffekte eine Rolle spielen (vgl. Busch, Drescher und Memmel 2017).


    
    Abb. 5
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    Im Marktpreisrisikostresstest wurden zinstragende Positionen der Aktivseite einem Schock auf die Risikoprämie ausgesetzt, der in Abhängigkeit der Ratingklasse 30 bis 1500Basispunkte betrug. Für sonstige Positionen wurde ein pauschaler Wertverlust in Höhe von 20% vorge-geben. Der Stresseffekt auf die harte Kernkapitalquote betrug 1,09 Prozentpunkte, der etwa zu gleichen Teilen auf zinstragende und nicht zinstragende Positionen zurückging. Da die nicht zins­tragenden Positionen (inkl. nicht zuschlüsselbare Fonds) jedoch nur rund 20% des Portfolios ausmachen, tragen sie überproportional zum Stresseffekt bei. Diese Beobachtung unterstreicht die Bedeutung der Betrachtung von nicht zinstragenden Positionen im Stress-test; diese wurden 2017 erstmals berücksichtigt (vgl. Drescher et al. 2016).


    Im Kreditrisikostresstest gab die Aufsicht einen 155%igen Anstieg der Ausfallraten und einen 20%igen Anstieg der Verlustquoten vor. Insgesamt ging hierdurch die harte Kernkapitalquote um 0,83 Prozentpunkte zurück. Unternehmenskredite wie Kleinkredite sind hierbei die Haupttreiber. Durch Gewerbeimmobilien besicherte Kredite haben einen ähnlich hohen Portfolioanteil wie Unternehmenskredite, tragen jedoch aufgrund hoher Besicherungsquoten nur unterproportional zum Stress­effekt bei. Insgesamt wirkt sich vor allem die positive gesamtwirtschaftliche Entwicklung entlastend auf das Ergebnis aus.


    Wohnimmobilien­finanzierung


    Die diesjährige Befragung umfasste zudem auch den Bereich der Wohnimmobilienkreditvergabe durch die deutschen Kredit­institute. Vor dem Hintergrund des in den letzten Jahren in Deutschland beobachteten deutlichen Anstiegs sowohl der Immobilienpreise als auch der Immobilienkredite wurden die Bedenken bezüglich bestehender Risiken in den Bankbilanzen häufiger in den Medien diskutiert. Die Ergebnisse dieses neuen Bestandteils der Umfrage zeigen, dass bislang keine substanziellen Gefahren mit Blick auf den Bankenmarkt bestehen. Berechnungen der Bundesbank zeigen zwar in Städten Preis-anstiege von 15% bis 30% über das fundamental gerechtfertigte Niveau sowie ein stetiges Anwachsen der Wohnungsbaukreditvergabe an deutsche Privathaushalte, insbesondere bei den kleineren Instituten. Allerdings ist das Kreditwachstum im historischen Vergleich noch moderat, und auch bei den Kreditvergabestandards und -konditionen lässt sich bisher im Aggregat keine weitreichende Lockerung beobachten. Nichtsdestoweniger stellt die Zunahme der Immobilienkredite in den Bankbilanzen im Niedrigzinsumfeld bei gleichzeitiger Bereitschaft der Institute, Kredite gegen geringere Sicherheiten zu vergeben, ein potenzielles Risiko dar. Dieses wird die Aufsicht auch weiterhin genau im Blick behalten.


    Um abzuschätzen, wie gut deutsche Institute einen Preiseinbruch im Wohnimmobiliensektor überstehen würden, wurde auf Grundlage der in der Umfrage erhobenen Daten außerdem ein Wohnimmobilienstresstest durchgeführt (vgl. Siemsen und Vilsmeier 2017). Hierbei wurde simuliert, wie sich ein hypothetischer Rückgang der Wohnimmobilienpreise um 20% bzw. 30% auf die aufsichtlichen Kapitalquoten der Institute in den drei Folgejahren auswirken würde. Die harte Kernkapitalquote würde im Aggregat um 0,5 bzw. 0,9 Prozentpunkte zurückgehen, zum einen bedingt durch einen höheren Wertberichtigungsbedarf bei den Wohn­immobilienkrediten und einen Rückgang des Zinseinkommens durch ausgefallene Forderungen, zum anderen durch den Anstieg der risikogewichteten Aktiva im Standardansatz durch die Verringerung des Wertes der anrechenbaren Sicherheiten. Zur Wiederherstellung der ursprünglichen Quote ergäbe sich für die kleinen und mittleren deutschen Banken und Sparkassen in den beiden Szenarien ein Bedarf an zusätzlichem harten Kernkapital von immerhin 5,6 bzw. 12,0 Mrd. Euro. Nicht zu vernachlässigen ist auch die Möglichkeit von Ansteckungseffekten, sowohl zwischen Forderungsklassen als auch zwischen Kredit­instituten. Diese wurden im Wohnimmobilienstresstest nicht berücksichtigt und könnten die negativen Auswirkungen auf die aufsichtlichen Kapitalquoten noch verschärfen.


    Insgesamt zeigt aber die diesjährige Umfrage, dass auch im Bereich der Wohnimmobilienkredite akut kein erhöhtes Risiko für den deutschen Bankensektor besteht. Die Aufsicht wird die Risiken im Immobilienmarkt gleichwohl weiterhin aufmerksam beobachten.


    Fazit


    Die dritte Niedrigzinsumfrage von der Deutschen Bundesbank und der BaFin hat einen umfassenden und exklusiven Einblick in die Ertragslage und Widerstandsfähigkeit kleiner und mittelgroßer Kreditinstitute in Deutschland gegeben. Während die Institute einerseits durch das Niedrigzinsumfeld mit sinkenden Ergebnissen rechnen und nach alternativen Ertragsquellen sowie Kosteneinsparmöglichkeiten suchen, kann andererseits ein solides Bild der Widerstandsfähigkeit gegenüber ausgewählten Krisensituationen gezeichnet werden.


    Durch die Analyse einzelner Risikokategorien (wie Zinsänderungsrisiko, Kreditrisiko, Marktrisiko) wurden mögliche Problemfelder gezielt getestet. Die Erkenntnisse über identifizierte Risikobereiche fließen in die aufsichtliche Tätigkeit ein.


    
      Dekomposition des Zinsergebnisses


      Im Planungsszenario der Institute ist insbesondere das Zinsergebnis im Aggregat von 2016 bis 2021 rückläufig. Die Niedrigzinsumfrage bietet die Möglichkeit, die Treiber des Rückgangs zu identifizieren. Generell lassen sich drei Komponenten beim Zinsergebnis unterscheiden: passivischer Konditionenbeitrag, aktivischer Konditionenbeitrag und Strukturbeitrag.


      
      Abb. 6
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      Der passivische Konditionenbeitrag bezieht sich auf die Marge, die von Kreditinstituten aus der Zinsdifferenz von Kundeneinlagen und einer laufzeitgleichen risikofreien Refinanzierung am Geld-/Kapitalmarkt erwirtschaftet wird. Banken planen, dass es zunehmend schwieriger wird, in diesem Bereich eine Marge zu erzielen (vgl. Abb.6). Der passivische Konditionenbeitrag bricht im Aggregat bis 2021 um über die Hälfte ein – von 0,53% auf 0,22% der Bilanzsumme. Dies ist durch das Zusammenspiel von niedrigen bis negativen Zinssätzen für risiko­freie Anlagen und der Problematik, negative Zinsen an Kunden weiterzugeben, begründet. Laut Niedrigzinsumfrage planen rund ein Viertel der Institute bis 2021 negative Einlagenzinsen an Firmen und/oder Privatkunden weiterzugeben.


      Der Strukturbeitrag, der sich unter anderem aus Beiträgen der Eigenkapitalanlage und der Zinsfristentransformation speist, trägt ebenfalls zu einer Reduktion bei. Dieser sinkt von 0,44% auf 0,32% der Bilanzsumme.


      Im gleichen Zeitraum planen Institute im Aggregat jedoch mit zunehmenden Margen über die Zinsdifferenz zwischen Kreditgeschäft und laufzeitgleichen, risikofreien Anlagen am Geld-/Kapitalmarkt. Der aktivische Konditionenbeitrag steigt von 0,87% auf 0,98% der Bilanzsumme und kompensiert somit leicht den Rückgang.
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    Leasing und Anlageinvestitionen weiter auf Wachstumskurs – beste Aussichten für 2018

  


  
    Die konjunkturelle Lage in Deutschland war auch 2016 durch ein solides und stetiges Wirtschaftswachstum gekennzeichnet. Für das gesamte Jahr ergab sich daraus ein Anstieg des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 1,9% (nominal: 3,3%). Die Wachstumsimpulse kamen auch aus dem Inland. In Ausrüstungsgüter – darunter fallen hauptsächlich Maschinen und Geräte sowie Fahrzeuge – wurden nominal 2,5% (preisbereinigt: 2,2%) mehr investiert als vor Jahresfrist.

    Das Leasing insgesamt hat 2016 – mit einem Zuwachs von 6,1% – wesentlich besser abgeschnitten als die gesamtwirtschaftlichen Investitionsausgaben, wie der neueste ifo Investi­tionstest bei den deutschen Leasinggesellschaften zeigt, der wieder zusammen mit dem Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen (BDL) durchgeführt wurde. Dabei expandierte das Neugeschäft mit Mobilien um 5,0% auf 53,8 Mrd. Euro und das Immobilien-Leasing sogar um 63,4% auf gut 1,5 Mrd. Euro. Dadurch erhöhte sich der Marktanteil, also die Leasingquote von 15,1 auf 15,7% kräftig und die Mobilienleasingquote von 22,5 auf 23,1%. Das Mobiliengeschäft der herstellerunabhängigen Gesellschaften stieg um 6,3%, das der Hersteller um 4,4%.


    

  


  
    Die konjunkturelle Erholung der deutschen Wirtschaft hat sich 2017 fortgesetzt. Die aktuellen Prognosen für das BIP belaufen sich nach der jüngsten Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes auf real gut 2%, was nominal ein Plus von mindestens 3,5% bedeuten würde. Der ifo Investitionsindikator, den das ifo In-stitut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von nominal 2,3%. Die Leasingbranche expandiert erneut kräftiger. Dies belegen die Ergebnisse der Konjunk­turumfragen des ifo Instituts im Leasingsektor. Im Jahresdurchschnitt von 2017 dürfte im Neugeschäft ein Wachstum von 5,7% auf 58,5 Mrd. Euro erreicht werden; wobei bei Mobilien ein Plus von 6,5% und bei Immobilien ein Rückgang von rund 20% zu erwarten ist. Damit schneiden die Leasinggesellschaften, nicht zuletzt dank der unerwartet dynamischen Fahrzeugkonjunktur, bei den Mobilien wieder deutlich besser ab als die gesamtwirtschaftlichen Investitionen. Dies bedeutet für die Leasingquote 2017 einen Anstieg auf 16,1% und bei Mobilien von 23,1 auf einen neuen Rekordwert von 24,1%.


    Für 2018 gehen die aktuellen Prognosen von einem beschleunigten nominalen Anstieg der Wirtschaftsleistung in Deutschland von gut 4,0% (real: gut 2,0%) aus. Für die Ausrüstungsinvestitionen wird sogar, angesichts einer Überauslastung der Kapazitäten, eine signifikante Wachstumsbeschleunigung auf nominal und real rund 5% angenommen, damit würde die Investi­tionsquote – nach Jahren des Rückgangs – wieder einmal steigen. Falls auch die Neuzulassungen von Straßenfahrzeugen auf Wachstumskurs bleiben, sollten die Leasinggesellschaften daran zumindest durchschnittlich partizipieren können.


    Zahl der Leasinganbieter geht weiter zurück


    Die Erhebungsunterlagen für die jüngste Leasingumfrage, die wie immer als Totalerhebung angelegt war, wurden an alle bekannten Vermieter bzw. Leasing­anbieter von mobilen und immobilen Anlagegütern in Deutschland versandt. Dabei hat der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen seine Mitglieder direkt befragt und das ifo Institut die übrigen Leasinggesellschaften. Die Grundlage des Adressmaterials bilden diejenigen Leasinggesellschaften, die bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) als Finanzdienstleistungsunternehmen zugelassen sind. Hinzu kommen die Leasingaktivitäten von Unternehmen, die schwerpunktmäßig in anderen Sektoren der Wirtschaft tätig sind – beispielsweise im Verarbeitenden Gewerbe – und das Vermietungsgeschäft nicht in einer Einheit mit eigener Rechtspersönlichkeit betreiben. Nach wie vor unberücksichtigt bleiben Firmen, die die kurzfristige Vermietung (Renting, Car­s­haring) von Ausrüstungsgütern, wie z.B. Fahrzeugen und Maschinen, betreiben (vgl. Städtler 2017), sowie Immobilienfonds, Bauträgergesellschaften (vgl. Rußig 2017), Developer, Pensionsfonds und sonstige Institu­tionen, die vor allem gewerbliche Immobilien bauen und vermieten.


    Die Beteiligung am ifo Investitionstest war auch in diesem Jahr sehr hoch. So konnte für den Bereich der herstellerunabhängigen Leasinggesellschaften durch Hinzuschätzen der fehlenden Angaben – von meist kleineren Firmen – über ein differenziertes Rechenverfahren ein Gesamtwert der Investitionen ermittelt werden. Für die Herstellervermietung und das Hersteller-Leasing (Captives) sind nur die Berichtskreisinvestitionen ausgewiesen, da uns wohl nicht alle Produzenten, Händler oder Importeure, die auch im Vermietgeschäft tätig sind, bekannt sind. Nachdem in der Umfrage jedoch alle bedeutenden Anbieter berücksichtigt wurden, dürfte auch dieser Bereich der Anlagenvermietung sehr hoch repräsentiert sein.


    Die Unternehmensteuerreform von 2008, die Unterwerfung unter eine »moderate« Aufsicht (»KWG-Light«) durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) einschließlich der Umsetzung der organisatorischen Pflichten in Verbindung mit den Mindestanforderungen an ein Risikomanagementsystem (MaRisk) sowie die Finanzkrise mit der Refinanzierungsproblematik führen schon seit Jahren dazu, dass zahlreiche Leasinggesellschaften – vor allem mittelständische – aus dem Markt und damit auch aus dem Berichtskreis des ifo Investitionstests ausscheiden. Gemessen am Bestand war deren Zahl 2009 und 2010 besonders hoch, in den Jahren 2011 bis 2014 setzte sich dieser Trend in abgeschwächter Form fort; auch 2015 bis 2017 meldeten uns noch etliche Gesellschaften ihr Ausscheiden aus dem Markt, die Konsolidierung der Branche schreitet also voran. Die inzwischen erreichte Regulierungsdichte stellt zugleich eine hohe Hürde für Neugründungen von Leasinggesellschaften dar, insbesondere von mittelständischen.


    Die zunehmenden aufsichtsrechtlichen Anforderungen, Pflichten und direkte sowie indirekte Kosten, die weder ihrer mittelständischen Struktur, dem Geschäftsmodell noch dem Risikogehalt angemessen sind, haben also bisher schon eine ganze Reihe mittelständischer Leasingunternehmen dazu veranlasst aufzugeben. Diese waren häufig auf bestimmte Investitionsgüter, einzelne Branchen oder regionale Märkte spezialisiert. Ihren Kunden aus dem mittelständischen Gewerbe stehen sie als Geschäftspartner nun nicht mehr zur Verfügung. Dieser Kollateralschaden ist der Preis für die hohe Regulierungsdichte.


    Die Begründungen für das bürokratische Reglement, dem die Leasingbranche ohne Not unterworfen wurde, klingen noch immer wenig überzeugend. Diese Unternehmen haben die weltweite Finanzkrise weder ausgelöst, noch waren sie an ihr beteiligt. Die Banken, die der Ursprung dieses Dramas waren, standen ja schon immer unter Finanzaufsicht. Eine europäische Studie der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte stellte fest, dass die Ausfallraten beim Leasing gering sind und auch deutlich niedriger als bei vergleichbaren Kreditportfolios.


    In der aktuellen Investitionsbefragung wurden die Neuzugänge auf den Anlage­konten der Leasinggesellschaften in den Jahren 2015 und 2016 sowie die Güterstruktur und die Empfängersektoren erhoben. Außerdem wurde nach den effektiven Anschaffungswerten und nach den Buchwerten der am 31. Dezember 2016 noch vermieteten Objekte gefragt. Hinzu kamen Angaben zur Anzahl der 2016 neu kontrahierten und der insgesamt verwalteten Verträge sowie zu den Erwartungen für das Neugeschäft im Jahr 2017. In einer ergänzenden Sonderfrage wurden auch die Stückzahlen der neu vermieteten Straßenfahrzeuge erhoben.


    
    Abb. 1
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    2016: Leasing wächst weiter überdurchschnittlich


    Die konjunkturelle Lage in Deutschland war auch 2016 durch ein solides und stetiges Wirtschaftswachstum gekennzeichnet. Für das gesamte Jahr ergab sich daraus ein Anstieg des BIP von 1,9% (nominal: 3,3%). Die Wachstumsimpulse kamen auch aus dem Inland. Die Bruttoanlageinvestitionen übertrafen das Vorjahresniveau mit nominal 4,3% (real: +3,1%) deutlich. Dabei wurde in Ausrüstungsgüter, also die Anschaffungen von Maschinen, Geräten und Fahrzeugen, nominal 2,5% (preisbereinigt: 2,2%) und in den Nichtwohnungsbau (nominal: +2,5%) mehr investiert als vor Jahresfrist.


    Das Leasing insgesamt hat 2016 – mit einem Zuwachs von 6,1% – deutlich besser abgeschnitten als die gesamtwirtschaftlichen Investitionsausgaben, wie der neueste ifo Investitionstest bei den deutschen Leasinggesellschaften zeigt, der auch in diesem Jahr wieder zusammen mit dem Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen (BDL) durchgeführt wurde. Dabei expandierte das Neugeschäft mit Mobilien um 5,0% auf 53,8 Mrd. Euro und das Immobilien-Leasing sogar um 63,4% auf gut 1,5 Mrd. Euro. Das Mobiliengeschäft der herstellerunabhängigen Gesellschaften stieg um 6,3%, das der Hersteller um 4,4% (vgl. Tab.1). Dadurch erhöhte sich der Marktanteil, also die Leasingquote (Anteil der gesamten Leasinginvestitionen an den gesamtwirtschaftlichen Anlageinvestitionen ohne Wohnungsbau), von 15,1 auf 15,7% kräftig und die Mobilienleasingquote von 22,5 auf 23,1% (vgl. Tab. 2).


    Die effektiven Anschaffungswerte aller am 31.Dezember 2016 noch vermieteten Anlagen (ohne AfA) addierten sich in der gesamten Leasingbranche auf einen Wert für das Bruttoanlagevermögen von rund 203 Mrd. Euro, verteilt auf rund 4,8 Mio. Verträge.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Bruttoanlageinvestitionen 2009–2017 in jeweiligen Preisen

          
        


        
          	

          	
            2009

          

          	
            2010

          

          	
            2011

          

          	
            2012

          

          	
            2013

          

          	
            2014

          

          	
            2015

          

          	
            2016a

          

          	
            2017b

          
        


        
          	
            Herstellerunabhängiges Leasing

          
        


        
          	
            Investitionen (in Mio. Euro)

          

          	
            20000

          

          	
            21100

          

          	
            21100

          

          	
            19420

          

          	
            18290

          

          	
            19800

          

          	
            18410

          

          	
            20120

          

          	
            21310

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –26,9

          

          	
            5,5

          

          	
            0,0

          

          	
            –8,0

          

          	
            –5,8

          

          	
            8,3

          

          	
            –7,0

          

          	
            9,3

          

          	
            5,9

          
        


        
          	

          	
            Hersteller–Leasing

          
        


        
          	
            Investitionen (in Mio. Euro)

          

          	
            22600

          

          	
            24500

          

          	
            27480

          

          	
            28640

          

          	
            28520

          

          	
            30810

          

          	
            33750

          

          	
            35220

          

          	
            37200

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –17,0

          

          	
            8,4

          

          	
            12,2

          

          	
            4,2

          

          	
            –0,4

          

          	
            8,0

          

          	
            9,5

          

          	
            4,4

          

          	
            5,6

          
        


        
          	

          	
            Anlagenvermietung insgesamtc

          
        


        
          	
            Investitionen (in Mio. Euro)

          

          	
            42600

          

          	
            45600

          

          	
            48580

          

          	
            48060

          

          	
            46810

          

          	
            50610

          

          	
            52160

          

          	
            55340

          

          	
            58510

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –22,0

          

          	
            7,0

          

          	
            6,5

          

          	
            –1,1

          

          	
            –2,6

          

          	
            8,1

          

          	
            3,1

          

          	
            6,1

          

          	
            5,7

          
        


        
          	
            a Vorläufig. b Anhand der Planangaben berechnet. c Soweit erfasst.

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Investitionstest.

          
        

      
    


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Gesamtwirtschaftliche Investitionena 2009–2017 in jeweiligen Preisen

          
        


        
          	

          	
            2009

          

          	
            2010

          

          	
            2011

          

          	
            2012

          

          	
            2013

          

          	
            2014

          

          	
            2015

          

          	
            2016c

          

          	
            2017d

          
        


        
          	
            Gesamtwirtschaftlicheb Investitionen (in Mio. Euro)

          

          	
            279659

          

          	
            300939

          

          	
            326275

          

          	
            318840

          

          	
            317565

          

          	
            337495

          

          	
            344430

          

          	
            351635

          

          	
            363780

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –14,5

          

          	
            7,6

          

          	
            8,4

          

          	
            –2,3

          

          	
            –0,4

          

          	
            6,3

          

          	
            2,1

          

          	
            2,1

          

          	
            3,5

          
        


        
          	
            Zum Vergleich:

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          
        


        
          	
            Leasing-Investitionen (in Mio. Euro)e

          

          	
            42600

          

          	
            45600

          

          	
            48580

          

          	
            48060

          

          	
            46810

          

          	
            50610

          

          	
            52180

          

          	
            55340

          

          	
            58510

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –22,0

          

          	
            7,0

          

          	
            6,5

          

          	
            –1,1

          

          	
            –2,6

          

          	
            8,1

          

          	
            3,1

          

          	
            6,1

          

          	
            5,7

          
        


        
          	
            Leasingquote (in %)

          

          	
            15,2

          

          	
            15,2

          

          	
            14,9

          

          	
            15,1

          

          	
            14,7

          

          	
            15,0

          

          	
            15,1

          

          	
            15,7

          

          	
            16,1

          
        


        
          	
            darunter:

          

          	
            

          

          	
            

          

          	

          	
            

          

          	

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          

          	
            

          
        


        
          	
            Gesamtwirtschaftliche Ausrüstungsinvestitio-nenf (in Mio. Euro)

          

          	
            178934

          

          	
            197083

          

          	
            212751

          

          	
            206080

          

          	
            204025

          

          	
            220500

          

          	
            228280

          

          	
            232620

          

          	
            237980

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –20,2

          

          	
            10,1

          

          	
            7,9

          

          	
            –3,1

          

          	
            –1,0

          

          	
            8,1

          

          	
            3,5

          

          	
            1,9

          

          	
            2,3

          
        


        
          	
            Investitionen des Mobilien-Leasing


            (in Mio. Euro)

          

          	
            40690

          

          	
            41430

          

          	
            46400

          

          	
            46155

          

          	
            45400

          

          	
            48930

          

          	
            51250

          

          	
            53820

          

          	
            57300

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –20,3

          

          	
            1,8

          

          	
            12,0

          

          	
            –0,5

          

          	
            –1,6

          

          	
            7,8

          

          	
            4,7

          

          	
            5,0

          

          	
            6,5

          
        


        
          	
            Mobilien-Leasingquote (in %)

          

          	
            22,7

          

          	
            21,0

          

          	
            21,8

          

          	
            22,4

          

          	
            22,3

          

          	
            22,2

          

          	
            22,5

          

          	
            23,1

          

          	
            24,1

          
        


        
          	
            Gesamtwirtschaftliche Bauinvestitionena


            (in Mio. Euro)

          

          	
            100725

          

          	
            103856

          

          	
            113524

          

          	
            112760

          

          	
            113540

          

          	
            116995

          

          	
            116150

          

          	
            119015

          

          	
            125800

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –2,0

          

          	
            3,1

          

          	
            9,3

          

          	
            –0,7

          

          	
            0,7

          

          	
            3,0

          

          	
            –0,7

          

          	
            2,5

          

          	
            5,7

          
        


        
          	
            Investitionen des Immobilien-Leasing


            (in Mio. Euro)

          

          	
            1910

          

          	
            4170

          

          	
            2180

          

          	
            1905

          

          	
            1410

          

          	
            1680

          

          	
            930

          

          	
            1520

          

          	
            1210

          
        


        
          	
            Veränderungen gegenüber dem Vorjahr (in %)

          

          	
            –45,7

          

          	
            118,3

          

          	
            –47,7

          

          	
            –12,6

          

          	
            –26,0

          

          	
            19,1

          

          	
            –44,6

          

          	
            63,4

          

          	
            –20,4

          
        


        
          	
            Immobilien-Leasingquote (in %)

          

          	
            1,9

          

          	
            4,0

          

          	
            1,9

          

          	
            1,7

          

          	
            1,2

          

          	
            1,4

          

          	
            0,8

          

          	
            1,3

          

          	
            1,0

          
        


        
          	
            a Ohne Wohnungsbau. Zeitreihen vom Statistischen Bundesamt revidiert. b Bruttoanlageinvestitionen nach neuem Statistikkonzept (ESVG). c Vorläufig. d Anhand der Planangaben berechnet. e Soweit erfasst. f Einschließlich sonstiger Anlagen (z.B. Software); ohne Aufwendungen für Forschung und Entwicklung.

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Investitionstest, Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Strassenfahrzeuge erneut Wachstumstreiber


    Rund drei Viertel des Neugeschäfts der Leasingge­sellschaften entfallen aktuell auf Straßenfahrzeuge, daher ist die Branche in hohem Maße von der Entwicklung in diesem Marktsegment abhängig, diese nahm 2016 einen recht günstigen Verlauf. Der Dezember beschloss das Jahr mit einem kräftigen Wachstum von 7,9% im Neugeschäft. Für das Gesamtjahr bedeutete dies einen Zuwachs von 4,5%, dabei stieg der Anteil der privaten Pkw-Neuzulassungen, der sechs Jahre in Folge zu Gunsten der gewerblichen – die zu den Investitionen gezählt werden – schrumpfte, erstmals wieder an, und zwar auf nunmehr 35,0% (2015: 34,2%; vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2017a). Auch der Nutzfahrzeugmarkt war 2016 mit +7,0% im Aufwind.


    Die Leasinggesellschaften offerieren schon seit Jahren laufend neue Angebotsvarianten, um die Wettbewerbsfähigkeit ihres Produkts zu steigern. Im Mittelpunkt dieser Aktionen standen zuletzt nicht nur günstige Leasingraten, sondern auch zusätzliche Dienstleistungspakete auch für Einzelfahrzeuge, die früher eher aus dem Flottengeschäft bekannt waren. Bei diesem »Bundling« werden beispielsweise attraktive Versicherungspakete, Garantieverlängerungen, Assistance­leistungen und Inspektionsschecks offeriert. Bei den Kunden kommen diese Komplettpakete offenbar gut an, auch bei solchen, bei denen der Finanzierungs­aspekt nicht im Vordergrund steht. In Zeiten mit extrem niedrigen Finanzierungskosten, geringen Problemen bei der Beschaffung von Krediten und zugleich recht komfortabler Eigenkapitalausstattung vieler Unternehmen erleichtern derartige Leistungen den Wettbewerb mit konkurrierenden Angeboten.


    Die Zahl der 2016 neu zugelassenen Leasing-Fahrzeuge beläuft sich auf 1556000, das sind fast 8% mehr als 2015. Der Anteil der Leasing-Fahrzeuge an den gesamten Neuzulassungen des Jahres 2016 in der Bundesrepublik erreichte damit 39,6% nach 38,6% im Jahr 2015.


    Wertmäßig entfielen 76,5% der Leasinginvesti­tionen auf Straßenfahrzeuge. Deren Anteil am Anschaffungswert der gesamten gewerblichen Fahrzeugkäufe in Deutschland (Leasingquote) stellte sich auf rund 67%. Das heißt, dass das Leasing auch 2016 die eindeutig bedeutendste Beschaffungsform bei Fahrzeuginvestitionen geblieben ist.


    Von den 1556000 im Jahr 2016 neu vermieteten Straßenfahrzeugen waren 1332700 Pkw und Kombi (+8,3%) sowie 223300 Lkw, Busse, leichte Nutz­fahrzeuge und Anhänger (+5,7%). Von den markenunabhängigen Leasinggesellschaften wurden rund 313080Straßenfahrzeuge neu vermietet, im Bereich des Hersteller-Leasings rund 1242920 (vgl. Tab. 3).


    Tab. 3


    
      
        
        
      

      
        
          	
            Kraftfahrzeug-Leasing 2016

          
        


        
          	
            Investitionen des Fahrzeug-Leasinga (in Mio. Euro)

          

          	
            42330

          
        


        
          	
            Stückzahlen

          

          	
            1556000

          
        


        
          	
            davon:


            Herstellerunabhängiges Leasing (in Mio. Euro)

          

          	
            9530

          
        


        
          	
            Stückzahlen

          

          	
            313080

          
        


        
          	
            Herstellerabhängiges Leasing (in Mio. Euro)

          

          	
            32800

          
        


        
          	
            Stückzahlen

          

          	
            1242920

          
        


        
          	
            Gesamte Neuzulassungen von Kraftfahrzeugen in Deutschland (Stückzahlen)

          

          	
            3742522

          
        


        
          	
            davon:


            Leasing-Fahrzeuge (in %)

          

          	
            39,6

          
        


        
          	
            a Neuzugänge.

          
        


        
          	
            Quelle: ifo Investitionstest; Kraftfahrt-Bundesamt.

          
        

      
    


    Die Maschinen für die Produktion verzeichneten 2016 – bei einem nur moderaten Anstieg von 0,8% – einen Rückgang ihres Anteils an den gesamten Lea­singinvestitionen von 8,6 auf 8,2%; damit konnten sie gleichwohl Rang 2 unter den Leasinggütern behaupten. Nach der EU-einheitlichen Gütersystematik zählt hierzu eine sehr breite Palette von Geräten. Das Spekt­rum reicht von Werkzeugmaschinen über Pressen, Webmaschinen, Waschanlagen, Wiege- und Messmaschinen bis zu Gabelstaplern und Baugeräten.


    Der Computer- und Kommunikationsbereich hat zwar dem auslaufenden Kondratieff-Zyklus seinen Namen gegeben, zählte indessen in den letzten Jahren nicht mehr zu den Wachstumstreibern, er ist aber noch immer einer der innovativsten in der Wirtschaft. Jeder, der sich mit ihm beschäftigt, muss sich dem rasanten Entwicklungstempo und der teils enormen Markt- und Preisvolatilität anpassen, das gilt natürlich auch für die Leasinggesellschaften. Die Büromaschinen und Datenverarbeitungsanlagen, die bis 1984 im Leasinggeschäft immer dominiert hatten, verloren in den Folgejahren – mit dem Siegeszug des PCs – kontinuierlich Anteile an den gesamten Leasinginvestitionen. Dieser Trend konnte ab 1997 vorübergehend gestoppt werden. Seit dem Jahr 2002 – nach Jahrtausendwende und Euroumstellung – musste das EDV-Leasing bei nominaler Betrachtung aber größtenteils wieder Rückgänge hinnehmen, so auch 2016. Die Leasinginvesti-tionen in diesem Segment verringerten sich nominal um 10,4%, hierbei sind allerdings die hier teilweise immer noch anhaltenden Preissenkungstendenzen zu beachten; real fällt das Ergebnis besser aus. Der Anteil des IT-Bereichs am gesamten Leasingvolumen ging damit von 6,9 auf 5,8% deutlich zurück. Das reichte diesmal nur noch für den vierten Platz bei den neu verleasten Gütern.


    Die Entwicklung der Produktgruppe IT, EDV-Anlagen und Büroequipment einschließlich der Software verläuft seit vielen Jahren unterdurchschnittlich, teilweise ist sie sogar rückläufig. Auch, wenn im Internet viele IT-Leistungen gratis angeboten werden und die Preise hier lange zurückgingen, wird das Wachstum bei nominaler Betrachtung zwar unterzeichnet, andererseits prägen diese Produkte als Leittechnologie, wie keine anderen unser Zeitalter. Sie sind ubiquitär, kein Wirtschaftsbereich kommt heute ohne sie aus und die fortschreitende Digitalisierung wird deren Verbreitung noch weiter vorantreiben.


    Ständige Innovationen bei Hard- und Software bedeuten auch eine relativ rasche technische Obsoleszenz, was eigentlich zu einer dynamischen Investi­tionstätigkeit und zu einem hohen Anteil an den gesamten Ausrüstungsinvestitionen führen müsste. Dem ist aber bisher keineswegs so. Die Investitionsausgaben für Maschinen und Fahrzeuge sind im Durchschnitt der letzten Jahre etwa doppelt so hoch ausgefallen wie die für IT-Produkte. Es scheint bei öffentlichen und privaten Investoren eine Scheu vor ausreichenden und vor allem größeren Neuinvestitionen im IT-Bereich zu geben, die sich nicht nur aus Kostenüberlegungen speist. Wie Berechnungen zeigen, sind die Überschreitungen der geplanten Kosten und Termine bei IT-Projekten oft um ein Mehrfaches höher als bei den hin­länglich bekannten staatlichen Großprojekten (vgl. Walk und Müller 2016).


    Bei weiter fortschreitender Digitalisierung werden Unternehmen, die keine moderne und leistungsfähige EDV haben, wohl kaum wettbewerbsfähig bleiben können. Insbesondere im Zuge der technischen und organisatorischen Anforderungen, die im Zusammenhang mit der Einführung von »Industrie 4.0« stehen, dürfte der Investitionsbedarf bei IKT-Produkten erheblich zunehmen.


    Es gibt jedoch inzwischen Indizien, die für eine Stärkung der IT-Investitionen sprechen. Einerseits hat sich in dem Segment ein erheblicher Nachholbedarf angestaut, ganz zu schweigen von den nötigen Investitionen in die Datensicherheit. Aber auch das 40 Jahre alte »Moore´s Law«, wonach sich die Anzahl der Tran­sistoren bzw. integrierten Schaltkreise auf einem Computerchip alle zwei Jahre verdoppelt, wird nach Expertenmeinung seine Gültigkeit verlieren, weil inzwischen die Grenzen der Physik in diesem Sektor erreicht seien (vgl. Dörner 2016). Das exponentielle Wachstum der Leistung der Computerchips führte dazu, dass die Preise für eine bestimmte Leistungseinheit, und damit auch für die verkauften Endgeräte, stetig zurückgingen.


    Diese Entwicklung scheint sich nun stark abzuschwächen. Jüngste Ergebnisse der amtlichen Statistik lassen erkennen, dass die nominale und die reale Entwicklung bei IT-Investitionen nur noch geringfügig divergieren, und zwar sowohl bei Hard- als auch bei Software. In den Jahren seit 2014 verzeichnen diese Produkte nominal wie real ordentliche Wachstumsraten. Die Preise weisen schon ab 2009 eine geringere Volatilität als in der Vergangenheit und eher einen Seitwärtstrend auf.


    Falls im Zuge der weiteren Digitalisierung der Wirtschaft die Nachfrage nach IT-Produkten und insbesondere Softwarelösungen stark zunimmt, könnte es schnell zu Personalengpässen bei den einschlägigen Anbietern kommen, was letztlich auch zu Preiserhöhungen führen würde. Nachdem sich auch das Gewicht bei den IT-Investitionen immer mehr von der Hardware zur personalintensiven Software verschiebt, ist hier jetzt eher mit steigenden Preisen zu rechnen.


    Wenn die IT-Investitionen deutlich zunehmen, eröffnen sich auch für die Leasinggesellschaften Marktchancen, denn mit dem Computer-Leasing begann die Erfolgsgeschichte der Branche in Deutschland vor über 50 Jahren. Bis 1984 dominierte diese Produktgruppe das Neugeschäft der Leasingbranche deutlich, danach setzten sich die Straßenfahrzeuge an die Spitze.


    Die »sonstigen Ausrüstungsgüter« einschließlich Nachrichten-, Medizin- und Signaltechnik sowie immaterieller Wirtschaftsgüter wurden 2016 als Leasing-güter etwas weniger nachgefragt als im Vorjahr. Sie hatten ein Minus von 2,1% zu verzeichnen; damit erreichte ihr Anteil an den gesamten Leasinginvestitionen mit 6,0% gleichwohl den dritten Platz. In dieser Gruppe gibt es neben hochpreisigen immateriellen Assets ein extrem heterogenes Bündel von Leasinggütern, die auch recht unterschiedliche Entwicklungen aufzuweisen haben.


    Auf dem Gebiet der Telekommunikation besteht beispielsweise nach wie vor ein erheblicher Investitionsbedarf, der sich nicht nur auf relativ niedrigpreisige Endgeräte, sondern auch auf teure Vermittlungstechnik, Sendeanlagen und Satelliten erstreckt. Diese Technologien erfordern einen enormen Kapitalbedarf, der auch mittels Leasing gedeckt werden kann. Mit dem wachsenden Bedarf an neuen Fernsehdiensten, Handy-TV und vor allem schnellen und breitbandigen Internetverbindungen zwischen den Kontinenten investieren die Satellitenbetreiber massiv in neue Kapazitäten. Mit dem Angebot neuer Mobilfunkdiens-te steigt auch der Bedarf an Übertragungseinrichtungen enorm. Zahlreiche Funkstationen befinden sich bereits im Eigentum von Leasinggesellschaften und anderen Vermietern. Wegen der Überlastung der Mobilfunk­infrastruktur müssen die Anbieter in großem Rahmen in ihre Netze investieren und eine Vielzahl zusätzlicher Antennen installieren.


    Last but not least zählen auch die Produkte der Medizintechnik zur Rubrik der sonstigen Ausrüstungsgüter. Der weltweit wachsende Markt für Medizintechnik, der bis 2020 jährlich um etwa 5% wachsen soll (vgl. Telgheder 2015), umfasst sowohl Massenprodukte als auch Hightech-Artikel, die fast alle auch auf dem Wege des Leasings vertrieben werden. Die deutschen Me-dizintechnikanbieter rangieren in der international führenden Topliga weit oben und erweitern ständig ihre Systemkompetenzen um Dienstleistungen, zu denen auch Finanzdienstleistungen wie das Leasing zählen. Diese Instrumente können dazu beitragen, den beträchtlichen Investitionsstau in deutschen Krankenhäusern, der bereits mehrfach festgestellt wurde, aufzulösen. Eine ifo-Studie kommt zu dem Ergebnis, dass die Bundesländer, die für die Finanzierung der Krankenhausinfrastruktur zuständig sind, seit Jahren ihre Haushaltsmittel für Krankenhausinvestitionen reduzieren.


    Auf Platz 5 landeten die Handelsobjekte, Ge­schäfts- und Bürogebäude mit 2,0%. Weit abgeschlagen belegten die kompletten Produktions- und Versorgungsanlagen sowie Produktionsgebäude, Lagerhallen, sonstige Bauten (0,7%), gleichauf mit den Luft-, Wasser- und Schienenfahrzeugen den letzten Platz. Diese Big Tickets verzeichneten 2016 ein Wachstum um 62%, das reichte aber nur für eine Erhöhung ihres Anteils von 0,5 auf 0,7%. Das erscheint im Vergleich mit den Niveaus in den Jahren vor 2009 sehr niedrig. Die Leasingengagements in dieser Gütergruppe verloren seither über zwei Drittel ihres Volumens. Dieses Produktsegment der Großmobilien hat seit jeher eine sehr volatile Entwicklung aufzuweisen. Angesichts des weltweit sehr hohen Leasinganteils bei Flugzeugen und des Wachstums in diesem Produktsegment mag deren geringer Anteil am deutschen Leasingportfolio verwundern. Dieser Markt ist jedoch stark international ausgerichtet und von sehr großen Playern geprägt, die sich auf die wettbewerbsfähigsten Standorte, nicht zuletzt unter steuerlichem Aspekt, konzentrieren. Seit einigen Jahren engagieren sich hier verstärkt chinesische Investoren, auch durch Zukäufe bedeutender ausländischer Unternehmen, darunter auch Marktführer. Daneben leidet das Flugzeuggeschäft in Deutschland – ähnlich wie das Immobilien-Leasing – auch unter der Reglementierung im Gefolge der Unterstellung unter die Bankenaufsicht. Zudem waren hier früher vor allem bankenabhängige Leasinggesellschaften engagiert, die seit Jahren bei mobilen wie immobilen Big Tickets sehr zu-rückhaltend agieren.


    Erhöhte Leasing-engagements in allen Wirtschaftsbereichen


    Der Dienstleistungssektor ist der größte Bereich in der deutschen Wirtschaft und der Gewinner im Strukturwandel. Seit dem Jahr 1996 ist er auch unangefochten die Nummer 1 im Leasing. Die Leasinggesellschaften erhöhten 2016 ihre Investitionen in diesem Wirtschaftsbereich um 6,6% und platzierten mit 36,5% über ein Drittel ihres Neuge-schäfts in diesem äußerst facettenreichen Wirtschaftsbereich. Der Sektor wird in Deutschland hinsichtlich seiner Bedeutung noch häufig unterschätzt, was wohl auch daran liegt, dass er ein sehr heterogenes Konglomerat von Gewerbezweigen ist. Es erstreckt sich vom Hotel- und Gaststättengewerbe über Banken, Versicherungen, Rundfunkanstalten, Filmgesellschaften, Internetprovider, Autovermieter, EDV- und Mul-timedia-Dienstleister, Unternehmensberater, Verlage, Werbeagenturen, Callcenter, Bewachungs- und Rei­nigungsunternehmen bis hin zu mittelständischen Selbständigen wie Ärzten, Rechtsanwälten, Architekten, Ingenieurbüros, Steuerberatern, Maklern und privaten Stellenvermittlern. In diesen Berufsgruppen machen die besonders leasinggeeigneten Fahrzeuge und Büromaschinen einschließlich EDV-Anlagen den größten Teil des Investi­tionsbedarfs aus, weshalb sie schon immer eine interessante Zielgruppe für die Leasinggesellschaften waren. Besonders bei den unternehmensnahen Dienstleistern entstehen nach wie vor neue Arbeitsplätze, die mit Investitionsgütern von hoher Leasingaffinität ausgestattet werden.


    Das Verarbeitende Gewerbe war seit Gründung der ersten Leasinggesellschaften deren wichtigster Kunde und konnte diese Position 30 Jahre lang halten. Danach ging sein Anteil an den gesamten Leasing­investitionen ziemlich stetig zurück; seit 2005 erhöhte er sich tendenziell wieder. 2015 hat der Sektor seine eigenen Investitionen nominal um 3,9% gesteigert und damit den Höchststand von 1964 wieder erreicht (vgl. Statistisches Bundesamt 2017a). Die neuen Leasingengagements wurden hier mit 3,8% nur moderat angehoben, weshalb sich sein Anteil von 19,6 auf 19,2% verminderte. Dies bedeutet jedoch weiterhin unangefochten Rang 2. Auch der Handel gehört zu den traditionellen Wirtschaftsbereichen, die als Leasingkunden jahrelang an Gewicht verloren hatten. Seit 1998 bewegte sich sein Anteil an den Leasinginvestitionen gelegentlich auch nach oben. 2007 nahmen die Leasingengagements des Handels sogar sprunghaft um über 25% zu, wodurch sein Anteil von 12,7 auf 15,3% hochschnellte. Von 2008 bis 2013 liegt hier der Anteil an den Leasinginvestitionen konstant bei reichlich 12%. Im Jahr 2014 verminderte er als einziger Sektor seine Leasinginvestitionen, und zwar um knapp 6%, was seinen Anteilswert auf 10,7% reduzierte; 2016 reichte ein Wachstum von 5,7% um den Anteil (10,6%) knapp zu halten, das reichte diesmal aber nur noch für den fünften Platz.


    Die Autoproduzenten in Deutschland »erfanden« in den 1970er Jahren das Privat-Leasing mit sehr attraktiven Konditionen, um die Rabattaktionen beim Neuwagenkauf nicht völlig aus dem Ruder laufen zu lassen, und erreichten damit damals – sozusagen aus dem Stand – einen Anteil von 11% an den gesamten Leasinginvestitionen. In der Folgezeit war die Entwicklung dieser Sparte zwar aufwärts gerichtet, aber von beträchtlichen Schwankungen gekennzeichnet. Die herstellernahen Gesellschaften, die dieses Segment nahezu allein unter sich aufteilen, beeinflussen mit unterschiedlich starken Verkaufsanreizen für den Autokredit oder das Auto-Leasing die Entwicklung dieser Leasingsparte maßgeblich.


    Im Jahr 2016 hatte das Privat-Leasing – bei stei­genden Pkw-Zulassungen (+4,5%) – ein Plus von 3,5% zu verzeichnen. Sein Anteil am gesamten Leasing­neugeschäft verminderte sich damit von 11,0 auf 10,7%; das reichte um den dritten Rang zu halten, dicht gefolgt vom Handel und dem Sektor Verkehr- und Nachrichtenübermittlung. Dieser erhöhte seine Leasing­investitionen 2016 um 3,8%, sein Anteil am Leasingport-folio ging von 10,2 auf 10,0% zurück, was nun Rang 5 bedeutete.


    
    Abb. 2

[image: 1474.png]


    Das Baugewerbe weist seit vielen Jahren ein zumindest durchschnittliches Wachstum seiner Leasingengagements auf. Dieser Aufwärtstrend setzte sich auch 2016 mit einem kräftigen Plus von gut 11% fort, wodurch der Leasinganteil hier von 6,8 auf 7,1% an-stieg. In dieser erhöhten Nachfrage nach Bauequipment und Straßenfahrzeugen zeigt sich auch die hohe Auslastung der Kapazitäten. Die selbst bilanzierten Investitionen dieses Sektors haben, an seiner Größe gemessen, noch immer ein relativ niedriges Niveau. Die geräteintensive Bauwirtschaft investiert angesichts einer teils sehr volatilen Auftragslage seit geraumer Zeit eher vorsichtig und bedient sich intensiv des An-gebots aller Arten von Vermietungsdienstleistern. Sie hat inzwischen die mit Abstand höchste Leasingquote aller Sektoren und setzt auch stark auf das Renting, also die kurzfristige Anmietung (vgl. Städtler 2017).


    Der primäre Sektor der Wirtschaft, also die Energie- und Wasserversorgung, der Bergbau sowie die Land- und Forstwirtschaft, hatte 1997 seinen Leasinganteil fast halbiert, 2000 stieg er schließlich wieder auf 4,7% und ging seit 2001 wieder zurück, bis er 2004 seinen Tiefpunkt mit 1,7% erreichte. Seither bewegt sich sein Anteilswert bei rund 2%. Im Jahr 2010 nahmen die Leasinginvestitionen in diesem Bereich um über 50% zu, wodurch der Anteil am gesamten Leasingportfolio auf 2,9% anstieg. Diesen Wert konnte er 2011 und 2012 mit 2,8%, nicht ganz halten; 2013 und 2014 stieg der Wert jeweils um einen Zehntelpunkt. Im Jahr 2016 gab es hingegen eine beachtliche Zunahme der Leasingengagements um 29%, wodurch der Anteilswert von 2,8 auf 3,4% an-stieg. Das reichte um den vorletzten Platz zu halten.


    Die rote Laterne unter den Leasingkunden hält –wie üblich – der Staat. Die öffentliche Hand ist selbst einer der größten Investoren in Deutschland und be-einflusst so, über die Wahl ihrer Finanzierungsmittel bzw. die Art der Durchführung von Investitionen, auch die Höhe der gesamtwirtschaftlichen Leasingquote. Aus verschiedenen, teilweise auch nichtökonomischen Gründen, macht der Staat in Deutschland von allen Wirtschaftsbereichen seit Jahren am wenigsten vom Leasing Gebrauch.


    Im Jahr 2014 stiegen die Leasingengagements des Staates zwar um gut 3%, sein Anteil am Leasingport­folio reduzierte sich gleichwohl auf 2,7%, dieses Niveau hielt er auch 2015 bei stagnierenden Leasinginvesti-tionen. Im Jahr 2016 gab es zwar bei den Leasingenga­gements eine Zunahme um 3,1%, der Anteil ging trotzdem auf 2,4% zurück. Auslöser für die Volatilität der staatlichen Leasingengagements sind vor allem sehr große Immobilienprojekte, die diskontinuierlich anfallen, bei Mobilien verläuft die Entwicklung gleich-mäßiger. Wenn man nicht nur den Staat im engeren Sinne, also die Gebietskörperschaften und die Sozialversicherung, mit berücksichtigt, sondern auch die Eigengesellschaften der öffentlichen Hand mit eigener Rechtspersönlichkeit, verdoppelt sich der Leasinganteil nahezu. Derartige Kapitalgesellschaften, insbesondere in den Bereichen Personennahverkehr, Energieerzeugung und Abwasserentsorgung, werden statistisch nicht dem Staat, sondern den zuständigen fachlichen Wirtschaftsbereichen zugeordnet. Das gilt entsprechend auch für geleaste Straßenbahnen, Kraftwerke oder Kläranlagen. Diese rechtlich selbständigen Unternehmen der Gebietskörperschaften haben einen wesentlichen Anteil an den Leasinginvestitionen im Verkehrs- und Entsorgungssektor sowie nicht zuletzt für Kliniken. Eine weitere Form staatsnaher Einrichtungen sind die Organisationen ohne Erwerbszweck, wie etwa Forschungsinstitute oder karitative Einrichtungen, die in den letzten Jahren häufiger leasten. Die Gebietskörperschaften, allen voran die Kommunen, sind auch in Zukunft eine höchst interessante Zielgruppe für die Leasinggesellschaften.


    Ein ifo-Gutachten stellte fest, dass es zwar unstrittig ist, dass es in Teilbereichen der öffentlichen In-frastruktur Defizite gibt, die sich negativ auch auf die regionale wirtschaftliche Entwicklung auswirken können. Eine Vielzahl wissenschaftlicher Studien zeigt jedoch, dass die gesamtwirtschaftlichen Wachs­tumseffekte zusätzlicher Infrastrukturinvestitionen zumindest in hoch entwickelten Ländern im Regelfall eher gering ausfallen. Statt eines breitflächigen Aus-baus von Infrastrukturen sollte der Fokus der künftigen Infrastrukturpolitik in Deutschland daher auf die Instandsetzung sowie auf die Beseitigung von Engpässen gelegt werden. Erhaltungsinvestitionen sollte daher der Vorrang vor dem Neubau von Infrastrukturen gegeben werden (vgl. Ragnitz et al. 2013).


    Jenseits von Leasing und KWG


    Schon seit einigen Jahren werden von Leasinggesellschaften auch Geschäftsmodelle betrieben, die über das traditionelle Leasing hinausgehen oder es sinnvoll ergänzen, die aber auf der Ebene ihrer Kompetenzen als Finanz-, Investitions- und Dienstleistungsexperten liegen. Die Umsätze in diesem Segment erreichen heute schon mehrere Milliarden Euro jährlich und haben deutlich steigende Tendenz. Die Palette der Angebote reicht von traditionellem Mietkauf, der inzwischen allein schon ein Volumen von 8,5 Mrd. Euro erreicht und vor allem im Nutzfahrzeuggeschäft zur Anwendung kommt, über zusätzliche Services, wie Asset- und Facility-Management, Bauconsulting, Fuhrparkmanagement, Versicherungen, strukturierte Finanzierungen, Fondskonzeptionen, Advising und Packaging bis zur Autovermietung (Renting); selbst die neuen Car-sharing-Modelle zählen dazu. Diese Aktivitäten ermöglichen den Gesellschaften, sich über zusätzliche bzw. ergänzende Dienstleistungen und divergierende Leistungsmerkmale gegenüber anderen Wettbewerbern – insbesondere dem Investitionskredit der Banken – abzuheben und Erträge zu erzielen.


    Der ifo Investitionstest misst die Entwicklung der Leasingbranche an ihrem bilanzierten Neugeschäft, also dem Zugang an aktivierungsfähigen Investitionsgütern. Schon definitionsgemäß ist hier das Geschäft mit den werthaltigen zusätzlichen Services nicht enthalten, die seit Jahren einen erheblichen Beitrag zum Umsatz und Ertrag der Leasinggesellschaften leisten und die bei Kunden häufig den Ausschlag bei der Entscheidung für das Leasing geben, dies gilt auch für sehr liquide Unternehmen. Besonders häufig ist dies beim Auto-Leasing mit Full Service, bei Büromaschinen und EDV-Equipment, bei Immobilien sowie bei Big Tickets, wie etwa Flugzeugen der Fall. Neue Möglichkeiten auf diesem Betätigungs-feld eröffnen die Energiewende und die neuen Antriebe für Straßenfahrzeuge.


    2017: Leasing boomt – Marktanteil auf Rekordniveau


    Der kräftige Aufschwung der deutschen Wirtschaft hält an. Die aktuellen Prognosen für das BIP belaufen sich, nach der jüngsten Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes für das dritte Quartal 2017, auf real 2,3%, das würde ein nominales Plus von fast 4% bedeuten (vgl. Fuest 2017a). Der ifo Investitionsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisierte im September für das Jahr 2017 einen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von nominal 2,3%. Die Investi­tionen im Nichtwohnbau sollen um real 3% zunehmen, was nominal ein Plus von etwa 6% ergeben dürfte.


    Die eher schwache Investitionsentwicklung des Jahres 2016 scheint somit überwunden. Ursächlich hierfür dürfte auch der inzwischen acht Jahre anhaltende Aufschwung und die ständige Zunahme des Auslastungsgrads der deutschen Wirtshaft seit 2013 sein, die inzwischen in eine Überauslastung der gesamt­wirtschaftlichen Kapazitäten übergegangen ist, insbesondere im Baugewerbe (vgl. Wohlrabe und Wollmershäuser 2017). Daher ist damit zu rechnen, dass kapazitätserweiternde Investitionen zunehmen.


    In diesem Zusammenhang ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Wirtschaft neben den Anlagein­vestitionen nach wie vor auch erheblich in die Gewinnung neuer Mitarbeiter und in die Qualifizierung des vorhandenen Personals investiert. Bei eher moderatem Wirtschaftswachstum steigt die Zahl der Beschäftigten in Deutschland scheinbar unaufhaltsam. Wie das Statistische Bundesamt kürzlich mitteilte, wurde im dritten Quartal 2017 mit 44,5 Mio. Erwerbstätigen (+1,5% gegenüber Vorjahr) ein neuer Höchststand bei der Erwerbstätigkeit seit der Wiedervereinigung erreicht (vgl. Statistisches Bundesamt 2017b).


    Die Leasingbranche entwickelte sich in diesem Jahr wesentlich dynamischer als die Anlageinves-ti­tionen der Wirtschaft. Dies belegen die Ergebnisse des ifo Investitionstests im Leasingsektor. Im Jahresdurchschnitt von 2017 dürfte im Neugeschäft ein Wachstum von 5% auf 58,1 Mrd. Euro erreicht werden, das ist der bisher höchste Wert der Branche. Wobei bei Mobilien ein Plus von 6,5% und bei Immobilien ein Rückgang von rund 20% zu erwarten ist. Damit schneiden die Leasinggesellschaften, nicht zuletzt dank der unerwartet dynamischen Fahrzeugkonjunktur, deutlich besser ab als die gesamtwirtschaftlichen Investitionen. Dies bedeutet für die Leasingquote 2017 einen Anstieg auf 16% und bei Mobilien von 23,1 auf 24,1%, ein neues Rekordniveau.


    Eine wesentliche Stütze für das Leasing in diesem Jahr waren wieder die Fahrzeuginvestitionen. Die Automobilkonjunktur entwickelte sich im bisherigen Jahresverlauf von 2017 unerwartet günstig. Bei Pkw-Zulassungen ist in den ersten zehn Monaten gegenüber dem Vorjahreszeitraum ein Plus von 2,3% aufgelaufen; bei den Nutzfahrzeugen waren es rund 2,7%, hier kam es im Oktober zu einem kräftigen Plus von gut 15% (vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2017b). Straßenfahrzeuge erweisen sich damit – wie schon im Vorjahr – zu einem Treiber der Ausrüstungsinvestitionen. Hier sind die Investitionsrisiken vergleichsweise gering. Überschaubare Abschreibungs- und Leasingdauern sowie berechenbare Restwerte auf einem gut funktionie­renden Second-Hand-Markt sorgen für klare Kalkula­tionsgrundlagen. Die gegenwärtig florierende Au­tokonjunktur wird auch von einem steigenden Ersatzbedarf gespeist, denn der Bestand der Flotte war zu Jahresbeginn im Durchschnitt 9,3 Jahre alt (2016: 9,2 Jahre).


    Von Januar bis Oktober blieb der Anteil der privaten Pkw-Neuzulassungen mit 35,4%, die dem pri-vaten Verbrauch zuzuordnen sind, auf niedrigem Niveau, legte aber geringfügig zu. Das heißt, der Anteil der Fahrzeuge, die zu den Investitionen zählen, war mit 64,5% weiter sehr hoch. Bei den Nutzfahr­zeugen, die als guter Konjunk­turindikator gelten, gab es in diesem Zeitraum einen Zuwachs von 2,7%; hier kam es im Oktober sogar zu einem kräftigen Plus von gut 15%.


    Für das Wachstum der Lea­singinvestitionen 2017 war vor allem die Fahrzeugsparte ver­antwortlich, die ein Plus von etwa 6% erreichen wird, aber auch die Produktionsmaschinen mit rund +4%. Wachstums­spitzenreiter sind, von niedrigem Niveau kommend, Großmobilien wie Luft-, Schienen- und Wasserfahrzeuge, die um über 100% zulegen konnten. Die einzige Produktgruppe mit einem klaren Minus bei den Leasinginvestitionen wa-ren die Immobilien mit –20%; EDV-Anlagen und Büromaschinen verfehlten das Vorjahresniveau nur geringfügig, real bedeutet dies jedoch eine Zunahme.


    
    Abb. 3
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    2018: Beste Aussichten


    Für 2018 gehen die aktuellen Prognosen von einem beschleunigten nominalen Anstieg der Wirtschaftsleistung in Deutschland von gut 4,0% (real: gut 2,0%) aus. Auch die Investitionen sollen diesmal spürbar zur gesamtwirtschaftlichen Expansion beitragen. Für die Ausrüstungsinvestitionen wird sogar, angesichts einer Überauslastung der Kapazitäten, eine signifikante Wachstumsbeschleunigung auf nominal und real rund 5% angenommen.


    Der Sachverständigenrat geht davon aus, dass die Überauslastung der deutschen Wirtschaft weiter steigt. Angesichts der zu geringen Kapazitäten dürfte die Investitionsdynamik hoch bleiben (vgl. Sachverstän-digenrat 2017). Bei den erwarteten Erweiterungsinvestitionen besteht für die Leasingunternehmen die Chance, bei einer Reihe von Investitionsgütern noch stärker ins Geschäft zu kommen, nicht nur bei Fahrzeugen.


    Für die Investitionen in den Nichtwohnbau ist, nach dem Anstieg im Vorjahr von real rund 3%, für 2018 nur noch ein Zuwachs von real 1,4% veranschlagt, der sich nominal auf etwa 4,5% belaufen dürfte. Angesichts der voll ausgelasteten Kapazitäten in der Bauwirtschaft dürften im Produktionsablauf verstärkt Engpässe auftreten, so dass sich Aufträge stauen.


    
    Abb. 4
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    Ob die Autokonjunktur nach der überaus positiven Entwicklung von 2016 und 2017 nochmals deutlich zulegen kann, ist derzeit noch nicht zu beantworten. Nachholbedarf besteht angesichts des hohen Durchschnittsalters der Flotte. Die merkliche Zunahme der wirtschaftlichen Aktivität und der florierende Onlinehandel sprechen jedenfalls für eine steigende Nachfrage nach Nutzfahrzeugen. Insgesamt sind die Chancen für eine weitere Geschäftsbelebung für die Leasinggesellschaften im Jahr 2018 also gut.


    Der Leasingverband erklärte kürzlich, dass er auf der Basis der aktuellen Prognosen für die Ausrüstungsinvestitionen, im Jahr 2018 mit einem Plus im Neu­geschäft von mindestens 5% rechnet (vgl. Wittkowski 2017).


    Für eine dynamische Entwicklung der Ausrüstungsinvestitionen im nächsten Jahr spricht laut der Gemeinschaftsdiagnose Folgendes: »Ab dem Schlussquartal 2017 dürften die günstigen Rahmenbedingungen wieder die Oberhand gewinnen: Das wirtschaftliche Umfeld ist nach wie vor anregend, und die Stimmung unter den vom ifo Institut befragten Investitionsgüterherstellern befindet sich auf Rekordniveau. Die Auftragsbücher des Verarbeitenden Gewerbes sind prall gefüllt, und die Kapazitätsauslastung ist seit geraumer Zeit überdurchschnittlich hoch sowie in der Tendenz aufwärts gerichtet. Dies spiegelt sich auch im Order-Capacity-Index der Deutschen Bundesbank wider, laut dem mehr Bestellungen eingehen, als mit den bestehenden Produktionskapazitäten abge­arbeitet werden können. Für den weiteren Prognosezeitraum ist mit einer weiterhin robusten Ausweitung der Ausrüstungsinvestitionen zu rechnen. In den Jahren 2018 und 2019 dürften die Investitionen dann um jahresdurchschnittlich real 4,3% bzw. 3,5% steigen. Damit werden die Ausrüstungsinvestitionen 2019 wohl das sechste Jahr in Folge ausgeweitet« (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2017).


    Über den gesamten Prognosehorizont hinweg stützen zudem die günstigen Finanzierungsbedin­gungen die Investitionstätigkeit.


    Zudem hat die Stimmung in den deutschen Chef­etagen ein neues Allzeithoch erreicht. Die Stimmung in den deutschen Chefetagen ist hervorragend. Der ifo Geschäftsklimaindex stieg im November auf einen neuen Rekordwert von 117,5 Punkten, nach 116,8 im Oktober. Dies war auf deutlich optimistischere Erwartungen der Unternehmen zurückzuführen. Die Unternehmen bewerten die Geschäftslage nicht mehr ganz so positiv wie im Vormonat. Die deutsche Wirtschaft steuert auf eine Hochkonjunktur zu. Die aktuellen Zahlen deuten auf ein Wirtschaftswachstum von 0,7% im vierten Quartal hin und damit auf 2,3% für das Gesamtjahr 2017 (vgl. Fuest 2017a).


    Die deutsche Industrie rechnet auch mit steigenden Exporten. Die ifo Exporterwartungen sind von 18,9Saldenpunkten im September auf 20,9 Saldenpunkte im Oktober gestiegen. Dies ist der höchste Wert seit Februar 2011. Wichtigster Treiber dieser Entwicklung ist der Aufschwung in der Eurozone (vgl. Fuest 2017b).


    Insgesamt ist also für 2018 – nach derzeitigem Prog­nosestand – mit nochmals steigenden Ausgaben für die Ausrüstungsgüter und für die Leasingengagements zu rechnen.
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    Ein Jahr nach der Wahl: Welche Auswirkungen hat die Präsidentschaft Trumps auf Wirtschaft und Politik?

    



    
      

    


    Ein Jahr nach der Wahl Donald Trumps zum Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika wurden in der Quartalsbefragung des ifo World Economic Survey weltweit Wirtschaftsexperten und in gleicher Form in der November-Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ Professoren für Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitäten zur Regierungsarbeit der neuen US-Regierung befragt. Die Einschätzungen beider Panelbefragungen weichen im Mittel kaum voneinander ab. Insgesamt sehen die Befragten beider Expertengruppen mehrheitlich keine positiven Impulse unter Trump. Besonders negativ bewerten die befragten Experten die Auswirkungen der Politik Trumps in den Bereichen Wirtschaft, Umwelt, Gesundheitswesen, soziale Gerechtigkeit, Frieden und Sicherheit sowie internationale Zusammenarbeit. Die Leistung des US-Präsidenten wird von vielen Teilnehmern vielmals sogar noch schlechter eingestuft, als sie es zuvor erwartet haben.


    

  


  
    Seit Januar 2017 ist Donald Trump Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika. Ob der neue Präsident zentrale Wahlkampfversprechen, die er während des Wahlkampfs angekündigt hatte, überhaupt verwirklichen kann, wird seither heiß diskutiert. In den ersten zehn Monaten seiner Amtszeit konnte Trump zwar eine Vielzahl seiner Versprechen noch nicht umsetzen, er hat der Politik der Vereinigten Staaten aber dennoch schon seinen Stempel aufgedrückt. So hat Donald Trump beispielsweise bereits mehr als 800 Vorschriften aus der Zeit seines Vorgängers Barack Obama zurückgenommen. Zudem hat er durch verschiedene Personalentscheidungen das Land an entscheidenden Positionen geprägt. Trump legt dabei häufig einen beispiellosen Politikstil an den Tag und gilt vielen Beobachtern als unberechenbar, da er sich über zahlreiche Regeln und Traditionen hinwegsetzt. Viele Entscheidungen Trumps und seiner Regierung können weitreichende Folgen für die Vereinigten Staaten, aber auch für die gesamte Weltgemeinschaft haben. In der amerikanischen Bevölkerung sind Trumps Umfragewerte gegenwärtig im Keller (vgl. Balz und Clement 2017; Washington-Post-ABC News Poll 2017). Die Regierungsarbeit Trumps und die damit verbundenen Auswirkungen für die Vereinigten Staaten und die gesamte Weltgemeinschaft hat das ifo Institut nun von Wirtschaftsexperten bewerten lassen. Im Oktober wurden im ifo World Economic Survey (WES) Wirtschaftsexperten aus einer Vielzahl von Ländern und in gleicher Form in der November-Umfrage des Ökonomenpanels von ifo und FAZ Ökonomen aus Deutschland zur Arbeit und Auswirkungen des US-Präsidenten im Hinblick auf aktuelle wirtschaftliche und weltpolitisch relevante Themen befragt.


    
      Ökonomenpanel von ifo und FAZ und ifo World Economic Survey


      Im Ökonomenpanel von ifo und FAZ wird regelmäßig eine repräsentative Gruppe von Professoren der Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitäten zu aktuellen wirtschaftspolitischen Themen befragt. Das Ziel des Ökonomenpanels ist, der Öffentlichkeit eine differenziertere Sichtweise der Ansichten von Ökonomen zu gegenwärtigen Herausforderungen in Deutschland und der Welt zu präsentieren. An der Umfrage im November 2017 beteiligten sich 137 Ökonomen.


      Der ifo World Economic Survey hat zum Ziel, in vierteljährlichen Befragungen von mehr als 1000Wirtschaftsexperten ein möglichst aktuelles Bild über die Wirtschaftslage sowie Prognosen für über 100 wichtige Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländer zu liefern. Der WES fragt dabei hauptsächlich qualitative Informationen, d.h. Urteile und Erwartungen von Wirtschaftsexperten, ab. An der Umfrage im Oktober 2017 beteiligten sich rund 929 Experten.

    


    Wirtschaftliche Auswirkungen


    Zunächst wurden die Wirtschaftsexperten gefragt, welchen Einfluss die US-Regierung unter Donald Trump auf die Weltwirtschaft, die US-Wirtschaft und die Wirtschaft des jeweils eigenen Landes hat (vgl. Abb. 1).1


    
    Abb. 1
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    Im Allgemeinen gehen die befragten Wirtschaftsexperten von negativen Folgen für die Weltwirtschaft aus. 74% der WES-Teilnehmer beurteilen den Einfluss als negativ bzw. sehr negativ. 15% meinen, dass die amtierende US-Regierung keinen Einfluss auf die Entwicklung der Weltwirtschaft hat, während lediglich 5% von positiven Wirtschaftsimpulsen durch die Regierungsarbeit von Trump ausgehen. Das Bild unter den teilnehmenden Wirtschaftsprofessoren in Deutschland deckt sich hier mit der Einschätzung der weltweiten Experten. Nur 2% der Teilnehmer am Ökonomenpanel rechnen der Trump-Regierung einen positiven Einfluss auf die Weltwirtschaft zu, während 71% der teilnehmenden Professoren den Einfluss als negativ oder gar sehr negativ einstufen.


    Trumps Einfluss auf die US-Wirtschaft wird von den Ökonomen kaum besser beurteilt. Die Mehrheit (64%) der Befragten im Ökonomenpanel sieht auch für die US-Wirtschaft negative bzw. sehr negative Auswirkungen, während 9% Trump positive Impulse für die amerikanische Wirtschaft zuschreiben.2 Unter den weltweiten Experten des WES schätzen hingegen 20% der Teilnehmer, dass Trump positive Auswirkungen für die US-Wirtschaft hat. Aber auch unter den weltweiten Experten rechnet eine Mehrheit (58%) damit, dass die Arbeit der US-Regierung negativ für die US-Wirtschaft ist. Unter den US-Experten des WES wird der Einfluss von Trump auf die US-Wirtschaft hingegen weniger kritisch gesehen als unter den deutschen oder den weltweiten Ökonomen. Hier geben nur knapp38% an, dass die neue US-Re­gierung negative Effekte auf die heimische Wirtschaft habe, während 63% der US-Experten von negativen Auswirkungen für die Weltwirtschaft ausgehen.


    Hinsichtlich der konkreten wirtschaftlichen Auswirkungen für das eigene Land geben hingegen nur knapp 43% der weltweiten Experten an, dass Trumps Politik negative Auswirkungen für die heimische Wirtschaft hat (vgl. Abb. 2). Im Hinblick auf die deutsche Wirtschaft stuft jedoch die Mehrheit (56%) der Teilnehmer des Ökonomenpanels den Einfluss von Trumps Regierung als negativ ein. Nur 2% der teilnehmenden Ökonomen aus Deutschland glau-ben an positive Impulse durch die amtierende amerikanische Regierung auf Deutschlands Wirtschaft. Besonders negativ wird der Einfluss Trumps auf die heimische Wirtschaft insbesondere auch von Wirtschaftsexperten in den US-Nachbarstaaten Kanada und Mexiko sowie in Irland bewertet. Die NAFTA-Mitglieder Kanada und Mexiko könnten künftig sogar noch negativere Auswirkungen für die eigene Wirtschaft verzeichnen, wenn der seit 23Jahren bestehende Handelsvertrag zur Freihandelszone tatsächlich nachverhandelt und abgeändert wird (vgl. Domm und Tausche 2017). Die irischen Wirtschaftsexperten sehen die Auswirkungen für das eigene Land ebenfalls kritischer als die Ökonomen in Deutschland oder Wirtschaftsexperten in den anderen EU-Ländern. Über 75% der Befragten im WES aus Irland berichten, dass sich die Präsidentschaft Trumps eindeutig negativ auf die irische Wirtschaft auswirke. Trumps wirtschaftspolitische Agenda sieht beispielsweise Steuersenkungen vor, die sich auch gezielt auf amerikanische Off­shore-Firmenaktivitäten in Irland auswirken könnten.


    
    Abb. 2


    Anteil der Experten, die den Einfluss der Trump-Regierung auf ihr eigenes Land negativ beurteilen
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    Internationale und aussenwirtschaftliche Beziehungen


    Auch in internationaler Hinsicht hat der neue US-Präsident in den ersten Monaten seines Amtshandelns für reichlich Aufsehen gesorgt. Um den Einfluss von Trump auf die internationale Politik der vergangenen Monate zu bewerten, haben wir die Teilnehmer beim ifo World Economic Survey und beim Ökonomenpanel gefragt, wie sie den politischen Beitrag von Donald Trump mit Blick auf Frieden und Sicherheit, der Zusammenarbeit in internationalen Organisationen sowie einer ausgeglichenen Handelsbilanz einstufen.3 Abbildung 3 zeigt, dass die weltweiten Wirtschaftsexperten und die Teilnehmer des Ökonomenpanels die Leistung des US-Präsidenten ähnlich bewerten. Die Mehrheit der Befragten sieht einen negativen Einfluss von Donald Trump auf die Zusammenarbeit in multilateralen Organisationen sowie auf den Frieden und die Sicherheit in der Welt, wobei die Teilnehmer des deutschen Ökonomenpanels hier sogar noch kritischer als die weltweiten Teilnehmer des WES sind. 85% bzw. 76% der befragten Ökonomen aus Deutschland beurteilen die Leistung von Donald Trump als negativ hinsichtlich der internationalen Zusammenarbeit bzw. in Bezug auf die Aspekte Frieden und Sicherheit, während unter den weltweiten Wirtschaftsexperten jeweils 59% einen negativen Einfluss in diesen Kategorien vermerken. Mit knapp 81% stufen US-amerikanische Wirtschaftsexperten den Einfluss von Trump jedoch sehr deutlich als negativ mit Blick auf die internationale Zusammenarbeit sowie Frieden und Sicherheit in der Welt ein. Zum Einfluss von Trump auf den internationalen Handel und ausgeglichene Handelsbilanzen fällt die Einschätzung der Wirtschaftsexperten in beiden Befragungen hingegen weniger negativ aus. Der Beitrag der neuen US-Regierung wird hier mehrheitlich weder positiv noch negativ, d.h. als weitgehend ineffektiv, eingestuft.


    
    Abb. 3
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    Die Teilnehmer des Ökonomenpanels und des ifo World Economic Survey konnten darüber hinaus angeben, inwiefern ihre Einschätzung zum Einfluss von Donald Trumps Regierung ihren vorherigen Erwartungen zu seiner Politik entspricht. Auch hier zeigt sich ein ähnliches Bild bei den Ergebnissen beider Expertengruppen. Mit Blick auf den Aspekt ausgeglichener Handelsbeziehungen sind sich die weltweiten und deutschen Experten einig, dass die Leistung Trumps wie erwartet sei (vgl. Abb. 4). Hinsichtlich seines Einflusses auf Frieden und Sicherheit in der Welt geben 46% der Teilnehmer des Ökonomenpanels an, dass der Einfluss von Trump aus ihrer Sicht schlechter als erwartet sei, während sogar 55% der WES-Teilnehmer derselben Meinung sind. Ebenfalls ähnlich fällt die Einschätzung der beiden Expertengruppen hinsichtlich der internationalen Zusammenarbeit aus. Während 34% der Teilnehmer des Ökonomenpanels auch hier die Leistung von Trumps Regierung schlechter als erwartet einstufen, teilen diese Einschätzung 40% der weltweiten Wirtschaftsexperten. Die Mehrheit der Teilnehmer in beiden Befragungen (57% im Ökonomenpanel und 47% im WES) stuft den Einfluss Trumps allerdings als wie erwartet ein. Sowohl die Bewertung der politischen Leistung Trumps in den internationalen Beziehungen als auch die Einstufung im Erfüllen der Erwartungen in den genannten Aspekten ist damit wie erläutert relativ homogen in beiden Befragungsgruppen.


    
    Abb. 4
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    Innenpolitische, soziale und wirtschaft­liche Aspekte in den Vereinigten Staaten


    Während des US-Präsidentschaftswahlkampfs machte Donald Trump Schlagzeilen mit Ankündigungen zu großen Politikmaßnahmen wie umfangreichen Steuerreformen, einer Neuorganisation der Handelsbeziehungen, Strafzöllen für Importe, einer Begrenzung der illegalen Einwanderung, der Aufkündigung aller Programme zur Bekämpfung des Klimawandels zugunsten von Investitionen in die Förderung fossiler Rohstoffe, der Abschaffung von Obamacare sowie zu Maßnahmen für höheres Wirtschaftswachstum und Beschäftigung, die beispielsweise umfangreiche Infrastrukturausgaben beinhalten sollten. In verschiedenen Politikfeldern wie etwa der Einwanderungs-, Handels- und Klimapolitik hat die neue US-Regierung bereits Vorstöße gewagt und umstrittene Maßnahmen verabschiedet. In anderen war Trump in den ersten Monaten seiner Amtszeit hingegen zurückhaltender als zunächst angekündigt oder durch institutionelle Hürden gebremst.


    Die Experten in beiden Befragungen wurden ge­beten, den bisherigen Einfluss der Trump-Regierung in verschiedenen Politikfeldern zu bewerten (vgl. Abb.5) und anzugeben, inwiefern diese Einschätzung ihren Erwartungen entspricht oder ob Trump sie vielmehr positiv oder negativ überrascht hat (vgl. Abb.6).4 Insgesamt bewerten die Teilnehmer beider Panel­befragungen den bisherigen Einfluss der Trump-Regierung mehrheitlich als negativ. Besonders negativ fällt dabei die Einschätzung mit Blick auf den Einfluss in den Bereichen Umweltschutz, Gesundheitssystem und soziale Gerechtigkeit in den Vereinigten Staaten aus. 47% der weltweiten WES-Experten geben dabei an, dass die Umweltpolitik Trumps sogar schlechter sei, als zuvor erwartet. Diese Meinung teilen auch 32% der Teilnehmer des Ökonomenpanels in Deutschland. Auch in den Bereichen soziale Gerechtigkeit (32%) und dem Gesundheitssystem (25%) attestieren zahlreiche WES-Teilnehmer, die Politik Trumps sei schlechter als erwartet. Unter den Teilnehmern des Ökonomenpanels stimmen dieser Einschätzung 11% mit Blick auf die Verbesserung des Gesundheitssystems zu sowie 15% auf die Leistung Trumps hinsichtlich der sozialen Gerechtigkeit in den Vereinigten Staaten.5


    In den weiteren Politikfeldern beurteilen die Teilnehmer beider Umfragen die bisherigen Politikmaßnahmen Trumps mehrheitlich als relativ ineffektiv und geben an, dass diese Leistung auch überwiegend ihren Erwartungen an die Regierung Trumps entspricht. Im Hinblick auf vorteilhafte Handelsabkommen für die Vereinigten Staaten bewerten jedoch – abweichend von den weltweiten Wirtschaftsexperten – die Teilnehmer des Ökonomenpanels aus Deutschland den Einfluss Trumps mit 52% auch mehrheitlich als negativ. Diese Meinung wird auch unter den US-Experten (vgl. Boumans et al. 2017, S. 11ff.) im ifo World Economic Survey mehrheitlich (54%) geteilt, während nur 35% der gesamten WES-Experten dieser Ansicht zustimmen.6


    
    Abb. 5
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    Abb. 6
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    Am besten schneidet die Politik Trumps in der Bewertung der Teilnehmer im Ökonomenpanel und weltweiten Wirtschaftsexperten im Politikfeld Bekämpfung der illegalen Einwanderung ab (15% po­sitive Angaben im Ökonomenpanel, 10% im WES). Die Mehrheit gibt jedoch auch in dieser Kategorie an, die Politik Trumps sei ineffektiv. Unter den US-amerikanischen WES-Experten werden der Regierung Trumps auch hinsichtlich eines positiven Wirtschaftsklimas (mit 37%) und eines Bürokratieabbaus (mit 28%) noch vergleichsweise hohe positive Impulse zugesprochen. Am schlechtesten wird Trump hingegen bei den US-Experten hinsichtlich seines Einflusses auf soziale Gerechtigkeit, Gesundheitspolitik, Handelsabkommen und Umweltschutz bewertet (vgl. Boumans et al. 2017, S.11ff.).


    Verteilungswirkungen in den Vereinigten Staaten


    Trump hatte im Wahlkampf angekündigt, er wolle Steuererleichterungen durchsetzen und mit seiner Wirtschaftspolitik wieder Arbeitsplätze für die »normalen« Amerikaner zurück ins Land holen. Befragt dazu, welche Einkommensgruppen in finanzieller Hinsicht von den angekündigten und bereits durchgeführten Politikmaßnahmen während der Amtszeit Trumps verlieren oder profitieren würden, zeichnen die Teilnehmer der beiden Befragungen ein sehr klares Bild (vgl. Abb.7): 79% der Teilnehmer des Ökonomenpanels, 73% der weltweiten Teilnehmer des WES und 61% der amerikanischen Wirtschaftsexperten im WES sind der Überzeugung, dass insbesondere die untere Einkommensgruppe unter der Politik Trumps verliert. Die Mehrheit der Teilnehmer in beiden Umfragen ist zudem der Ansicht, dass auch die Mittelschicht in finanzieller Hinsicht verlieren wird. Keiner der Teilnehmer des Ökonomenpanels und nur 5% der weltweiten Wirtschaftsexperten gehen hingegen davon aus, dass die Oberschicht zukünftig durch die Politikmaßnahmen Trumps finanziell schlechter gestellt wird.


    
    Abb. 7
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    Insgesamt zeigen die Befragungen beider Expertengruppen, dass mehrheitlich keine positiven Impulse durch eine US-Regierung unter Donald Trump gesehen werden. Die Bewertung der Auswirkungen weichen zwischen den Teilnehmern des Ökonomenpanels und den weltweiten Wirtschaftsexperten des WES kaum voneinander ab. Die Teilnehmer bewerten die Auswirkungen der Politik Trumps in den Bereichen Weltwirtschaft, US-Wirtschaft, Umweltschutz, Gesundheitswesen, soziale Gerechtigkeit, Frieden und Sicherheit sowie internationale Zusammenarbeit als besonders negativ. Im Vergleich zu den Teilnehmern des Ökonomenpanels ist die Leistung des US-Präsidenten für die weltweiten Wirtschaftsexperten sogar häufiger schlechter als erwartet. Die befragten Wirtschaftsexperten aus den Vereinigten Staaten des WES teilen weitgehend die kritische Sicht der Teilnehmer aus dem Rest der Welt, wenngleich die Bewertung insgesamt etwas weniger negativ ausfällt. Besonders hinsichtlich eines positiven Wirtschafts-klimas, des Einflusses auf die US-Wirtschaft im Allgemeinen und des Bürokratieabbaus attestieren die befragten US-Experten der Regierung Trumps im Durchschnitt bessere Impulse als die befragten Experten aus anderen Ländern.
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    Endnoten


    
      
        1 Die Teilnehmer im Ökonomenpanel wurden gefragt, welchen Einfluss auf die deutsche Wirtschaft zu erwarten ist; die Teilnehmer beim ifo World Economic Survey wurden zum erwarteten Einfluss auf das eigene Land befragt.

      


      
        2 Bereits vor der Präsidentschaftswahl gaben die befragten Professoren im Ökonomenpanel der September-Umfrage 2016 mehrheitlich an, dass sie von Hillary Clinton positivere Effekte auf die US-Wirtschaft erwarten (vgl. Dorn et al. 2016). Weniger als 5% der Befragten erwarteten, dass von Trump positivere Effekte hinsichtlich Konjunkturstabilisierung, nachhaltigen Wirtschaftswachstums und verbesserter Wettbewerbsfähigkeit ausgehen werden.

      


      
        3 Die Befragten konnten hierbei auf einer Skala von – 100 bis + 100 zwischen einem negativen (– 100 bis -26) und einem positiven (+ 26 bis + 100) Einfluss wählen. Werte von – 25 bis + 25 auf der Skala sind dabei gleichbedeutend mit der Einschätzung, dass keine Änderung des entsprechenden Aspekts durch die Politik der Trump-Regierung stattfindet.

      


      
        4 Auch an dieser Stelle konnten die Befragten wieder auf einer Skala zwischen einem deutlich negativen (–100) bis hin zu einem deutlich positiven (+100) Einfluss wählen (vgl. FN 3).

      


      
        5 Bereits in der September-Umfrage 2016 des Ökonomenpanels ging nur eine kleine Minderheit der Befragten davon aus, dass von Trump bessere Impulse als von seiner Kontrahentin Clinton hinsichtlich der Politikfelder Arbeitsmarkt, Bildung, Migration, Klima und Gesundheit ausgehen. Die Zustimmungswerte lagen für Trump je nach Politikfeld lediglich zwischen 4 und 6% der befragten Ökonomen (vgl. Dorn et al. 2016).

      


      
        6 Diese Einschätzung der Wirtschaftsexperten aus Deutschland und den Vereinigten Staaten ist kaum verwunderlich, da der US-Präsident bereits im Wahlkampf ankündigte, bilaterale Verträge gegenüber Handelsabkommen mehrerer Länder wie TPP, TTIP oder NAFTA vorzuziehen, und beispielsweise bereits einen Tag nach Amtsantritt ein Dekret zum Ausstieg der USA aus der geplanten Transpazifischen Handelspartnerschaft (TPP) unterzeichnete. Zudem leitete die neue US-Regierung die Neuverhandlung der seit 23 Jahren bestehenden Nordamerikanischen Frei­handelszone (NAFTA) mit Kanada und Mexiko ein und verhängte inzwischen auch Strafzölle gegenüber europäischen Importen (vgl. Lamparter 2017).

      

    

  


  
    Felix Leiss


    Der Boom im Bauhauptgewerbe – über die Interpretation der entsprechenden ifo-Umfrage

  


  
    Im Rahmen der ifo Konjunkturumfragen fällt das Bauhauptgewerbe durch einen sehr niedrigen langfristigen Mittelwert auf. Dem Betrachter stellt sich die Frage, ob die aktuellen Rekordwerte der Indikatoren absolut oder in ihrer Relation zu den historischen Durchschnittswerten zu interpretieren sind. Ein Abgleich mit öffentlichen Zahlen des Statistischen Bundesamtes zeigt, dass die langfristigen Mittelwerte in erster Linie auf eine längere Krise im Baugewerbe ab Mitte der 1990er Jahre zurückzuführen sind. Eine Interpretation aktueller Indikatorwerte vor dem Hintergrund ihrer jeweiligen Durchschnittswerte ist damit nicht angezeigt. Allerdings gibt es auch Indizien für einen gewissen systematischen Pessimismus im Antwortverhalten der Teilnehmer.


    

  


  
    Das deutsche Bauhauptgewerbe boomt. Im Mai 2013 notierte der entsprechende Klimaindikator zum ersten Mal nach über 22 Jahren wieder im positiven Bereich. Diese Erholung setzte sich bis heute fort, und derzeitig scheint kaum ein Monat zu vergehen, ohne dass neue Rekordwerte vermeldet werden. Aktuell, im November 2017, steht der Indikator bei +17,2 Punkten. Auffällig ist dabei, dass die aktuellen Rekordwerte insbesondere durch die günstigen Lageurteile (aktuell: +25,3Saldenpunkte) erklärt werden (vgl. Abb. 1). Im langfristigen Vergleich notierte der Lageindikator zumeist merklich unterhalb der Erwartungskomponente. Im Folgenden soll der Fokus deshalb primär auf der aktuellen Geschäftslage liegen. Für den Betrachter stellt sich die Frage, wie die aktuellen Saldenstände einzuordnen sind. Das Bauhauptgewerbe fällt im Vergleich zu den anderen Bereichen der ifo Konjunkturumfragen durch große negative langfristige Durchschnittswerte auf. So beträgt das historische Mittel des Klimain­dikators –20,5 Punkte. Der Lage­indikator erreichte im Durchschnitt gar nur –28 Saldenpunkte. Sollten aktuelle Indikatorwerte nun eher in Relation zur tatsächlichen Nulllinie oder vor dem Hintergrund ihrer Durchschnittswerte interpretiert werden? Ist also der aktuelle Stand der In-dikatoren oder deren Abstand zum jeweiligen langfristigen Mittel besser geeignet, um die wirtschaftliche Verfassung des Gewerbes einzuschätzen? Um diese Fragen zu beantworten, muss geklärt werden, ob die sehr niedrigen Durchschnittswerte ein Produkt einer pessimistischen Grundhaltung oder einer langen Phase des konjunkturellen Abschwungs sind. Im Folgenden soll der Verlauf der Zeitreihen zunächst genauer betrachtet werden. Darauf folgt ein Abgleich mit den offiziellen Zahlen des Statistischen Bundesamtes.


    
    Abb. 1
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    Ausgehend von der Wiedervereinigung bewegte sich der Lageindikator zunächst seitwärts im leicht negativen Bereich (vgl. Abb. 1). Zur Mitte des Jahres 1992 kam es zu ersten größeren Rückgängen, wonach sich der Indikator zunächst bei rund –20 Saldenpunkten stabilisierte. Der nächste Einbruch folgte jedoch schon im Jahr 1995, so dass der Indikator zum Jah­resende erstmals unter die Marke von –50 Saldenpunkten notierte. In den darauf folgenden Jahren verblieb die Kenngröße überwiegend unterhalb dieser Marke. Eine Ausnahme bildete dabei eine moderate Phase der Erholung von der zweiten Hälfte des Jahres 1998 bis Ende 2000, wobei der Saldenstand auch hier nicht über –35 Punkte stieg.


    Im Oktober 2002 war mit –66,4 Saldenpunkten der Tiefpunkt erreicht. Erst ab der zweiten Hälfte des Jahres 2004 änderte sich das Bild, und ein starker Aufwärtstrend beendete die Talfahrt. Dieser setzt sich, unterbrochen von der Finanz- und Eurokrise, bis heute fort. Ein Vergleich mit der entsprechenden Zeitreihe der Gewerblichen Wirtschaft insgesamt offenbart auch, dass das deutsche Bauhauptgewerbe von den Krisen der jüngeren Vergangenheit nur unterdurch-schnittlich stark betroffen war (vgl. Abb. 2). Zwar notierte der Lageindikator für das Bauhauptgewer-be fast durchweg auf einem wesentlich niedrigeren Niveau, die Rückschläge waren aber deutlich weniger stark ausgeprägt.


    
    Abb. 2
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    Für einen umfassenderen Einblick in die langfris-tige wirtschaftliche Entwicklung und die aktuelle Geschäftslage im Bauhauptgewerbe empfiehlt sich auch der Blick auf die Zahlen des Statistischen Bundesamtes für Unternehmen ab 20Beschäftigten. Diese zeichnen ein ähnliches Bild wie die Indika­toren des ifo Instituts: So konnte der Umsatz im ersten Halbjahr 2017 gegenüber dem Vorjahreswert um 10,4% zulegen und lag damit bei knapp 33 Mrd. Euro. Ein höherer Umsatz im ersten Halbjahr wurde zuletzt im Jahr 1998 ausgewiesen. Auch die Auftragsbestände haben sich sehr günstig entwickelt. Der saisonbereinigte Wertindex des Statistischen Bundesamtes zum Auftragsbestand konnte im ersten Quartal um 7,1% zulegen und notierte damit auf einem neuen Höchststand seit Beginn der Zeitreihe 1991. Wird hingegen der preisbereinigte Vo-lumenindex zum Auftragsbestand betrachtet, der aktuell bis zum vierten Quartal 2016 vorliegt, fällt auch auf, dass sich die Auftragsbestände trotz der günstigen Entwicklung in den letzten Jahren immer noch nicht ganz auf dem Niveau der frühen 1990er Jahre befinden (vgl. Abb. 3). Der bis-her höchste preisbereinigte Auftragsbestand wurde bereits im dritten Quartal 1994 gemeldet. Von dort ausgehend, sanken die Auftragsbestände fast durchgängig, mit einer kurzen Erholungsphase um das Jahr 1998, bis im ersten Quartal 2005 die Talsohle erreicht war und die durchschnittlichen Auftragsbestände wieder stiegen. Einer der besten Indikatoren für die Entwicklung im Bauhauptgewerbe dürfte allerdings der arbeitstäglich- und saisonbereinigte Produktionsindex des Statistischen Bundesamtes sein (vgl. Abb. 4). Es liegt nahe, dass eine sinkende Baupro-duktion nicht nur zu einer schlechteren Ausnutzung der vorhandenen Kapa­zitäten, sondern auch zu einem stärkeren Konkur­renzdruck und damit zu sinkenden Margen führt. Derartige Rahmenbedingungen erschweren das profitable Wirtschaften stark und bringen viele Unternehmen in Schieflage. Umgekehrt bildet eine steigende Bauproduktion die Grundlage für ein Florieren des Gewerbes. Am meisten bauten die erfassten Betriebe bereits im Jahr 1995. Nach einer zehnjährigen Phase mit sinkender Bauproduktion – ausgenommen ist hierbei das Jahr 1999 in dem ein kleiner Zuwachs gemeldet wurde – war im Jahr 2005 der Tiefpunkt erreicht. Innerhalb von zehn Jahren hatte die erfasste Produktion um 36% abgenommen. Außerdem zeigt sich, dass die aktuelle Bauproduktion, trotz der deutlichen Anstiege der letzten Jahre, im-mer noch nicht auf dem Niveau der Rekordjahre 1994 und 1995 ist. Die Entwicklung des Bauhauptgewerbes seit 1991 war also durchaus turbulent. Auf die Wiedervereinigung folgten etwa fünf Jahre des Wachstums. Die folgenden zehn Jahre waren von sinkenden Auftragsbeständen und rückläufiger Bauproduktion und Umsätzen geprägt. Nachdem 2005 der Tiefpunkt erreicht war, begann eine längere Erholungsphase, die schließlich im aktuellen Boom mündete.
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    Abbildung 5 zeigt sowohl die saldierten Lageurteile der Bau­unternehmen im Jahresdurchschnitt als auch die prozentuale Veränderungsrate des Jahresdurchschnitts des Produktionsin­dex für das Bauhauptgewerbe. Dabei fällt auf, dass die schlechtesten Ergebnisse der ifo Konjunkturumfrage wie erwartet in das Fenster zwischen 1995 und 2005 fallen. In den zehn Jahren ab Januar 1995 lag das durchschnittliche Lageurteil der Befragten bei –51,7 Saldenpunkten. Werden alle übrigen Jahre seit der Wieder­vereinigung betrachtet, notierte der Lageindikator bei durchschnittlich –13,9 Saldenpunkten. In erster Linie dürften die stark negativen Mittelwerte der ifo In-dikatoren für das Bauhauptgewerbe also auf diese lange Schrumpfungsphase zurückzuführen sein. Es zeigt sich allerdings auch, dass der Lageindikator auch in Jahren mit klar steigender Bauproduktion regelmäßig kein positives Vorzeichen erreichen konnte. Ein gewisser systematischer Pessimismus im Bauhauptgewerbe wirkt damit wahrscheinlich.
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    Ein weiteres Indiz für eine mögliche Verzerrung liefert eine andere in der Konjunkturumfrage erhobene Variable: Monatlich werden die Teilnehmer gefragt, ob die Bautätigkeit in den zurück­liegenden drei Monaten gestiegen, gleich geblieben oder gefallen sei. Wird der Saldo dieser Variable mit der jährlichen Veränderungsrate der vom Statistischen Bundesamt erfassten Bauproduktion (vgl. Abb. 6) verglichen, fällt auf, dass der Indikator in Jahren mit steigender Bauproduktion zwar oft die Nulllinie durchbrechen konnte, im Jahresdurchschnitt aber zu­meist klar im negativen Bereich notier-te. Der Durchschnitt für diese Jahre liegt bei –7,6 Saldenpunkten. In Jahren mit sinkender Bauproduktion lag mittlere Realisation der Variable hingegen bei –19,8Saldenpunkten.


    
    Abb. 6
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    Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die stark negativen Mittelwerte im Bauhauptgewerbe in erster Linie einer langen Phase des konjunkturellen Abschwungs geschuldet sind, ein gewisser systematischer Pessimismus im Antwortverhalten aber nicht ausgeschlossen werden kann. Eine Interpre­tation der aktuellen Indikatorwerte in Relation zu den historischen Mittelwerten ist damit nicht angebracht. Trotzdem sollte bei Saldenständen im leicht negativen Bereich nicht unbedingt von einer ungünstigen Geschäftslage beziehungsweise von einem Rückgang der Bautätigkeit ausgegangen werden.

  


  
    Ann-Christin Rathje und Klaus Wohlrabe


    Investitionstätigkeiten der deutschen (Familien-)Unter­nehmen: Entwicklungen, Standorte, Einfluss­faktoren

  


  
    Die Stiftung Familienunternehmen hat das ifo Institut im Jahr 2017 damit beauftragt, eine Analyse der Investitionstätigkeiten der deutschen Unternehmen vorzunehmen und eine umfassende Unternehmensdatenbank aufzubauen, die sich künftig zu einer in Deutschland führenden Datenquelle für die wissenschaftliche Forschung mit Bezug auf die Tätigkeit von Familienunternehmen entwickeln soll. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden im Zeitraum von Mai bis Juli 2017 sowohl Familienunternehmen als auch Nicht-Familienunternehmen zu ihren Investitionstätigkeiten befragt. Insgesamt konnten im Zuge der Erhebung Informationen zum Investitionsverhalten von etwa 1500 deutschen Unternehmen ausgewertet werden. Den Ergebnissen der Unternehmensbefragung zufolge bleibt Deutschland mit Abstand der bedeutendste Investitionsstandort für deutsche Unternehmen: Der Großteil der Unternehmen investiert derzeit hauptsächlich in Deutschland. Internationale Investitions­standorte sind jedoch ebenfalls von Bedeutung: Immerhin 16,3% der befragten Unternehmen nennen Europa als zentralen Investitionsstandort. Für 10,2% bzw. 7,7% der Unternehmen spielt der asiatische Raum bzw. die Vereinigten Staaten eine zentrale Rolle. Die gute Absatzlage bzw. die guten Ertragserwartungen haben sich im Jahr 2017 für die Mehrheit der Unternehmen positiv auf die Investitionstätigkeiten ausgewirkt. Die wichtigste Maßnahme zur Steigerung der privaten Investitionen ist nach Ansicht der Unternehmen mit deutlichem Vorsprung der Bürokratieabbau.


    

  


  
    Entwicklung der Investitionstätigkeiten


    Deutschland steht in der internationalen Kritik. Der Vorwurf: Die Exportüberschüsse seien zu groß, die Investitionen zu niedrig. Ob eine Investitionsschwäche der deutschen Privatwirtschaft vorliegt, ist unter Volkswirten allerdings umstritten.


    Die derzeitig gute konjunkturelle Lage und die anhaltend günstigen Finanzierungsbedingungen bieten beste Voraussetzungen für eine rege Investitionstätigkeit der deutschen Unternehmen. Das Brutto­inlandsprodukt wächst seit mehreren Jahren ununterbrochen, die Beschäftigung steigt, die Exporte liegen auf Rekordhöhe. Die deutsche Wirtschaft be-findet sich in einer ungewöhnlich langen Phase des Aufschwungs. Hierfür spricht auch die seit 2013 steigende Kapazitätsauslastung der Unternehmen, die den Auslastungsgrad der Produktionsanlagen misst (vgl. Wollmershäuser et al. 2017). Überausgelastete Kapazitäten weisen auf zunehmenden Investitionsbedarf hin. Da die Produktionskapazitäten der deutschen Unternehmen laut ifo Konjunkturprognose (Wollmershäuser et al. 2017) mittlerweile überdurchschnittlich ausgelastet sind, erwarten die Experten bei weiter steigender Produktion eine höhere Investitionstätigkeit der Unternehmen.


    Zur Untersuchung der Investitionstätigkeiten der deutschen Unternehmen hat die Stiftung Familienunternehmen eine Studie beim ifo Institut in Auftrag gegeben. Im Rahmen dieser Studie wurden im Zeitraum von Mai bis Juli 2017 sowohl Familienunternehmen als auch Nicht-Familienunternehmen zu ihren Investitionstätigkeiten befragt. Insgesamt haben an der repräsentativen Befragung mehr als 1500 Unternehmen unterschiedlicher Größenklassen aus dem Baugewerbe, dem industriellen Sektor, dem Groß- und Einzelhandel sowie dem Dienstleistungssektor teilgenommen.1 Von den befragten Unternehmen bezeichneten sich 73,4% als Familienunternehmen.2 Etwa ein Viertel der Unternehmen ordnete sich der Klasse der Nicht-Familienunternehmen zu.


    Die beteiligten Unternehmen wurden im Zuge der Erhebung nach ihren aktuellen und zukünftigen Investitionstätigkeiten befragt. Werden die Investitionen im Jahr 2017 im Vergleich zum Jahr 2016 steigen, gleich bleiben oder sinken? Und beabsichtigen die Unternehmen in den kommenden fünf Jahren voraussichtlich mehr, gleich oder weniger zu investieren? Generell kann festgehalten werden: Die Investitionstätigkeiten der deutschen Firmen entwickeln sich insgesamt positiv – etwa 40% der befragten Unternehmen geben an, ihre Investitionen im In- und Ausland im laufenden Kalenderjahr bzw. in den nächsten fünf Jahren im Vergleich zu 2016 steigern zu wollen (vgl. Abb. 1 und2). Knapp die Hälfte der befragten Unternehmen beabsichtigt ein ähnliches Investitionsniveau wie im Vorjahr und lediglich 10% der Unternehmen werden ihre Investitionen im laufenden Jahr bzw. in der Zukunft voraussichtlich senken. Angesichts der guten konjunkturellen Lage in Deutschland und der historisch niedrigen Zinsen stellt sich allerdings die Frage, warum etwa 60% der Unternehmen nur auf ähnlichem Niveau wie im Vorjahr oder sogar weniger investieren wollen.


    
    Abb. 1
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    Abb. 2

[image: 697.png]


    In diesem Zusammenhang wird diskutiert, inwieweit sich strukturelle Veränderungen auf das Investitionsverhalten der Unternehmen auswirken: Eine Studie des ZEW (vgl. Rammer und Peters 2016) kommt zu dem Ergebnis, dass sich die immateriellen Investitionen in Kontrast zu den Investitionen in physische Kapitalgüter deutlich dynamischer entwickeln. Zu den immateriellen Investitionen zählen unter anderem Ausgaben in Forschung und Entwicklung, Marketing, Software und Datenbanken. Die realen Investitionen in Forschung und Entwicklung sind im Zeitraum von 1991–2014 bspw. um 50% angestiegen – die realen Investitionen in Ausrüstungen haben laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung im selben Zeitraum hingegen nur um 23% zugelegt (vgl. Rammer und Peters 2016).


    Einflussfaktoren auf die Investitionstätigkeiten


    Die gute konjunkturelle Lage in Deutschland hat sich nach Angaben der befragten Unternehmen positiv auf die Investitionstätigkeit ausgewirkt. Die Unternehmen wurden im Rahmen der Befragung gebeten, eine Einschätzung abzugeben, welche Faktoren die Investitionstätigkeit in Deutschland im Jahr 2017 angeregt haben, welche sich dämpfend ausgewirkt haben und welche keinen Einfluss auf die Investitionsentscheidung hatten. Die Ergebnisse sind in Abbildung 3 veranschaulicht. Auffallend ist vor allem der stimulierende Einfluss der guten Absatzlage/-erwartung bzw. der Ertragserwartungen: 68,6% bzw. 58,4% der Unternehmen geben an, diese Faktoren hätten sich positiv auf die Investitionstätigkeit in Deutschland ausgewirkt. Die Absatzlage wird insbesondere von den Familienunternehmen als anregend eingestuft. Dies ist vor dem Hintergrund der sehr guten konjunkturellen Lage in Deutschland wenig überraschend.


    
    Abb. 3
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    Daneben schreiben die Unternehmen insbesondere technischen Faktoren einen stimulierenden Effekt auf die Investitionstätigkeit zu. Dementsprechend plant die große Mehrheit der Unternehmen (70,1%) in den nächsten Jahren verstärkt in die Digitalisierung der Unternehmensprozesse zu investieren (vgl. Abb. 4). Lediglich 0,9% der Unternehmen erwarten, dass der Anteil der Investitionen in die Digitalisierung sinken wird.


    
    Abb. 4
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    Externe Finanzierungsmöglichkeiten spielen für die Unternehmen bei der Entscheidung über zu tätigende Investitionen mehrheitlich keine zentrale Rolle: 63,7% der befragten Unternehmen vertreten die Meinung, dass die Finanzierungsmöglichkeiten keinen Einfluss auf die Investi­tionstätigkeit im Inland ausgeübt haben. Die Ergebnisse legen nahe, dass Finanzierungsengpässe für die meisten deutschen Unternehmen aufgrund hoher Eigenkapitalquoten und guter Finanzierungsbedingungen kein Investitionshemmnis darstellen. Die meisten Unternehmen (83,6%) können für die Finanzierung ihrer Investitionen mittlerweile hauptsächlich auf Eigenmittel zurückgreifen (vgl. Abb. 5) und sind damit weniger stark von externen Kapitalgebern abhängig. Benötigen Unternehmen Fremdkapital zur Realisierung von Investitionen, wird dafür am häufigs-ten auf Bankkredite zurück­gegriffen – 55% der Unternehmen nutzen vorwiegend diese Finanzierungsform.3


    
    Abb. 5
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    Nach Ansicht der befragten Unternehmen haben sich jedoch auch einige Faktoren dämpfend auf die Investitionstätigkeit ausgewirkt: Die steuerlichen und wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen wurden von 23,3% bzw. 27,0% der Unternehmen als Investitionshemmnisse in Deutschland identifiziert. Insbesondere die befragten Familienunternehmen stuften die Faktoren als investitionshemmend ein: Knapp 30% der Familienunternehmen verzeichneten einen ne­gativen Einfluss der wirtschaftspolitischen und steuerrechtlichen Rahmenbedingungen auf die Investiti-onstätigkeit, während der Anteil bei den Nicht-Fami­lienunternehmen mit lediglich 20,8% und 15,4% deutlich geringer ist. Bei den Faktoren, die die Investitionstätigkeit dämpfen, werden die Lohnkosten jedoch am häufigsten genannt. Knapp 25% der Nicht-Fami­lienunternehmen und gut 35% der Familienunter­nehmen berichten von einem negativen Einfluss der Lohnkosten auf die Investitionstätigkeit. Besonders kleine und mittlere Unternehmen stufen die Lohnkosten oftmals als investitionshemmend ein.


    Investitionsstandorte


    Den Ergebnissen der Unternehmensbefragung zufolge bleibt Deutschland allerdings ungeachtet der Investitionshemmnisse mit Abstand der bedeutendste Investitionsstandort für deutsche Unternehmen. 96,4% der befragten Unternehmen investieren derzeit hauptsächlich in Deutschland (vgl. Abb. 6) und eine überwältigende Mehrheit der Unternehmen (95,8%) plant in diesem Zusammenhang keine Arbeitsplatzverlagerung ins Ausland (vgl. Abb. 7). Lediglich bei 4,2% der Unternehmen spielt die Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland eine Rolle.


    Internationale Investitionsstandorte sind jedoch ebenfalls von Bedeutung für die deutschen Unternehmen: Die Investitionsstandorte im Ausland bieten neben potenziellen Kostenvorteilen durch ein geringeres Niveau an Löhnen und Steuern insbesondere auch die Möglichkeit zur Erschließung neuer Absatzmärkte.


    Am häufigsten wird bei der Frage nach den bedeutendsten Investitionsstandorten neben Deutschland aber Europa genannt (vgl. Abb. 6). 16,3% der befragten Unternehmen bezeichnen den europäischen Raum als hauptsächlichen Investitionsstandort. Der asia-tische Kontinent spielt für 10,2% der Unternehmen und die Vereinigten Staaten für 7,7% der Unternehmen als Investitionsstandort eine übergeordnete Rolle. Mit-tel- und Südamerika sowie die restliche Welt belegen im Hinblick auf die Bedeutung als Investitionsstandorte im internationalen Vergleich für die deutschen Unternehmen die letzten Plätze.


    
    Abb. 6
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    Bezeichnend ist der Unterschied zwischen Familienunternehmen und Nicht-Familienunternehmen im Hinblick auf die Standortwahl: Die befragten Fami­lienunternehmen diversifizieren ihre Investitionsak­tivitäten international viel stärker als ihr Komple-ment. Von großer Bedeutung für die Familienunternehmen ist insbesondere der europäische Markt. Während nur 9,6% der Nicht-Familienunternehmen Euro-pa als hauptsächlichen Investitionsstandort be-zeichnen, ist der Anteil mit 19,1% bei den Familien­unternehmen wesentlich höher.


    
    Abb. 7

[image: 977.png]


    Die Unterschiede zwischen den Familienunternehmen und Nicht-Familienunternehmen im Hinblick auf die Auslandsaktivitäten ergeben sich allerdings größtenteils durch die unterschiedliche Größenstruktur und Branchenzusammensetzung der Unternehmensgruppen in der Befragung. Prinzipiell nimmt der Anteil der Unternehmen mit internationalem Investitionsschwerpunkt zu, je größer das Unternehmen gemessen an den Beschäftigtenzahlen (vgl. Abb. 8). Da der Anteil der sehr großen Unternehmen in der Gruppe der Familienunternehmen besonders groß ist, betätigen sich die befragten Familienunternehmen deutlich öfter im Ausland als deren Komplement.


    
    Abb. 8
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    Zum anderen sind in der Gruppe der Nicht-Familienunternehmen besonders viele Branchen vertreten, die typischerweise ihren Fokus auf die inländische Geschäftstätigkeit legen. Insbesondere Unternehmen aus dem Baugewerbe, dem Gastgewerbe, dem Gesundheits- und Sozialwesen sowie dem Bereich der Energie- und Wasserversorgung sind weniger stark auf den internationalen Markt ausgerichtet und bezeichnen ausländische Standorte folglich weniger häufig als zentrale Investitionsstandorte. Den Ergebnissen der Unternehmensbefragung zufolge investieren bspw. drei von vier Unternehmen aus dem Bereich der Energie- und Wasserversorgung ausschließlich in Deutschland (vgl. Abb. 9) – demzufolge tätigt lediglich ein Viertel der Unternehmen aus diesem Bereich derzeit Auslandsinvestitionen. Im Baugewerbe ist der Anteil der Unternehmen mit ausländischen Investitionstätigkeiten mit 29% ebenfalls sehr gering. Im Verarbeitenden Gewerbe liegt jener Anteil hingegen bei 65,6%. Bei den Finanz- und Versicherungsdienstleistungen tätigen sogar 72,5% der befragten Unternehmen Investitionen im Ausland (vgl. Abb. 9).


    
    Abb. 9
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    Zu den Branchen mit einem hohen Anteil an Investitionstätigkeiten im Ausland gehören insbesondere das Verarbeitende Gewerbe, die Finanz- und Versicherungsdienstleistungen sowie die freiberuflichen, technischen und wissenschaftlichen Dienstleistungen. Die Investitionstätigkeiten fokussieren sich hauptsächlich auf den europäischen und asiatischen Raum sowie die USA. Im Verarbeitenden Gewerbe bezeichnen bspw. knapp 30% der befragten Unternehmen Europa, 20% Asien und ca. 18% die USA als zentralen Investitionsstandort. Ein relativ hoher Anteil (etwa ein Drittel) der Unternehmen aus dem Bergbau legt seinen Inves­titionsschwerpunkt darüber hinaus auf den europäischen Markt.


    Die Unterschiede zwischen Familienunternehmen und Nicht-Familienunternehmen im Hinblick auf die Auslandsaktivitäten werden aus diesem Grund von der höheren Konzentration von Unternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe in der Gruppe der Familienunternehmen bzw. dem größeren An-teil von Dienstleistungsunter­nehmen (insbesondere dem Gesundheits- und Sozialwesen) und Unternehmen aus dem Bereich der Energie- und Wasserversorgung in der Gruppe der Nicht-Familienunternehmen beeinflusst.


    Investitionsvorhaben


    Interessant ist in diesem Zusammenhang insbesondere auch die Frage nach der Art der Investitions-vorhaben. Tabelle 1 zeigt die Verteilung der Investitionsvorhaben der befragten Unternehmen für das Jahr 2017 auf verschiedene Kategorien. Insgesamt machen Ersatzbeschaffungen einen Großteil des Investitionsvolumens aus: 59,7% der befragten Unternehmen investieren hauptsächlich in die Erneuerung von Anlagen. Lediglich an zweiter Stelle werden Kapazitätserweiterungen genannt, aber immerhin jedes zweite Unternehmen weitet seine Kapazitäten im laufenden Jahr aus. Rationalisierungen, Umstrukturierungen und andere Investitionsvorhaben machen einen deutlich geringeren Anteil am Investitionsvolumen aus, wobei es zum Teil deutliche Unterschiede zwischen den Sektoren gibt (vgl. Tab. 1). Kapazitätserweiterungen finden überproportional häufig im industriellen Bereich4 statt: Der Anteil der Industrieunternehmen mit Expansionsplänen ist 7,7% höher als in der Gesamtheit der befragten Unternehmen. Investitionen in Rationalisierungsprozesse spielen im industriellen Bereich eine besonders große Rolle. Im Baugewerbe hingegen sind Kapazitätserweiterungen deutlich seltener.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Verteilung der Investitionsvorhaben im Jahr 2017

          
        


        
          	

          	
            Investitionsvorhaben

          
        


        
          	
            Ersatz­beschaffungen

          

          	
            Kapazitäts­erweiterung

          

          	
            Rationa­lisierung

          

          	
            Andere Investitionsvorhaben

          

          	
            Umstruk­turierung

          
        


        
          	
            Angaben in Prozent

          
        


        
          	
            Gesamt

          

          	
            59,7

          

          	
            52,7

          

          	
            30,8

          

          	
            24,6

          

          	
            23,9

          
        


        
          	
            Baugewerbe

          

          	
            69,7

          

          	
            38,1

          

          	
            24,0

          

          	
            24,9

          

          	
            16,7

          
        


        
          	
            Industrie

          

          	
            68,0

          

          	
            60,5

          

          	
            48,9

          

          	
            23,7

          

          	
            21,3

          
        


        
          	
            Dienstleistungen

          

          	
            54,0

          

          	
            51,0

          

          	
            20,8

          

          	
            24,5

          

          	
            25,3

          
        


        
          	
            Handel

          

          	
            61,4

          

          	
            47,9

          

          	
            35,7

          

          	
            28,1

          

          	
            27,3

          
        


        
          	
            Mehrfachnennung möglich.

          
        


        
          	
            Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des ifo Instituts (N = 1471).

          
        

      
    


    In diesem Kontext ist insbesondere auch von Bedeutung, ob Kapazitätserweiterungen vorrangig im Inland oder im Ausland stattfinden. Die Frage kann anhand der untersuchten Fragestellungen nicht endgültig beantwortet werden. Tabelle 2 gibt aber einen ersten Überblick über den Zusammenhang, in dem Angaben über die hauptsächlichen Investitionsstandorte und bedeutendsten Investitionsvorhaben der Unternehmen in Verbindung gebracht werden.


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Hauptsächliche Investitionsvorhaben von Unternehmen, die eine spezifische Region als vorrangigen Investitionsstandort angegeben haben

          
        


        
          	
            Hauptsächliches Investitionsvorhaben

          

          	
            Vorrangiger Investitionsstandort

          
        


        
          	
            Deutschland

          

          	
            Europa

          

          	
            Asien

          

          	
            USA

          

          	
            Mittel-/Südamerika

          

          	
            Restliche Welt

          
        


        
          	
            Angaben in Prozent

          
        


        
          	
            Kapazitätserweiterung

          

          	
            52,6

          

          	
            63,4

          

          	
            75,6

          

          	
            73,1

          

          	
            79,6

          

          	
            55,2

          
        


        
          	
            Ersatzbeschaffung

          

          	
            60,3

          

          	
            55,8

          

          	
            55,1

          

          	
            59,4

          

          	
            46,1

          

          	
            43,8

          
        


        
          	
            Rationalisierung

          

          	
            30,4

          

          	
            43,3

          

          	
            49,3

          

          	
            56,5

          

          	
            46,8

          

          	
            36,6

          
        


        
          	
            Umstrukturierung

          

          	
            23,5

          

          	
            30,5

          

          	
            34,3

          

          	
            25,5

          

          	
            40,5

          

          	
            16,7

          
        


        
          	
            Andere

          

          	
            25,0

          

          	
            27,2

          

          	
            25,2

          

          	
            22,3

          

          	
            18,2

          

          	
            56,4

          
        


        
          	
            Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des ifo Instituts (N = 1471).

          
        

      
    


    Unternehmen, die Deutschland als vorrangigen Investitionsstandort angeben, nennen zu 60,3% Ersatzbeschaffungen als hauptsächliches Investitionsvorhaben. Immerhin 52,6% jener Unternehmen, die vorrangig in Deutschland investieren, wollen ebenfalls verstärkt auf die Erweiterung von Kapazitäten setzen.


    Die Ergebnisse der Befragung legen jedoch nahe, dass Kapazitätserweiterungen im internationalen Bereich eine gewichtigere Rolle spielen: Von den Unternehmen, die Mittel- und Südamerika als wichtigsten Investitionsstandort angeben, wollen 79,6% der Unternehmen vor allem in Kapazitätserweiterungen investieren. Der Anteil liegt in Asien und in den USA mit 75,6% und 73,1% deutlich höher als in Deutschland.


    Massnahmen zur Stimulierung der Investitionen


    Welche Maßnahmen müssten von der künftigen Bundesregierung auf den Weg gebracht werden, um die Investitionen zu stimulieren? Die befragten Unternehmen wurden gebeten, aus einer Reihe von möglichen Maßnahmen zur Investitionssteigerung eine Rangfolge zu erstellen, die die Wichtigkeit der jeweiligen Maßnahmen widerspiegelt.5 Die Verteilung der Antworten sowie die aus der Verteilung errechneten Mittelwer-te werden in Abbildung 10 und Tabelle 3 dargestellt.6


    
    Abb. 10
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    Die wichtigste Maßnahme zur Steigerung der privaten Investitionen ist nach Ansicht der Unternehmen mit deutlichem Vorsprung der Bürokratieabbau.7 Bei insgesamt 65,1% der Unternehmen belegt der Bürokratieabbau einen von den ersten drei Plätzen. 27,9% der Unternehmen bezeichnen den Abbau von Bürokratie gar als wichtigste Maßnahme der Bundesregierung zur Förderung von Investitionen. Dar­über hinaus berechnet sich für den Bürokratieabbau der geringste Mittelwert (vgl. Tab. 3) – die Unternehmen messen dieser Maßnahme unter den zur Verfügung stehenden Antwortmöglichkeiten folglich die höchste Priorität bei. Dies unterstreicht nochmals die hohe Bedeutung des Bürokratieabbaus für die Unternehmen. Unterschiede ergeben sich hier im Hinblick auf die Größenklasse des Unternehmens: Besonders kleine und mittlere Unternehmen werden durch bürokratische Regelungen beeinträchtigt und sehen hier den größten Handlungsbedarf für die künftige Bundesregierung.8


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Berechneter Mittelwert der Maßnahmen zur Investitionssteigerung für unterschiedliche Größenklassen, Skala von 1 bis 6 (1= höchste Priorität; 6= niedrigste Priorität)

          
        


        
          	

          	
            Beschäftigte

          
        


        
          	
            Maßnahme zur Investitionssteigerung

          

          	
            0 bis 9

          

          	
            10 bis 49

          

          	
            50 bis 249

          

          	
            250250 bis999

          

          	
            ≥ 1 000

          

          	
            Gesamt

          
        


        
          	
            Bürokratieabbau

          

          	
            2,36

          

          	
            2,79

          

          	
            2,91

          

          	
            3,18

          

          	
            3,11

          

          	
            2,87

          
        


        
          	
            Steuersenkungen

          

          	
            3,15

          

          	
            3,22

          

          	
            3,51

          

          	
            3,69

          

          	
            3,49

          

          	
            3,41

          
        


        
          	
            Fachkräftemangel

          

          	
            4,21

          

          	
            3,53

          

          	
            3,46

          

          	
            3,35

          

          	
            3,47

          

          	
            3,59

          
        


        
          	
            Infrastrukturverbesserung

          

          	
            3,61

          

          	
            3,82

          

          	
            3,69

          

          	
            3,60

          

          	
            3,39

          

          	
            3,65

          
        


        
          	
            Arbeitsmarktflexibilisierung

          

          	
            4,14

          

          	
            3,83

          

          	
            3,72

          

          	
            3,34

          

          	
            3,19

          

          	
            3,68

          
        


        
          	
            Abschreibungsmöglichkeiten

          

          	
            3,52

          

          	
            3,79

          

          	
            3,67

          

          	
            3,82

          

          	
            4,32

          

          	
            3,80

          
        


        
          	
            Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des ifo Instituts (N = 814).

          
        

      
    


    Die Steuersenkungen belegen den Mittelwerten zufolge den zweiten Platz auf der Prioritätsliste der Unternehmen zur Steigerung der Investitionen, gefolgt von Maßnahmen zur Bekämpfung des Fach­kräftemangels sowie Infrastrukturverbesserungen. Von ähnlicher Wichtigkeit für die befragten Unternehmen sind Maßnahmen zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes. Unterschiede ergeben sich hier erneut im Hinblick auf die Größenklassen der Unternehmen: Sowohl die Bekämpfung des Fachkräftemangels als auch die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes wird von kleinen Unternehmen als eher weniger wichtig ein­gestuft. Unternehmen mit mehr als 1000 Beschäftigten messen diesen Maßnahmen allerdings ein deutlich höheres Gewicht bei. Bessere Abschreibungsmöglichkeiten werden von den Unternehmen insgesamt als weniger wichtig eingestuft.


    Die hohe Relevanz des Bürokratieabbaus für die Volkswirtschaft und die enorme Möglichkeit zur Effizienzsteigerung wird anhand folgender Kennzahl deutlich: Die Bürokratiekosten für die Wirtschaft beliefen sich im Jahr 2012 auf 49,3 Mrd. Euro, wie das Statistische Bundesamt berechnet hat (Statistisches Bundesamt 2014). Die Belastung von Unternehmen durch eine Vielzahl an gesetzlich vorgeschriebenen Informations- und Dokumentationspflichten sowie Verwaltungsvorschriften, Genehmigungsverfahren und Statistiken ist sehr hoch.


    Zur Reduzierung von bürokratischen Regelungen der aus Informationspflichten resultierenden Bürokratiekosten hat die Bundesregierung bereits im Jahr 2006 das Programm »Bürokratieabbau und bessere Recht­setzung« ins Leben gerufen. Im Zuge dessen wurde der Normenkontrollrat eingesetzt, der seitdem die Belastung von Bürgern und Unternehmen durch gesetzlich verankerte Informationspflichten9 berechnet sowie den Erfüllungsaufwand10 durch neue Gesetze und Rechtsverordnungen abschätzt.


    Erklärtes Ziel der Bundesregierung im Jahr 2006 war die Senkung der Bürokratiekosten für die Wirtschaft um 25%. Dieses Ziel wurde 2012 zwar erreicht: Der Bürokratiekostenindex (BKI) sank von April 2006 bis Januar 2012 um 25 Punkte (Nationaler Normen­kontrollrat 2017). Doch trotz weiterer Anstrengungen der Bundesregierung zum Bürokratieabbau und der Einführung einer »One in one out«-Regel11 (OIOO-Regel) ist der BKI in den letzten Jahren nur marginal gesunken. Im Zeitraum von 2012 bis 2017 konnte der BKI lediglich um einen Prozentpunkt gesenkt werden (Statistisches Bundesamt 2017a).


    Der Normenkontrollrat erkennt zwar die Anstrengungen der Bundesregierung zum Bürokratieabbau an, dringenden Handlungsbedarf sieht dieser allerdings bei der Einbeziehung von EU-Richtlinien und -Verordnungen in die »One in one out«-Regel und der Digitalisierung von Verwaltungsprozessen (Nationaler Normenkontrollrat 2017). Derzeit ist die europäische Gesetzgebung von der Kompensationspflicht ausgenommen: Für Unternehmen macht es de facto allerdings keinen Unterschied, ob zusätzliche Informationspflichten oder Regelungen aus Brüssel oder aus Berlin stammen. Durch europäische Gesetzgebung verursachter Erfüllungsaufwand für Unternehmen sollte mit der Reduzierung von Bürokratie an anderer Stelle einhergehen, wie es die OIOO-Regel für nationale Gesetzgebung vorsieht.


    Daneben verhindert laut Normenkontrollrat die Rückständigkeit der öffentlichen Verwaltung im Hinblick auf die Digitalisierung Fortschritte im Büro­kratieabbau und Kosteneinsparungen in Milliardenhöhe (Nationaler Normenkontrollrat 2017, S. 35). Deutschland liegt im Hinblick auf digitale Verwaltungprozesse und -serviceangebote im europäischen Vergleich weit abgeschlagen auf Platz 20 des EU-Digitalisierungsindex 2017. Nach Einschätzung des Natio-nalen Normenkontrollrates (2017, S. 35) könnten »sowohl die internen Abläufe innerhalb der Verwaltung als auch die Kommunikation mit Bürgern und Unternehmen« mithilfe des E-Government deutlich effizienter gestaltet werden. Zwar wird das Thema digitale Verwaltung 2020 von der Bundesregierung voran getrieben, doch sind die meisten Projekte immer noch in der Konzeptions- oder Entwicklungsphase. Und ein gemeinsames Vorgehen der Verwaltung über admi­nistrative und fachliche Grenzen hinweg ist nur schwerlich erkennbar.


    Voraussetzung für die Digitalisierung von Verwaltungsprozessen ist wohlgemerkt ein hoch entwickeltes Sicherheitssystem, das sensible Daten von Bürgern und Unternehmen effektiv vor Cyber-Kriminalität schützt und der Ausbau des Breitbandnetzes, sodass Bürger und Unternehmen von den digitalen Serviceangeboten der öffentlichen Verwaltung profitieren können.


    Die künftige Bundesregierung sollte kontinuierlich daran arbeiten, attraktive Rahmenbedingungen für Unternehmensinvestitionen zu schaffen, um den Wirtschafts- und Investitionsstandort Deutschland zu stärken und die langfristige Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Trotz guter konjunktureller Lage in Deutschland wünschen sich die deutschen Unternehm, dass insbesondere Reformen zum Bürokratieabbau umgesetzt werden.
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    Endnoten


    
      
        1 Insgesamt konnten 1 487 Fragebögen ausgewertet werden. Von den befragten Unternehmen gehören 629 dem Dienstleistungssektor und 505 dem industriellen Bereich an (Verarbeitendes Gewerbe, Energie- und Wasserversorgung, Bergbau), 194 Unternehmen werden nach der Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008) dem Groß- und Einzelhandel zugeordnet und 159 Unternehmen dem Baugewerbe zugerechnet. In Bezug auf die Größenklassen ergibt sich folgende Teilnehmerstruktur: 16,5% der befragten Unternehmen weisen null bis neun sozialversicherungspflichtig Beschäftigte auf. Den größten Anteil stellen die Unternehmen mit zehn bis 49 beziehungsweise 50 bis 249 Beschäftigten mit jeweils 24,3% und rund 27%. Des Weiteren haben 14,8% der befragten Unternehmen 250 bis 999 Mitarbeiter und 17,4% der Unternehmen sogar mehr als 1000Arbeitnehmer. Da die Verteilung der befragten Unternehmen über die Größenklassen und die Wirtschaftsbereiche nicht exakt mit der Verteilung der deutschen Volkswirtschaft über ebenjene Merkmale übereinstimmt werden Gewichtungsvariablen zur Berechnung von repräsentativen Ergebnissen eingesetzt. Jedes Unternehmen wird hierfür einer Klasse von Branche und Beschäftigtenzahl zugeordnet. Klassen, die gemessen an der volkswirtschaftlichen Bedeutung (Bruttowertschöpfung und Beschäftigtenzahl) tendenziell zu gering in der Unternehmensbefragung vertreten sind, werden durch Korrekturfaktoren dementsprechend höher gewichtet, so dass die Repräsentativität der Ergebnisse auf aggregierter Ebene sichergestellt wird.

      


      
        2 Die Zuordnung der Unternehmen zu der Klasse der Familienunternehmen beziehungsweise Nicht-Familienunternehmen basiert in dieser Studie auf der Selbstidentifikation.

      


      
        3 Mehrfachnennung möglich.

      


      
        4 Unternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe, dem Bereich der Energie- und Wasserversorgung sowie dem Bergbau (Code B, C, D und E der Klassifikation der Wirtschaftszweige WZ 2008) wurden zum Industriesektor zusammengefasst. Die Ergebnisse für das Baugewerbe werden separat ausgewiesen.

      


      
        5 Insgesamt konnten 814 Antworten ausgewertet werden. Es wurden nur Antworten berücksichtigt, die eine gültige Rangfolge der Maßnahmen aufwiesen.

      


      
        6 Der Mittelwert ergibt sich aus dem gewichteten Durchschnitt der Antworten und stellt die Bedeutung der einzelnen Maßnahme zur Steigerung der Investitionen auf einer Skala von 1 bis 6 dar (1=höchste Priorität; 6 = niedrigste Priorität). Ein Mittelwert von 1ergibt sich für den Fall, dass alle Unternehmen einer bestimmten Maßnahme die höchste Priorität zuordnen.

      


      
        7 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch die Umfrage der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. aus dem Juni 2017 (vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. 2017). Nach der vbw-Umfrage stellt der hohe Bürokratieaufwand das größte Investitionshemmnis für den Standort Deutschland dar.

      


      
        8 Eine Studie des Instituts für Mittelstandsforschung (2004) kommt zu dem Ergebnis, dass kleine Unternehmen mit null bis neun Beschäftigten deutlich höhere Bürokratiekosten in Form von zeitlichen und finanziellen Belastungen zu tragen haben, als größere Betriebe.

      


      
        9 Informationspflichten sind nach §2 Abs. 2 NKR-Gesetz »aufgrund von Gesetz, Rechtsverordnung, Satzung oder Verwaltungsvorschrift bestehende Verpflichtungen, Daten und sonstige Informationen für Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu halten oder zu übermitteln«.

      


      
        10 Erfüllungsaufwand ist definiert als »messbarer Zeitaufwand und die Kosten, die eine neue Regelung bei Bürgerinnen und Bürgern, Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung auslöst« (Nationaler Normenkontrollrat 2017, S. 11).

      


      
        11 Nach der »One in one out«-Regel gilt: »Für neue Vorgaben, die laufenden Erfüllungsaufwand der Wirtschaft hervorrufen (»In«), muss bis spätestens zum Ende einer Legislaturperiode Entlastung in gleicher Höhe geschaffen werden – entweder in dem Regelungsvorhaben selbst oder an anderer Stelle (»Out«).« (Nationaler Normenkontrollrat 2017, S. 16).

      

    

  


  
    

  


  
    


    Klaus Wohlrabe


    ifo Konjunkturumfragen November 2017 auf einen Blick:

    Die deutsche Wirtschaft steuert auf eine Hochkonjunktur zu1

    



    Die Stimmung in den deutschen Chefetagen ist hervorragend. Der ifo Geschäftsklimaindex stieg im November auf einen neuen Rekordwert von 117,5 Punkten (etwa 90% der Antworten gingen vor dem Ende der Sondierungen von Sonntag ein), nach 116,8 (saisonbereinigt korrigiert) im Oktober. Dies war auf deutlich optimistischere Erwartungen der Unternehmen zurückzuführen. Dagegen bewerteten die Unternehmen die Geschäftslage nicht mehr ganz so positiv wie im Vormonat.


    
    Abb. 1
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    Abb. 2
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    Abb. 3
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    Die aktuellen Zahlen deuten auf ein Wirtschaftswachstum von 0,7% im vierten Quartal hin, und damit auf 2,3% für das Gesamtjahr 2017. Auch im Verarbeitenden Gewerbe erklomm der Index ein neues Rekordhoch. Treiber dieser Entwicklung waren die deutlich optimistischeren Erwartungen. Die Unternehmen korrigierten die Einschätzungen zur aktuellen Lage auf hohem Niveau etwas nach unten. Immer mehr Unternehmer wollen die Preise anheben. Im Großhandel ist der Index merklich gestiegen und liegt nur knapp unter seinem historischen Höchstwert. Die Großhändler waren mit ihrer aktuellen Lage deutlich zufriedener. Zudem gehen sie davon aus, dass sich die Geschäfte im kommenden halben Jahr weiter verbessern. Im Einzelhandel hingegen verschlechterte sich das Klima. Während die Urteile zur aktuellen Lage schlechter ausfielen, blickten die Unternehmen optimistischer auf die nächsten sechs Monate. Im Bauhauptgewerbe ist der Geschäftsklimaindex gesunken. Einschätzungen der Lage und Erwartungen sind nach wie vor positiv, wurden aber etwas zurückgenommen.


    
    Abb. 4
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    Abb. 5
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    Abb. 6
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    Abb. 7
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    Abb. 8
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    Bei den Architektur- und Ingenieurbüros stieg der Geschäftsklimaindikator. Die aktuelle Lage wurde auf sehr hohem Niveau nochmals besser bewertet als im Vormonat. Viele Ingenieure gehen sogar davon aus, dass sich die Lage noch weiter verbessern wird. Im Gastgewerbe ist der Index das vierte Mal in Folge gestiegen. Die Wirte waren mit ihrer aktuellen Lage zufriedener, zudem erwarten viele ein sehr gutes Weihnachts- und Wintergeschäft. Bei der Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften hat der Index etwas nachgegeben. Aufgrund einer guten Umsatzentwicklung wurden die Urteile zur aktuellen Lage nach oben korrigiert. Der Ausblick auf die kommenden Monate trübte sich hingegen ein.


    
    Abb. 9
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    Die deutschen Unternehmen suchen händeringend nach neuen Mitarbeitern. Das Beschäftigungsbarometer erhöhte sich von 112,0 Punkten im Oktober auf 113,2 Punkte im November. Dies ist der höchste jemals gemessene Wert. In der Industrie ist das Barometer auf einen neuen Rekordwert gestiegen. Insbesondere im Maschinenbau und in der Elektrotechnik wird verstärkt neues Personal gesucht. Auch im Handel war die Einstellungsbereitschaft noch nie so hoch. Sowohl im Einzel- als auch Großhandel soll die Beschäftigtenzahl steigen. Bei den Dienstleistern bleibt die Beschäftigungsdynamik ebenfalls positiv. Gleiches gilt für das Bauhauptgewerbe, die von großen Problemen bei der Stellenbesetzung berichteten.


    Endnoten


    
      
        1 Die ausführlichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen werden in den »ifo Konjunkturpers­pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.

      

    

  

OEBPS/Images/664.png
Exporterwartungen - Verarbeitendes Gewerbe

Saldo®

NS

7 7
Lo NN

\

2012 2013 2014 2015 2016 2017

2 Aus den Prozentstzen der Meldungen Gber zu-und abnehmende Exportge-
schate.

Quelle: fo Konjunkturumfragen, November 2017. © ifo Institut





OEBPS/Images/850.png
ifo Geschaftsklima im Verarbeitenden Gewerbe
Saisonbereinigt

—Beurteilung der Geschafislage
— Geschaftserwartungen

Salden — i
50 Geschaftsklima
40
30
20
10
T \ VA N
et /\\/l/
20 - ™ T

2012 2013 2014 2015 206 2017

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, November 2017. © ifolnstitut





OEBPS/Images/sd-23-titel-epub.jpg
ifo
SCHNELLDIENST

23 2017

ifo
SCHNELLDIENST





OEBPS/Images/1177.png
Beitrige zum Zinsergebnis im Planszenario
Aggregat in Prozent der Bilanzsumme

' Altivischer Konditionenbeitrag
Strukturbeitrag
i Passivischer Konditionenbeitrag

053
o031 025 02
2016

2018 2019 2021

Quells: Niedrigainsumirags 2

© ifonstitut





OEBPS/Images/558.png
ifo Geschaftsklima in der Gewerblichen Wirtschafts
Saisonbereinigt

— Beurteilung der Geschaftslage
— Geschaftserwartungen

Indexwerte, 2005 =100 — Geschaftsklima

130

120

110 \

%0

2012 2013 204 2015 2016 2017

#Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Grof- und Einzelhandel.

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, November 2017. © ifo Institut





OEBPS/Images/744.png
ifo Geschiftsklima im GroRhandel
Saisonbereinigt

— Beurteilung der Geschafislage
— Geschaftserwartungen
— Geschafisklima

M
2 A A f/:/\J

Salden

2012 2013 2014 2015 2016 2017

Quelle: ifo Konjunkturumiragen, November 2017. © ifolnstitut





OEBPS/Images/859.png
Finanzierung der Investitionen
Wie finanzieren Sie Ihre Investitionen im Jahr 2017 hauptsachlich? (Mehrfachnennung moglich)

Eigenmittel

Bankkredit

Leasing

Gesellschafterdariehen

Darlehen verbundener Unternehmen
schuldschein

Kapitalerhohung

Anleihen

0 20 a0 60 20 100 %

Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des fo Insttuts (N =1473). o Institut





OEBPS/Images/1638.png
Digitalisierung
Wie wird sich der Anteil der Investitionen in die Digitalisierung Ihrer Prozesse (inkl. Produktion und
Verkauf) an den Investitionen in den nachsten funf Jahren entwickeln?

sinken o0

Etwa gleich bleiben

Steigen

o 10 20 2 4 s0 0 70 8%

Unternehmensbefragung, Berechnungen des ifo Instituts (N = 1470). @ o Institut





OEBPS/Images/778.png
m Sehrnegativ ® Negativ = Keinen Einfluss i Positiv m Sehr positiv = Weil nicht.

Weltwirtschaft

Deutsche Wirtschaft

Us-Wirtschaft

0 2 40 60 0 100%

Quelle; Okonomenpanel November 2017. ©ifonstitut





OEBPS/Images/818.png
W Negativ = Ineffektiv  Positiv

Frieden & Sicherheit

Intemationale Kooperation in
multilateralen Organisationen

Ausgeglichene Handelsbilanz

0 20 40 60 0 100 %

Quelle: Okonomenpanel November 2017. ©ifonstitut





OEBPS/Images/671.png
Beurteilung der Geschaftslage
Saisonbersinigt

— Gewerbliche Wirtschaft
salden —Bauhauptgewerbe

N J

1991
1993
1995
1997
1999
2001
2003
2005
2007
2009
2011
2013
2015
2017

Quelle: ifo Konjunkturumfragen. @ ifolnstitut





OEBPS/Images/680.png
Leasingquoten Bundesrepublik Deutschland
Anteil des Leasings an den gesamtwirtschaftlichen Investitionen®

—Mobilien-Leasing®
% — Leasing insgesamt

1087 1989 1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017
vorlaufig

= Ohne Wohnungsbau. Ab 1991 neues Statistikkonzept (ESVG].

> Anteil des Mobilien-_easings an den gesamtwirtschaitlichen Ausrdstungsinvesttionen.

Quelle: Statistisches Bundesam; fo Investitionstast. © ifo Institut






OEBPS/Images/1001.png
Erwartungen zum Einfluss der Trump-Regierung auf wirtschaftliche und soziale
Aspekte in den USA

Inwiefern entspricht der Einfluss der Trump-Regierung auf die folgenden wirtschaftlichen und
sozialen Aspekte in den USA Ihren Erwartungen?

mBesseralserwartet W Wieerwartet  m Schlechter als erwartet  w Weilk nicht

Vermeidung von llegaler Einwanderung
Burckratieabbau

Umeltschutz

Vorteilhatee Handelzabliommen fr die USA
Positives Wirtschaftsdima

Beschifizung

Verbesserung des Gesundheitssystems
Soriale Gerechtigeit

o 20 40 60 20 100%
Quelle fa World Sconomic Survey (WES) /2017, @ifonstitut





OEBPS/Images/1362.png





OEBPS/Images/786.png
Einfluss der Trump-Regierung auf internationale Aspekte
Wie bewerten Sie den Einfluss der Trump-Regierung auf die folgenden international bedeutenden
Aspekte?

 Negativ = Ineffektiv = Positiv

Frieden & Sicherheit

Interationale Kooperation in
multilateralen Organisationen

Ausgeglichene Handelsbilanz

Quell: o Worid Ezonormic Survey (WES) /2017,






OEBPS/Images/884.png
ifo Geschaftsklima im Bauhauptgewerbe
Saisonbereinigt

— Beurteilung der Geschaftslage
—Geschaftserwartungen
Salden — Geschafisklima
30
* /J//-}\\
10 A
0
-10

2012 2013 2014 2015 2016 2017

Quelle: ifo Konjunkturumiragen, November 2017. © ifolnstitut





OEBPS/Images/Schweiger_fmt.png





OEBPS/Images/875.png
Gesamtzahl der Kreditinstitute in Deutschland

5000

4500

2000
3500
3000
2500
2000
1500
1000

500

0
1990 1992 1004 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016

Quelle: Deutsche Bundesbank.






OEBPS/Images/1827.png
MaRnahmen zur Steigerung der Investitionen
was masste die kinftige Bundesregierung tun, damit Sie Ihre Investitionen ausbauen wiirden?

m1 w2 3 "5 "6
héchste niedrigste
Prioritat Prioritat

Barokratieabbau
Steuersenkungen
Arbeitsmarktflexibilisierung
Fachkraftemangel
Infrastrukturverbesserung

Abschreibungsmaglichkeiten

0 20 40 60 20 100 %

Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des fo Instituts (N =814, ©ifo nstitut





OEBPS/Images/1433.png
Einfluss der Trump-Regierung auf die finanzielle Situation bestimmter Bevolkerungs-
gruppen

Welche Bevslkerungsgruppe wird Ihrer Meinung nach in finanzieller Hinsicht von den angekiindigten
bzw. bereits durchgefiihrten PolitikmaRnahmen profitieren? Welche wird verlieren?

mwird verlieren = ..wird weder gewinnen noch verlieren m..wird gewinnen

Die Oberschicht

Die Mittelschicht

Die untere
Einkommensgruppe

o 20 40 60 EY 100%

Quelle fo iorld Ezonarmic Survey (WES) /2047, ©ifonstitut





OEBPS/Images/1396.png
Jahresiiberschuss vor Steuern gemaf Institutsplanungen
Aggregatin Prozent der Bilanzsumme

Gesamtkapitalrentabiliats in %

Jahresiber-  AZins AProvsions- AVer  ABewer A Sonstiges Jahres-
schuss  ergebnis  ergebnis  waltungs-  tungs-  Ergebnis  Gber-
2016 sufwand  ergebnis schuss 2021

* Jahresiberschuss vor Stevern zur Bilanzsumme,
Anmerkung: 1 Pp de Gesamtkapitalrentabiltat entspricht ungefah 12 Mrd. Euro.

Quelle: Niedrigzinsumfrage (2017). © ifo Institut






OEBPS/Images/1480.png
Weitergabe des +200 Bp-Zinsschocks im Neugeschaft

Aktivseite

Zinsweitergabe in % von 200 8p

a0
&0
w0 % as%
2
0 1%
Forderungenggd.  Forderungen gga. Schuld- Andere
(Zentral)Banken Nicht-Banken verschreibungen zinstr. Aktiva
Passivseite

Zinsweitergabe n % von 200 Bp

100
)
0
)
20
. |-
Verbindiichkeiten Sichteinlagen fndere Ver- hndere
se. (Zentral) bindlichkeiten g, zinst. Passiva
Banken Nicht-Banken
Quelle: Niedrigzinsumfrage (2017). © ifolInstitut






OEBPS/Images/593.png
Geschiftsklima nach Wirtschaftsbereichen
Saisonbereinigt

salden
0 fa it K it
ima positiv ima positi]
40 Japerverschlechtert und verbessert
30 Dienstlcistungen® ® Verarbeitendes Gewerbe
5
20 Bauvirschat g GroRthandel
10 Einzelhandel
[
-10
20
3|
ima negativ Kima negativ
A0 undverschiechtert aber verbessert
50
20 -10 0 10 20
Veranderungin Prozentpunkten
Quele: ifo Konjunkturumiragen, November 2017. © ifo Institut





OEBPS/Images/962.png
Einfluss der Trump-Regierung auf wirtschaftliche und soziale Aspekte in den USA
Wie bewerten Sie den Einfluss der Trump-Regierung auf die folgenden wirtschaftlichen und sozialen
Aspekte n den USA?

mNegativ  Winefektv W Posit
Vermeidung llegalr Einanderung
Burokratieabbau
Umelschutz
Vorteilhate Handelsablommen fir cie USA
Positives Wirtschafiskima
Beschsfigung
Verbesserung des Gesundheitssystems
Sosiale Gerechtigeit

o 20 4 60 EY 100%

Quele: fo orld Ezanormic Survey (WES) /2017, ©ifonstitut





OEBPS/Images/Maass_fmt.png





OEBPS/Images/1695.png
Bedeutendste Investitionsstandorte - nach Beschaftigtenzahlen
Wo werden Sie 2017 hauptséchlich investieren? (Mehrfachnennung moglich)

® Restliche Welt  Vittel- und Sidamerika
wUsA Asien
% = Europa  Deutschland
100
EY
60
a0
20
o
0bis9 10 bis 49 50bis 249 250 bis 999 21000

Quelle: Unternehmensbefragung  Berechnungen des fo Instituts (N =1471). @ifoInstitut





OEBPS/Images/816.png
ifo Geschftsklima im Dienstleistungssektor®
Saisonbereinigt

— Beurteilung der Geschafislage
— Geschaftserwartungen
— Geschafisklima

20 [\/\/\A’\/V\/-/\/\IV\
30 A AV

Salden

2012 2013 2014 2015 2016 2017

2Ohne Handel, Kreditgewerbe, Leasing, Versicherungen und Staat.

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, November 2017. © ifolnstitut





OEBPS/Images/661.png
Investitionstatigkeit im Jahr 2017
wir werden im Jahr 2017 im Vergleich zum Jahr 2016 voraussichtlich .

mehrinvestieren

gleich investieren

weniger investieren

0 10 20 20 40 50 %

Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des fo Instituts (N =1 421). ®ifo Institut






OEBPS/Images/373.png





OEBPS/Images/Gehring_fmt.png
B





OEBPS/Images/1745.png
Deutschland als alleiniger Investitionsstandort
wir investieren nur in Deutschland

4 Nein Ja, wir investieren nur in Deutschland

Energie- und Wasserversorgung
Baugewerbe

Gastgewerbe

Sonstige Dienstleistungen
Verkehr/Lagerei

Bergbau

Handel

Freiberufl/techn. /wissenschaftl. Dienstl.
Verarbeitendes Gewerbe

Finanz-und Versicherungsdienst.
0 2 40 60 0 %

Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des fo Insttuts (N =1487). © fomstiat





OEBPS/Images/Laaser_fmt.png





OEBPS/Images/992.png
Vermeidung llegalr Einanderung
Burokratieabbau

Umiettschutz

Vortelhafte Handelzabkommen f die USA
Positives Wirtschafiskima

Beschsfigung

Verbesserung des Gesundheitssystems

Soziale Gerechtigkeit

Quelle: Okonomenpanel November 2017,

Negativ Ineffektiv ™ Positiv
15 70 ‘
14 78 !

a6 ; 12
52 43 !
30 65 !
18 76 !
66 ‘33

. —

20 40 60 80 100 %






OEBPS/Images/1510.png
Leasing: Entwicklung und Quoten
Bundesrepublik Deutschland

— Gesamte Wirtschaft

—Leasing
Investitionsentwicklungin jeweiligen Preisen
2004=100
140
130 _—
120 /\\ e
110 \\/

1 \/
%

2007 2009 2011 2013 2015 2017

Anteil gemieteter Anlagen an den gesamtwirtschaftlichen Investitio-
nenb

%
18

16
1
12
10

8

6
2007 2000 2011 2013 2015 2017
2017:Planung.

Quelles Statistisches Bundesam; ifo Investitionstest

Anlagenvermictung, © ifo Institut





OEBPS/Images/1474.png
Leasinginvestitionen 2016

= Produktionsgebaude, Logerhallen u. A.c.
= Handelsabjekte, Geschsfts-/Brogebaude
= Bromaschinen einschl. EDV
Sonst. Ausrisstungen, Nachrichtentechnik
= Produktionsmaschinen
B Fahrzeuge einschl. Luft, Wasser- und
Schienenfahrzeuge

Verteilung nach
Giter

o —

0%
0%
70%
60%
50%
40%
20%
20%
10%

0%

Quelle: fo Investitionstest.

wStaat

= Energieversorgung einschl. Landuwirtschaft

= Baugewerbe
Verkehr u. Nachrichtentechnik

= Handel

W Private Haushalte

B Verarbeitendes Gewerbe

 Dienstleistungen

Sektoren

100%
90%
20%
70%
60%
50%
0%
30%
20%
10%
0%

© folnstitut





OEBPS/Images/1465.png
..wird verlieren  ..wird weder gewinnen noch verlieren m .wird gewinnen

Die Oberschicht

Die Mittelschicht

Die untere

Einkommensgruppe

o 20 40 60 EY 100%

Quelle: Okonomenpane! November 2017. ©ifonstitut





OEBPS/Images/1439.png
Wirkung des Stresseffekts auf die harte Kernkapitalquote

Aggregat in Prozent und Effekte in Prozentpunkten

Zinsrisiko Marktrisiko Kreditrisiko
B
+200 Bp (Stressszenario)
17 ———————abziigl. +0 Bp (Basisszenario)
B
° Lostrn
u 1
(Risikopramien je Bonitat)
S
u
ez toree vee | wewe e
Kemkapital-  (inkl Derivate)  verzinster nichtverzinster _richtigungen  Kernkapital-
. e

fiedrigzinsumfrage (2017).

@ ifoInstitut.





OEBPS/Images/977.png
Arbeitsplatzverlagerung
Planen Sie (in diesem Zusammenhang) bestehende Arbeitsplatze ins
Ausland zu verlagem?

mNein
Ja

96%

Quelle: Unterehmensbefragung,, Berechnungen des
fo Instituts (N =1 469).

©ifo Insttut





OEBPS/Images/1005.png
Produktionsindex im Bauhauptgewerbe
Arbeitstaglich- und saisonbereinigt

Index2010=100

1991

g 8§ §

1999
2000
2003
2005
2007
2009
2011
2013
2015
2007

Quelle: Statistisches Bundesamt. © ifolnstitut





OEBPS/Images/836.png
Beurteilung der Geschaftslage im Bauhauptgewerbe
Saisonbersinigt

mmVerinderungsrate®
Salden —Beurteilung der Geschaftslage (Jahresdurchschnitt) %
.
©
s
o
P
BHERAAREAERAEAEAREREHEHEEEE

15

» Veranderungsrate des Jahresdurchschnits des Produktionsindex, Veranderung gegeniber dem Voriahr in %.
© ifolnstitut

Quelle: Statistisches Bundesam; ifo Konjunkturumirage.





OEBPS/Images/747.png
Einfluss der Trump-Regierung auf die Wirtschaftsentwicklung
Welchen Einfluss hat die Trump-Regierung Ihrer Ansicht nach au die folgenden Aspekte?

mSehrnegativ @ Negatiy = Keinen Einfluss ® Positiv B Sehr positiv = Weil nicht

Weltwirtschaft

Eigene Wirtschaft

Us-Wirtschaft

o 2 4 60 0 100%

Quele: ffo World Economic Survey (WES) V/2017. ©ifonstitut





OEBPS/Images/1196.png
Immobilien-Leasing
Investitionen gemessen an den gesamtwirtschaftlichen Bauinvestitionen ohne Wohnungsbau

= Investitionen in Mrd. € — Investitionen

12 12

10 10
e E
g 6
4 4
2 2
o o

2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017

Schatzung.

Quelle: Statistisches Bundesam; ifo Investitionstest. @ ifo Institut





OEBPS/Images/709.png
Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe
Hoch- und Tiefbau, Quartalswerte, kalender- und saisonbereinigt

— olumenindex 2010100 e Verandeung egenberVorsuatatin %
o
@

588785288822z 2% s8angzsss

Quelle: Statistisches Bundesamt. © ifoInstitut





OEBPS/Images/Schrader_fmt.png





OEBPS/Images/697.png
Zukiinftige Investitionstatigkeit
Im Durchschnitt der nachsten finf Jahre werden wir voraussichtlich (...) als 2016.

mehrinvestieren

gleichinvestieren

weniger investieren

0 10 2 30 40 50 %

Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des fo Instituts (N =1421). ®ifo Institut






OEBPS/Images/629.png
ifo Beschaftigungsbarometer Deutschlands

Indexwerte, 2005 = 100
114

112 "/
110
s W4 v/\
MW AV

VW v

2012 2013 2014 2015 2016 2017

#Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groft- und Einzelhandel, Dienst-
Ieistungssektor.

104

Quelle: ifo Konjunkturumiragen, November 2017. © ifolnstitut





OEBPS/Images/874.png
Entwicklung der Bautatigkeit im Bauhauptgewerbe
Saisonbersinigt

= Veranderungsrate®
— Entwicklung der Bautatigheit (Jahresdurchschnitt)
salden — Entwicklung der Bautatigkeiten %
75 15
10
5
0

» Veranderungsrate des Jahresdurchschnits des Produktionsindex, Veranderung gegeniber dem Voriahr in %.
Quelle: Statistisches Bundesam; ifo Konjunkturumirage. © ifolnstitut





OEBPS/Images/1030.png
mBesseralserwartet  mWieerwartet  mSchlechteralserwartet  m Weilt nicht

Vermeidung von llegaler Ewanderung
Sirokaticabbeu i
Unettschutz
Vortelhate Handelsabkommen fr die USA
Positives Wirschaftskima S
Beschaftigung =

Verbesserung des Gesundheitssystems
Sosile Gerechtigket

0 20 40 60 80 100 %

Quelle; Okonomenpane! November 2017. ©ifonstitat





OEBPS/Images/1601.png
Einflussfaktoren auf die Investitionstatigkeit

Unsere Investitionstatigkeitim Inland wurde baw. wird 2017 durch folgende Faktoren ..
mangeregt W nicht beeinflusst B gedampft

Absatzlage/-erwartung 189

Ertragserwartungen :

Technische Faktoren

Finanzierungsmaglichkeiten

Andere Faktoren

Wirtschaftspol. Rahmenbedingungen

Lohnkosten

Steuerliche Rahmenbedingungen

0

Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des fo Insttuts (N =1481). ©ifo nstitut

2 40 60 &0 100 %





OEBPS/Images/590.png
ifo Geschaftsklima im Bauhauptgewerbe
salsonbereinigt

— Beurteilung der Geschftslage
— Geschiftserwartungen
salden —Geschaftsklima

1991
1993
1995
2001
2003
2005
2007
2009
2011
2013
2015
2007

g

199

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, @ ifolnstitut





OEBPS/Images/923.png
Erwartungen bezi
Aspekte

Inwiefern entspricht der Einfluss der Trump-Regierung auf die folgenden intemational bedeutenden
Aspekte Ihren Enwartungen?

h des Einflusses der Trump-Regierung auf internationale

mBesseralserwartet  mWieerwartet  ® Schlechteralserwartet = Weil nicht

Frieden und Sicherheit

Intenationale Kooperation in
multilateralen Organisationen

Ausgeglichene Handelsbilanzen

0 2 a0 60 20 100 %

Quele: fo World Ezonomic Survey (WES) /2017, ©ifonstitut





OEBPS/Images/Lenk_fmt.png





OEBPS/Images/715.png
Prozentd%

[0 Nodata [N 25-50

o
Eo-2s [ S-100

Quelle: foWorld Econormic Survey (WES) IV/2017. ©ifolnstitut





OEBPS/Images/780.png
ifo Geschaftsklima im Einzelhandel
Saisonbereinigt

— Beurteilung der Geschafislage
» — Geschaftserwartungen
Salden — Geschaftsklima

2012 2013 2014 2015 2016 2017

Quelle: ifo Konjunkturumiragen, November 2017. ifo Institut





OEBPS/Images/838.png
Jahresiiberschuss vor Steuern in diversen Zinsszenarien
Aggregatin Prozent der Bilanzsumme

Zinsszenarien:
5 Plan (éynamische Silanz] — +200 Bp [statische Bilanz)
+/-0Bp (statische Bilanz) Inverse Drehung (statische Bilanz)
— - 100 Bp (statische Bilanz) —— - 100 Bp (dynamische Bilanz)
o Sesamtkapitalentabiliate n %
’ %
-16%
-41%
-60%
2016 2017 208 2019 2020 2021
* Jehresiberschuss vor Steuern zur Bilanzsumme.
Quelle: Niedrigzinsumfrage (2017). © ifolnstitut






OEBPS/Images/953.png
mBesseralserwartet  mWieerwartet  mSchlechteralserwartet  w Weilt nicht

Frieden und Sicherheit

Internationale Kooperation in
multilateralen Organisationen

Ausgeglichene Handelsbilanzen

0 2 a0 60 20 100 %

Quelle; Okonomenpanel November2017. ©ifonstitut





OEBPS/Images/940.png
Bedeutendste Investitionsstandorte
o werden Sie 2017 hauptsachlich investieren? (Mehrfachnennung moglich)

™ Gesamt
= Familienunternehmen
% “ Nicht-Familienunternehmen

100
0
60
a0
2
o

Deutschland  Europa Asien UsA Mittel-und  Restliche Welt

sudamerika

Quelle: Unternehmensbefragung, Berechnungen des fo nstituts (N = 1471) @ifoInstitut





